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Einleitung. 


§  i» 

Umfang  der  Darstellung. 

Wenn  auf  den  nachstehenden  Seiten  ein  Vergleich 
zwischen  der  französischen  und  deutschen  Staatsanschauung 
im  19.  Jahrhundert  geboten  werden  soll,  so  kann  es  sich  nur 
um  eine  skizzenhafte  Gegenüberstellung  der  jeweils  führenden 
Staatsphilosophen  und  Staatsrechtslehrer  und  ihrer  Theorien 
handeln.  Erscheint  doch  dem  ersten  Blick  das  Feld,  das  der 
gewissenhafte  Bearbeiter  obigen  Themas  zu  bearbeiten  hat, 
als  ein  solch  ausgedehntes,  ja  unerschöpfliches,  dass  die  Be- 
handlung des  gestellten  Themas  nicht  ohne  Berechtigung  als 
eine  fast  unmögliche  angesehen  werden  könnte.  Allein  mit 
dem  tieferen  Eindringen  in  den  gewaltigen  Stoff,  der  sich  dem 
Verfasser  darbot,  erkannte  er,  dass  es  wohl  möglich  sei,  eine 
auf  rechts-  und  geschichtsphilosophischer  Grundlage  sich  auf- 
bauende, gedrängte  Darstellung  französischer  und  deutscher 
Staatsideen  in  der  Weise  zu  geben,  dass  sowohl  die  Geschlossen- 
heit der  jeweiligen  Systeme  als  auch  deren  Wechselwirkungen 
auf  die  Doktrinen  des  Nachbarlandes  hervortreten  und  klar 
erkannt  werden  könnten.  Wohl  macht  die  Arbeit  in  keiner 
Weise  den  Anspruch  darauf,  aus  der  Tiefe  der  deutschen  und 
französischen  Anschauung  geschöpft,  und  in  ihren  Ausführungen 
auf  einem  untrüglichen  Verständnis  der  oftmals  schon  aus 
Gründen  der  Völkerpsychologie  divergierenden  Staatsideen  zu 
beruhen,  nichtsdestoweniger  war  es  dem  Verfasser  an  der 
Schwelle  des  20.  Jahrhunderts  wohl  ermöglicht,  wenigstens 
die  ersten  siebenzig  Jahre  des  Jahrhunderts  mit  einem  objek- 
tiven, aufs  ganze  gerichteten  Blick  und  an  der  Hand  eines 
tieferen  Quellenstudiums  zu  überschauen. 

Wenn  auch  die  Arbeit  in  erster  Linie  als  eine  recht  s- 
historische  gedacht  und  die  gestellten  Aufgaben  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  Rechtsgeschichte  aufgefasst  wurden,  so 
konnte  es  sich  der  Verfasser  trotzdem  nicht  versagen,  zur 
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Erzielung  einer  breiteren  Grundlage  und  vor  allem  zur  besseren 
Klärung  des  ideengeschichtlichen  Zusammenhangs  und  der 
Wechselwirkung  nationaler  Grundanschauungen  auch  auf  die 
jeweils  herrschenden  philosophischen  Theorien  —  wenn  auch 
nur  flüchtig  —  einzugehen.  Bestimmend  wirkte  hiefür  noch 
der  Umstand,  dass  die  streng  juristische  Behandlung  des  öffent- 
lichen Rechts  erst  allerneuesten  Datums  ist  und  die  Disziplin 
der  Staatswissenschaften  bis  in  die  6oer  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts als  eine  rein  philosophische  angesehen  wurde,  des 
weiteren,  dass  tatsächlich  sowohl  in  Frankreich  wie  in  Deutsch- 
land das  tiefste  Eindringen  in  die  Grundprinzipien  der  Staats- 
lehre durch  Philosophen  erfolgte.  Die  naturrechtliche  An- 
schauung, die  ja  in  beiden  Ländern  bis  tief  in  die  50er  Jahre 
in  ihren  Nachwirkungen  offenbar  ist,  Hess  das  Recht  als  einen 
abstrakten,  von  der  jeweiligen  Staatsform  loszulösenden  Begriff 
erscheinen,  den  in  die  Disziplin  der  Philosophie  einzureihen, 
man  einer  alten  Gewohnheit  folgend  sich  keinen  Augenblick 
besann.  Haben  sich  nicht  sämtliche  Philosophen  Frankreichs 
von  Rousseau  bis  Lamartine  und  Deutschlands  von  Kant  bis 
Hegel  mit  den  Radikalfragen  der  Staatslehre,  insbesondere  der 
Lehre  vom  Staatsgrund  und  Staatszweck  beschäftigt? 

Dazu  kommt  noch,  dass  in  Frankreich  trotz  aller  Be- 
mühungen neuerer  Staatsrechtslehrer  auch  heute  noch  nicht 
eine  strikte  Trennung  von  Staatsrecht  und  Politik  als  zweier 
aussereinanderfallenden  Disziplinen  durchgeführt  worden  ist  in 
Verkennung  des  Umstandes,  dass  letztere  eigentlich  nichts 
mehr  ist  als  eine  Sichtung  und  Klarlegung  aprioristischer  oder 
durch  Spekulation  oder  empirische  Erfassung  gewonnener 
Zweckbegriffe. 

Es  lässt  sich  aber  auch  nicht  leugnen,  dass  in  Deutsch- 
land stets  eine  Wechselwirkung  von  Politik  und  Staatsrecht- 
lehre stattgefunden  hat,  und  dass  die  erstere  naturgemäss  von 
der  jeweils  herrschenden  philosophischen  Ideenrichtung  be- 
einflusst  wurde.1) 

')  Die  Bedeutung  der  Politik  für  die  Staatsrechtslehre  wird 
neuestens  insbesondere  von  Jellinek  (Allgemeine  Staatslehre  II.  Aufl. 
1905)  betont.  Er  weist  darauf  hin  (S.  15  ff.),  dass  die  politische  Be- 
trachtung ergänzend  zur  Erkenntnis  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
herangezogen  werden  müsse,  »da  alle  wichtigen  Lebensprozesse  des 
Staates  und  seine  Rechtssätze  vor  ihrem  Entstehen  Gegenstand  poli- 
tischer Erwägungen  und  Entschlüsse  gewesen  seien  und  alle  vollendete 


Dass  eine  Einziehung  der  wesentlichsten  ökonomischen 
Theorien  in  die  nachstehende  Arbeit  nicht  zu  vermeiden,  ja 
dass  sie  vielmehr  erforderlich  war,  ist  leicht  einzusehen. 
Gerade  in  Frankreich  finden  wir  zu  Beginn  und  in  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  eine  nicht  unbedeutende  Anzahl  von 
Schriftstellern,  die  ihre  staatsrechtlichen  und  politischen  Be- 
griffe aus  ökonomischen  Begriffen  schöpften  und  ihre  Postulate 
auf  wirtschaftspolitischen  Erwägungen  aufbauten.  In  diesem 
Sinne  ist  der  Sozialismus  aufzufassen,  der  alles  weniger  ist, 
als  eine  r  e  c  h  t  s  historische  Erscheinung.  Aber  auch  Deutsch- 
land hat  die  so  sehr  unheilsame  allzurasche  Rückwirkung- 
ökonomischer  Bestrebungen  auf  das  Staats-  und  Verwaltungs- 
recht und  auf  die  Politik  in  einer  eigenartigen  Entwicklung 
erfahren.  Nicht  zu  vergessen  ist  ferner,  dass  die  ökonomische 
Entwicklung  des  19.  Jahrhunderts  in  beiden  Ländern  durch 
Erzeugung  des  Proletariats  einen  neuen  politischen  Faktor 
und  damit  auch  ein  neues  Moment  in  der  staatsrechtlichen 
Entwicklung  geschaffen  hat. 

Als  letztes  mag  noch  betont  werden,  dass,  wenn  auch 
die  Staatslehre  sich  in  beiden  Ländern  immer  mehr  zu  einer 
eigenen  Disziplin  entwickelt  hat,  sie  sich  doch  nicht  ganz  des 
Einflusses  erwehren  konnte,  den  die  aufsteigenden  Natur- 
wissenschaften auszuüben  im  stände  waren.  Schon  die  franzö- 
sischen Positivisten  versuchten,  ihre  Ideen  mit  den  Resultaten 
der  Naturforschung  in  Einklang  zu  bringen,  und  wenn  auch  in 
Deutschland  der  grosse  Einfluss  der  Hegeischen  Dialektik  die 
Wissenschaft  vom  Staate  jahrzehntelang  in  rein  spekulativen 

staatliche  Tat,  alles  bestehende  Recht  politische  Wirkungen  hervor- 
bringe«. Dabei  verkennt  Jellinek  nicht,  dass  gerade  bei  diesen  beiden 
Disziplinen  eine  Vermischung  von  unheilvollen  Folgen  sein  würde,  und 
fordert  die  genaue  Trennung  der  beiden  Disziplinen.  Darin  ist  ihm 
völlig  beizupflichten,  denn  die  abstrakte  Natur  der  theoretischen 
Staatslehre  erheischt  die  Anlehnung  an  politische  Grundbegriffe, 
wenn  anders  das  Staatsrecht  eine  rein  scholastische  Disziplin  zu 
werden  Gefahr  liefe,  und  mit  Recht  betont  Jellinek  den  wichtigen 
Grundsatz,  dass  das  politisch  Unmögliche  nicht  Gegenstand  staats- 
rechtlicher Untersuchung  sein  solle.  Zudem  gibt  es  eine  Anzahl 
Materien,  die  je  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Betrachters  sowohl  in 
die  Politik  als  in  die  Staatsrechtslehre  eingewiesen  werden  können, 
unter  welchen  Jellinek  die  Lehren  von  der  Rechtfertigung  und  dem 
Zweck  des  Staates  hervorhebt. 
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Bahnen  hielt,  so  muss  doch  anerkannt  werden,  dass  in  der 
gleichzeitig  blühenden  historischen  Schule  ein  empirischer,  mit 
den  Resultaten  der  Naturforschung  übereinstimmender  Kern 
verborgen  war,  und  dass  Hegel  selbst  —  freilich  ohne  es  zu 
wollen  oder  auch  nur  zu  ahnen  —  den  Samen  zu  einer  kritischen, 
auf  dem  Empirismus  sich  aufbauenden  Staatsanschauung  ge- 
sät hat.  Zudem  weist  gerade  die  unleugbare  Entwicklung  der 
Soziologie  in  beiden  Ländern  darauf  hin,  dass  die  Wissenschaft 
in  bezug  auf  die  Erkenntnis  der  Natur  in  ihrer  Wechselwirkung 
auf  den  Staat  noch  vor  weittragenden  Enthüllungen  steht,  ob- 
wohl die  von  Männern  wie  Comte,  Quetelet,  v.  Lilienfeld, 
v.  Schäffle,  Gumplowicz,  Letourneau  und  Bastiat  erzielten 
Resultate  auch  heute  schon  einen  weiten  Blick  in  diesen 
jüngsten  Zweig  der  Wissenschaft  vom  Staate  gestatten. 

Spekulative  oder  empirische  Betrachtung? 

Es  ist  ein  Postulat  der  im  vorigen  Paragraphen  dargelegten 
Ideen,  dass  sich  die  vorliegende  Abhandlung  weder  in  streng- 
empirischen  Bahnen  noch  in  rein  spekulativen  bewegen  darf. 
Denn  wenn  auch  die  empirische  Staatsanschauung  seit  Gerber 
und  Laband  die  herrschende  geworden  ist,  weil  sie  erst  eine 
der  Kritik  standhaltende  juristisch-dogmatische  Entwicklung 
und  Erhellung  der  modernen  Staatsinstitutionen  ermöglichte1), 
so  lässt  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  gerade  in  der  jüngsten 
Zeit  eine,  wenn  auch  nur  in  kleinen  Strömungen  sich  offen- 
barende Wandlung  eingetreten  ist,  die  darauf  hinzielt,  auch 
der  spekulativen  Betrachtungsweise  des  Staates  Raum  und 
Gewicht  zu  verschaffen.  Zu  erwähnen  ist,  dass  in  der  fran- 
zösischen Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts  eine  fast  ausschliess- 
lich spekulative  Betrachtungsweise  geübt  wird  (von  Comte 
abgesehen),  die  sich  daraus  erklärt,  dass  in  Frankreich  der 
Begriff  der  reinen  Staatsrechtslehre,  wie  ihn  Gerber  und  ins- 
besondere Laband2)  ausgebildet  haben,  bis  in  die  jüngste  Zeit 
nicht  gewürdigt  wurde,  weil  eben  auf  dem  Gebiet  der  engeren 
Staatswissenschaften  die  Politik  eine  fast  dominierende  Stellung 

')  Rehm :  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft  1896,  S.  261. 
2)  Laband:  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches.    2.  Aufl.  1887. 

Vorrede. 
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einnahm.  Auch  rein  äusserlich  ist  dieser  Einfluss  darin  zu 
erkennen,  dass  während  das  Zweckmoment  in  der  Staats- 
definition der  deutschen  Staatswissenschaft  fast  allgemein  fallen 
gelassen  wurde,  es  in  Frankreich  nahezu  unbestritten  bis  auf 
die  neueste  Zeit  als  ein  essentiale  der  Definition  angesehen 
wurde.  Erst  die  von  der  deutschen  Wissenschaft  in  starkem 
Masse  beeinflussten  Schriftsteller,  wie  Esmein,  Hauriou,  Moreau, 
haben  sich  zur  Ausmerzung  des  Zweckmoments  in  der  Staats- 
definition verstanden. 

Es  lässt  sich  im  übrigen  bezweifeln,  ob  sich  die  rein 
empirische  Betrachtungsweise  in  Frankreich  die  gleiche  Aus- 
dehnung wie  in  Deutschland  erringen  wird,  schon  aus  dem 
Grunde,  weil  der  französischen  Wissenschaft  bei  dem  jähen 
und  oftmaligen  Wechsel  der  staatlichen  Institutionen  nicht  die 
gleiche,  den  Empirismus  begünstigende  feste  Basis  der  Kritik 
gegeben  ist. 

In  neuerer  Zeit  hat  man  sogar  der  spekulativen  Anschau- 
ung des  18.  Jahrhunderts,  dem  reinen  Apnorismus  der  natur- 
rechtlichen Schule  zu  huldigen  und  ihn  zu  rechtfertigen  ver- 
sucht. Michel  in  seinem  nicht  unbedeutenden  Buche1)  sagt 
hievon  in  der  Vorrede:  »Quand  j'ai  commence  mon  travail  .  .  .  . 
Tapriorisme  moral  et  politique  des  philosophes  du  XVIIIe  siecle 
m'apparaissait  une  methode  decevante  et  justement  discreditee. 

L'etude  et  la  reflexion  modifierent  cette  opinion.  Les 
inconvenients  de  la  methode  a  priori  me  semblerent  tenir 
moins  ä  sa  nature  meme  qu'ä  Femploi  delectueux  qui  en  est 
fait,  lorsqu'on  Tetend  de  la  determination  des  lins  de  la  vie 
sociale,  pour  laquelle  eile  est  souveraine,  ä  la  determination 
des  moyens,  pour  laquelle  eile  est  souverainement  impropre.« 

Auch  auf  deutscher  Seite  hat  man  über  die  aprioristische 
Staatsanschauung  wieder  versöhnlicher  zu  urteilen  begonnen. 
Kehm,  der  ganz  entschieden  auf  der  Basis  empirischer  Staats- 
anschauung steht,  gibt  die  Möglichkeit  einer  philosophischen, 
aprioristischen  Staatslehre  zu ;  mit  Recht  bemerkt  er2),  dass  es 
zuviel  gesagt  sei,  wenn  man  behauptet,  der  Staat  könne  seinem 
Wesen  nach  nur  empirisch  erfasst  werden;  es  sei  jedenfalls 
nur  unbestreitbar,  dass  wir  einen  möglichst  sicheren  Staats- 

1)  L'idee  de  l'Etat.  Essai  critique  sur  l'histoire  des  theories 
sociales  et  politiques  en  France  depuis  la  Revolution.  Paris  (Hachette)  1 896. 

2)  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre.    1899.    S.  5. 
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begriff  nur  dann  rinden,  wenn  wir  von  der  Summe  der  poli- 
tischen Gebilde  ausgehen,  die  uns  in  der  Wirklichkeit  mit  dem 
Namen  Staat  entgegentreten.  —  Gewiss  wird  man  nicht  be- 
streiten wollen,  dass  eine  klare  und  auch  befriedigende  Staats- 
definition und  Staatsanschauung  nur  auf  der  Grundlage  der 
positiven  Rechtsordnung,  der  tatsächlichen  Verhältnisse  zu 
winnen  ist,  und  dass  es  die  Erkenntnis  des  empirischen  Moments 
in  der  Staatslehre  war,  die  zu  den  wissenschaftlichen  Erfolgen 
des  letzten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  geführt  hat,  aber  be- 
rechtigt uns  dies,  die  empirische  Betrachtungsweise  als  die 
allein  ausschlaggebende,  ja  allein  zulässige  anzusehen?  Rehm 
hat  diese  Frage  mit  Recht  verneint.  Ein  Blick  auf  die  fran- 
zösische Literatur  des  19.  Jahrhunderts  von  den  Theokraten 
und  Positivisten  bis  auf  die  modernsten  Schriftsteller1)  zeigt 
uns,  dass  in  Frankreich  der  Empirismus  nie  als  allein  giltige 
Forschungsweise  angesehen  wurde. 

Die  Lehre  vom  Staat  ist  in  ihrem  innersten  Kern  —  wie 
die  Lehre  von  allen  juristischen,  moralischen  Personen  — 
durchaus  metaphysischen  Charakters;  eine  sich  auf  die  zu  einer 
bestimmten  Zeit  vorhandenen  staatlichen  Institutionen  stützende 
Definition  des  Staates  ist  daher  nur  von  relativem  Wert,  ein 
Spiegelbild,  in  dem  staatliche  Einrichtungen  und  die  Auffassung 
vom  Staate  einer  Epoche  wiedergegeben  sind. 

Wie  die  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates  in  seinen 
Uranfängen  eine  spekulative  ist  und  bleiben  wird,  solange  wir 
nicht  in  der  Lage  sind,  auf  empirischer  Grundlage  die  Existenz- 
bedingungen der  Urstaaten  nachzuweisen,  so  ist  und  bleibt 
auch  die  Lehre  vom  Zwecke  des  Staates  und  insbesondere 
die  Erfassung  des  Begriffes  vom  Staate  als  »Ding  an  sich< 
ein  wissenschaftliches  Problem,  dem  wir  mit  spekulativer 
P'orschungsweise  eher  nahekommen  als  mit  empirischen 
Schlussziehungen.  Ich  will  hiebei  nicht  die  Theorie  eines  zu 
allen  Zeiten  vorhandenen,  aprioristisch  zu  konstruierenden, 
abstrakten  Staates  aufstellen,  aber  das  eine  ist  sicher,  dass 
wie  alle  unsere  Erkenntnis  eine  relative  ist,  so  auch  die  em- 
pirische Erkenntnis  des  Staates  nur  solche  Werte  schärft,  die 
eben  für  eine  bestimmte  Zeit,  für  bestimmte  Verhältnisse  Gel- 
tung zu  beanspruchen  haben;  aus  den  empirisch  gewonnenen 
Resultaten  aber  auf  die  Grundlagen,  den  Zweck,  das  Ende. 


*)  s.  z.  B.  Duguit,  L'Etat  I.  p,  20.  21. 
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kurz  auf  den  Begriff  desjenigen  Gemeinwesens  zu  folgern, 
das  wir  mit  dem  Namen  Staat  zu  bezeichnen  pflegen,  ohne  von 
spekulativen  Erwägungen  getragen  zu  werden,  ist  unmöglich. 

Die  historische  Schule,  die  Errungenschaften  der  Natur- 
wissenschaften haben  dem  Empirismus  im  modernen  staatlichen 
Denken  einen  fast  zu  grossen  Einfluss  verschafft.  Man  glaubte 
auf  Grund  empirischer  Betrachtung  auch  die  innersten  Probleme 
des  staatlichen  Lebens  klarlegen  zu  können.  Eine  Sichtung, 
eine  selbsterkennende  Kritik  unserer  empirischen  und  speku- 
lativen Erkenntnis  tut  mehr  als  je  not.  der  Ruf  der  neuesten 
Zeit:  Zurück  zu  Kant!  ist  ein  beredter  Zeuge  dieser  Empfindung, 
die  sich  nicht  bloss  auf  staatlichem  Wissensgebiete  fühlbar 
gemacht  hat. 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  bezeichnet  Michel  an  der  oben 
angegebenen  Stelle  die  spekulative  Methode  als  souveraine 
pour  la  determination  des  fins  de  la  vie  sociale  und  als  sou- 
verainement  impropre  pour  la  determination  des  moyens.  Zur 
Erkenntnis  der  moyens,  der  tatsächlichen  Verhältnisse,  der 
relativen  Gründe  eines  konkreten  staatlichen  Systems,  endlich 
der  Politik  als  Staatsklugheitslehre  ist  die  spekulative  Methode 
nahezu  untauglich  und  nur  die  empirische  zu  gebrauchen. 

Die  Sache  liegt  aber  nicht  so,  dass  man,  sich  an  Fichte 
anschliessend,  zu  unterscheiden  hätte  zwischen  Staatsphilosophie 
und  Staatsrechtslehre,  von  denen  erstere  nur  auf  spekulativem, 
letztere  auf  empirischem  Boden  stehe.  Es  lässt  sich  m.  E. 
eine  scharfe  Abgrenzung  dieser  beiden  Disziplinen  überhaupt 
nicht  ziehen ;  zudem  kann  nicht  bestritten  werden,  dass  für 
die  Wissenschaft  der  Staatsphilosophie  die  empirische  Be- 
trachtungsweise ebenso  von  Nutzen,  ja  notwendig  ist,  wie  für 
die  Staatsrechtslehre  die  spekulative.  Eine  glückliche  Ver- 
bindung dieser  beiden  Methoden  führt  zu  den  einwandfreiesten 
Resultaten.  In  dieser  Auffassung  sind  auch  die  nachstehenden 
Kapitel  unternommen  worden. 


—    8  — 


Kapitel  I. 

Das  Naturrecht. 

§  3. 

Napoleon  I.  und  das  Naturrecht. 

Diejenigen  Vertreter  des  Naturrechts  des  18.  Jahrhunderts, 
die  den  nachhaltigsten  Einfluss  auf  die  Denkweise  ihrer  Zeit 
gewonnen  haben,  sind  Montesquieu,  Rousseau,  Condorcet, 
Kant  und  Fichte.  Wir  übergehen  hiebei  jene  Schriftsteller, 
die  auf  dem  Boden  des  Naturrechts  stehend,  dessen  Postulate 
in  einseitiger  Weise  und  in  Anlehnung  an  politische  Verhält- 
nisse ausgearbeitet  haben,  so  Voltaire,  die  Encyklopädisten, 
Wolff  und  die  Vertreter  der  physiokratischen  Schule. 

Wir  wollen  uns  zuerst  mit  Rousseau  beschäftigen,  dessen 
Einfluss  nicht  bloss  für  die  französische  Wissenschaft  von 
einschneidender  Bedeutung  ist. 

Wenn  wir  die  Verfassungsgeschichte  Frankreichs  und 
fast  aller  romanischen  Länder  seit  1789  überblicken,  so  tritt 
uns  als  ein  nie  entschwindender  Grundsatz  das  Prinzip  der 
Volkssouveränetät  entgegen.  Die  Ausnahme,  welche  die  fran- 
zösische Charte  von  1814  bildet,  war  nicht  mehr  als  eine 
Episode.  Man  kann  mit  Sicherheit  sagen,  dass  es  der  Einrluss 
Rousseaus  war,  der  dem  Prinzip  der  Volkssouveränetät  zum 
Siege  verholfen  hat.  Waren  die  Theorien  eines  Massilius  von 
Padua  und  seiner  Zeitgenossen  lediglich  durch  die  kirchen- 
staatlichen Verhältnisse  ihrer  Zeit  verursacht,  so  ist  die  Volks- 
souveränetät Rousseaus  in  erster  Linie  als  eine  politische 
Reaktion  anzusehen,  die,  von  den  Errungenschaften  der  phy- 
siokratischen Schule  ausgehend,  sich  gegen  die  staatliehen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Frankreichs  richtete  und 
halb  wissenschaftliche  These,  halb  Kampfmittel  war.  Die  fran- 
zösische Revolution  hat  sich  diese  Lehre  als  ihre  wissenschaft- 
liche Waffe  zu  Nutze  gemacht,  und  in  ihren  durchweg  un- 
bedeutenden Verfassungen  wird  das  Prinzip  der  Volkssouverä- 
netät stets  mit  Schärfe  betont.  Die  ganze  grossartige  Ver- 
waltungsgesetzgebung, die  in  Frankreich  vom  Jahre  178g  bis 
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bis  zur  Restauration  stattfand,  beruht  auf  diesem  Prinzip. 
Wenn  auch  die  Persönlichkeit  Napoleons  eine  imperialistisch- 
cäsaristische  Strömung  in  die  Theorie  von  der  Volkssouverä- 
netät  gebracht  hat,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  sich 
Napoleon  im  Prinzip  nie  als  einen  Herrscher  bezeichnet  hat, 
der  die  Souveränetät  aus  eigner  Machtvollkommenheit  besitze, 
sondern  dass  er  sich  stets  nur  als  einen  Mandatar  des  fran- 
zösischen Volkes  betrachtete,  durch  dessen  Willen  er  auf  den 
Thron  berufen  wurde  und  in  dessen  Namen  er  die  Staats- 
gewalt ausübte.  Er  nennt  sich  empereur  des  Francais  d.  h. 
der  von  den  Franzosen  erwählte  Kaiser.  In  diesem  Sinne  ist 
er  nicht  mehr  als  der  delegierte  Herrscher  in  naturrechtlichem 
Sinne,  dem  die  volonte  generale  die  Herrschaft  überträgt,  ohne 
dass  die  Gesamtheit  damit  ihre  Souveränetät  verlieren  würde. 

Wir  haben  hier  die  politischen  Verhältnisse  nicht 
näher  zu  untersuchen,  die  mit  dem  Gesagten  scheinbar  in 
Widerspruch  stehen.  Für  die  naturrechtliche  Auffassung 
spricht  aber  entschieden,  dass  selbst  in  den  machtvollsten 
Tagen  Napoleons,  an  denen  es  ihm  ein  leichtes  gewesen  wäre, 
die  Verfassung  vom  18.  Brumaire  VIII  umzustossen  und  sich 
als  absoluten  Regenten  zu  oktroyieren,  am  20.  Floreal  X  und 
am  15.  Brumaire  XII  er  sich  seine  Rechte  durch  die  allgemeine 
Volksabstimmung  geben  Hess.  Der  vollständige  kaiserliche 
Titel  lautete  in  seiner  schliesslichen  Gestalt:  Napoleon,  durch 
die  Gnade  Gottes  und  die  Constitutionen  Kaiser  der  Franzosen, 
König  von  Italien  etc.  Wobei  die  Floskel  »durch  die  Gnade 
Gottes«  lediglich  ein  Zugeständnis  an  die  sich  in  Frankreich 
erhebende  religiöse  Bewegung,  die  Wendung:  »durch  die 
Constitutionen«  eine  rechtliche  Begründung,  einen  Titel,  und, 
wie  sich  aus  dem  Ausdruck  ergibt,  einen  naturrechtlichen 
Titel  darstellen  sollte. 

Es  widerspricht  im  übrigen  nicht  dem  naturrechtlichen 
Prinzip,  dass  der  durch  die  volonte  generale  berufene  Herrscher 
eine  absolute,  auch  dem  Volke  gegenüber  unumschränkte 
Gewalt  ausübt,  weil  die  Naturrechtslehre  mit  der  Fiktion 
operiert,  dass  der  Einzelne  sich  seiner  Souveränetät,  die  er 
als  Glied  der  Gesamtheit  besitzt,  durch  seine  Abstimmung 
entäussert,  um  sie  im  Rechtsgut  des  staatlichen  Schutzes  und 
der  staatlichen  Organisation  wieder  zu  empfangen. 

Allerdings  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  gerade  in  der 
Napoleonischen  Epoche  die  Naturrechtsdoktrin  erheblich  er- 
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schüttert  wurde.  Zeigt  doch  diese  Zeit  mehr  als  irgend  eine 
andere  die  Achillesferse  der  naturrechtlichen  Lehre,  nämlich 
den  Einfluss,  den  eine  machtvolle  Persönlichkeit  auf  die 
Volksmenge  und  damit  auf  die  volonte  generale  auszuüben 
und  so  die  bedeutendste  staatliche  Tätigkeit  des  Individuums 
im  Naturrechtsstaat,  die  Abstimmung,  zu  einer  blossen  Schein- 
handlung herabzudrücken  imstande  ist.  Die  Machttheorie 
Spinozas  scheint  während  der  Napoleonischen  Epoche  ver- 
gessen gewesen  zu  sein,  da  sie  mehr  als  jede  andere  Doktrin 
in  der  Lage  gewesen  wäre,  die  politischen  Vorgänge,  wenn 
auch  nur  mit  einer  pseudo-wissenschaftlichen  Ideenrichtung 
zu  erklären.  Wir  werden  uns  übrigens  später  mit  dieser 
spinozistischen  Lehre  weiter  zu  beschäftigen  haben  und  er- 
kennen, dass  ihr  Einfluss  auf  die  Wissenschaft  des  19.  Jahr- 
hunderts ein  viel  bedeutenderer  und  auch  gerechtfertigter  ge- 
wesen ist,  als  man  sonst  anzunehmen  geneigt  ist. 

§  4- 

Rousseau,  Condorcet. 

Aber  nicht  nur  die  politischen  Verhältnisse  Frankreichs 
zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  haben  die  Theorie  Rousseaus 
vom  contrat  social  in  ihrer  Unzulänglichkeit  gekennzeichnet, 
die  Theorie  selbst  krankte  an  innern,  an  logischen  Fehlern, 
die  zum  grossen  Teil  in  der  Verkennung  der  physischen  und 
psychischen  Beschaffenheit  des  Individuums  ihren  Grund  hatten. 
Die  egalite  de  Convention1),  welche  die  Menschen  durch  den 
Abschluss  des  contrat  social  erlangen,  ist  nichts  mehr  als  eine 
mathematisch  ausgedachte  Konstruktion.  Des  weiteren  aber 
verkannte  Rousseau  vollständig,  dass  es  unmöglich  war,  in 
eine  durch  und  durch  individualistische  Welt,  die  mit  dem 
antiken  Staatsbegriff  nicht  das  geringste  Merkmal  gemein  hatte, 
den  Freiheitsbegriff  der  Antike,  das  Aufgehen  des  Individuums 
im  Staat,  mit  anderen  Worten  das  Sozialprinzip  zu  setzen. 

Das  mag  auf  den  ersten  Anblick  etwas  paradox  erscheinen, 
dass  Rousseau  hier  als  Verfechter  des  Sozialprinzips  geschildert 
wird.  Aber  wenn  wir  in  den  Rousseausehen  Ideengang  tiefer 
eindringen,  so  finden  wir,  dass  er  zwar  auf  individualistischen 
Voraussetzungen  steht,  aber  sich,  ohne  es  zu  wollen,  sozial- 


*)  Contrat  social  liv.  I.  chap  IX. 
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prinzipiellen  Endzielen  hingibt.  Die  Idee  der  Freiheit,  die 
Rousseau  vorgeschwebt  hat,  ist  die  Teilhaftigkeit  des  Indivi- 
duums an  der  Souveränetät  und  damit  korrespondierend  die 
Abhängigkeit  des  Individuums  von  der  Gesamtheit  der  Sou- 
veräne, das  Aufgehen  desselben  im  Staate,  zu  dessen  Willens- 
bildung es  kraft  seines  Individualrechts  beigetragen  hat.  Es 
ist  dies  die  Staatsidee,  die  man  fälschlich  mit  dem  Namen  der 
sog.  antiken  bezeichnet  hat.1)  Tatsächlich  hat  einer  der  besten 
Kenner  der  Rousseauschen  Lehre,  Benjamin  Constant,  den 
FreiheitsbegrifT  Rousseaus  als  la  liberte  ä  Tantique,  si  differente 
de  la  liberte  ä  la  moderne  bezeichnet. 

Nichtsdestoweniger  steht  Rousseau  an  der  Schwelle  einer 
neuen  Zeit,  und  auch  sein  FreiheitsbegrifT  zeigt  hievon  nicht 
unbedeutende  Spuren.  Rousseau  war  eigentlich  der  erste  der 
neueren  Staatsphilosophen,  der  mit  rigoroser  Konsequenz  den 
Begriff  der  Moral  in  den  Begriff  der  Politik  eingeführt  hat,  er 
hat  die  Moral  der  Politik  untergeordnet.  Man  erkennt  den 
gewaltigen  Fortschritt,  der  damit  erreicht  war,  wenn  man  be- 
denkt, dass  die  Encyklopädisten  mit  d'Holbach  an  der  Spitze 
in  der  abstrakten  Moral  Staatsgrund,  Staatsziel  und  Staats- 
zweck ersahen  und  die  Politik  lediglich  als  eine  Erscheinungs- 
form, als  eine  logische  Folge  der  moralischen  Auffassung  des 
Gemeinlebens  betrachteten:  Le  pacte  social,  la  legislation,  le 
gouvernement,  sie  alle  haben  kein  anderes  Ziel  als  die  Ver- 
wirklichung der  Moral,  d.  h.  der  unbeschränkten  Nächstenliebe.2) 

Rousseau  hat  aber  dabei  nicht  verkannt,  dass  eine 
Wechselwirkung  von  Moral  und  Politik  notwendiger  Weise 
auch  im  Staate  des  contrat  social  stattzufinden  habe. 

Wenn  man  Kant  mit  Recht  als  den  eigentlichen  Schöpfer 
des  Rechtsstaatsbegriffs  bezeichnet  hat,  so  ist  doch  klar  zu 
erkennen,  dass  schon  Rousseau  und  insbesondere  sein  Schüler 
Condorcet  den  Rechtszweck  als  ein  essentiale  des  politischen 
Staatsbegriffs  erkannt  haben.  Die  beiden  letzteren  haben  den 
Grundstein  des  Rechtsstaats  gelegt,  und  dass  insbesondere 
Condorcet  den  Bau  nicht  vollendete,  hat  seinen  Grund  nicht 
zum  wenigsten  darin,  dass  er  vor  einer  metaphysischen,  rein 
aprioristischen  Betrachtungsweise  zurückschreckte  und  seinen, 
wie  er  glaubte,  empirischen  Boden  nicht  verlassen  zu  dürfen 

*)  Rehm,  Allg.  Staatslehre  S.  207. 

2)  d'Holbach,  Systeme  social  t.  1  p.  25. 
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meinte.  Aber  gerade  auf  ihren  Lehren,  die  einen  durchaus 
metaphysischen  Grundcharakter  besitzen,  den  sie  irrtümlich 
für  einen  empirischen  hielten,  haben  Kant  und  Fichte  ins- 
besondere ihre  Rechtsphilosophie  aufgebaut.  Condorcet  hat 
den  für  die  naturrechtliche  Doktrin  einschneidenden  Gedanken 
ausgesprochen,  dass  der  Bürger  sich  im  voraus  an  die  Majo- 
rität des  Volkes  anvertraue  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Majorität  niemals  »blesse  les  droits  individuels  apres  les  avoir 
reconnus«.1)  Hierin  liegt  eigentlich  in  nuce  der  ganze  Inhalt 
der  Lehre  vom  Rechtsstaat. 

§  5- 

Der  Freiheitsbegriff  der  Revolution. 

Allein  gerade  dieser  von  Condorcet  mit  aller  wünschens- 
werter Schärfe  in  die  Naturrechtslehre  eingeführte  Gedanke  hat 
sich  in  Frankreich  nie  allgemeine  Geltung  verschaffen  können. 

Die  bekannte  Erklärung  der  Menschenrechte  vom 
26.  August  bis  3.  November  1789  ruht  nicht  auf  diesem  Boden. 
Sie  stellt  als  erstes  Postulat  das  Prinzip  der  Volkssouveränetät 
auf,  verlangt  dann  die  Trennung  der  Gewalten  und  in  dritter 
Linie  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Bürger.  Man  halte  dies 
fest  im  Auge:  »Freiheit  und  Gleichheit  aller  Bürger«.  Von 
einer  den  einzelnen  Staatsgenossen  a  priori  zustehenden,  be- 
stimmt abgegrenzten  Rechtssphäre,  von  droits  individuels  ist 
hier  nicht  die  Rede.  Freiheit  und  Gleichheit  nur  in  dem 
Maße  als  der  Staat  d.  i.  das  souveräne  Volk  zugesteht;  nicht 
primäre,  sondern  abgeleitete  Rechte.  Das  Volk  bestimmt  den 
Umfang  der  Freiheit  des  Individuums  durch  seine  Abstimmung, 
der  einzelne  Volksgenosse  betätigt  seine  souveränen  Rechte 
dadurch,  dass  er  sich  ihrer  durch  die  Abstimmung  entäussert. 
Die  zweite  Verfassung,  die  sog.  Constitution  jacobine  kennt 
tatsächlich  ein  solches  Referendum,  an  dem  der  Einzelne  kraft 
seiner  ihm  vom  Staate  garantierten  Freiheits-  und  Gleichheits- 
rechte, die  qualitativ  und  quantitativ  beschränkt  sind,  teil- 
nimmt. Eine  logische  Folge,  oder  wie  Seydel2)  mit  Recht  sagt, 
eine    Krönung   dieses   naturrechtlichen  Verfassungsgebäudes 

^.Esquisse  d'un  tableau  historique  des  progres  de  l'esprit  humain. 
9^  epoque,  p.  240. 

2)  v.  Seydel:  Ein  Jahrhundert  französischer  Verfassungsgeschichte 
in  den  staatsrechtlichen  und  politischen  Abhandlungen.    1803  S.  [68. 
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war  aber  das  anerkannte  Recht  zum  Aufstand.  Wenn  die 
Regierung  die  Rechte  des  Volkes,  d.  h.  die  von  ihr  dem  Ein- 
zelnen zugestandenen  Freiheits-  und  Gleichheitsrechte  verletzt, 
dann  ist  der  Aufstand  für  das  Volk  und  für  jeden  Teil  des 
Volkes  das  heiligste  der  Rechte  und  die  unbedingteste  der 
Pflichten. 

Man  sieht,  das  souveräne  Volk  gibt  sich  selbst  oder 
seinen  Teilen  das  Recht  zum  Aufstand,  es  schafft  ein  Recht 
und  eine  Pflicht.  Das  ist  keine  blosse  Dokumentation,  sondern 
die  Schöpfung  eines  konkreten,  streng  umschriebenen  Rechts, 
wie  denn  auch  der  Ausdruck  Deklaration  =  Erklärung  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte  der  Sachlage  nicht  entsprach 
und  die  constitutive  Wirkung,  die  Creation  nicht  genügend 
betonte.  Eine  Deklaration  in  diesem  Sinne  erfolgte  in  der 
neueren  Geschichte  nur  einmal  auf  dem  Boden  des  miss- 
verstandenen Kantischen  Rechtsstaats  und  seines  ökonomischen 
Gegenstücks,  des  Manchestertums,  in  den  Frankfurter  Grund- 
rechten des  Jahres  1849. 

§  6. 

Kant  und  Fichte. 

Die  Rechtsphilosophie  Kants  ist  eine  durchaus  individua- 
listische, in  dieser  Hinsicht  übertrifft  sie  eine  jede  bis  dahin 
existierende  naturrechtliche  Doktrin.  Während  sich  Rousseau 
noch  scheute,  das  logische  Postulat  des  Vorhandenseins  eines 
abstrakten  Rechts,  eines  droit  naturel  auszusprechen,  hat  Kant 
diesen  Gedanken  ohne  Zögern  ausgearbeitet,  ja  ihn  als  Haupt- 
argument seiner  individualistischen  Lehre  benutzt.  Es  gibt 
nach  Kant  ein  Naturrecht,  das  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
vorgängig  ist,  und  dessen  Ausübung  zu  sichern  nicht  bloss 
Ziel  und  Zweck,  sondern  auch  sittliche  Pflicht  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  ist.  In  diesem  Sinne  ist  er  der  Nachfolger  und 
Erfüller  Rousseaus  und  Condorcets. 

Es  ist  eine  logische  Folge  des  oben  Gesagten,  dass  Kant 
wie  ein  abstraktes  Recht,  so  auch  einen  abstrakten  Staat,  ein 
von  jeder  Zeit  und  von  jedem  Raum  losgelöstes  ideelles 
Staatswesen  kennt,  wie  es  nach  den  reinen  Prinzipien  des 
Naturrechts  ausgedacht  werden  muss.  Auch  nach  Kant  ent- 
steht der  abstrakte  Staat  durch  einen  Vertrag.  Aber  die 
Kantische  Lehre  nimmt  nicht  mehr  an,  dass  das  Individuum 
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dnrch  den  Abschluss  des  Vertrags  in  seiner  Souveränetät  eine 
Einbusse  erleidet. 

Wenn  auch  Kant  das  Postulat  der  Volkssouveränetät 
nicht  fallen  gelassen  hat,  so  hat  er  doch  in  seinen  moral- 
philosophischen Erwägungen  ein  grösseres  Gewicht  auf  die 
individuelle  Freiheit  gelegt.  Sie  ist  nach  Kant  das  einzige 
originäre  Recht,  das  jeder  Mensch  besitzt,  sie  bedeutet  die 
Befugnis,  sich  selbst  anzugehören,  über  sich  selbst  zu  verfügen. 
Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  dieses  originäre  Recht  quoad 
exercitium  unveräusserlich  wäre.  In  der  Tat  verliert  das  In- 
dividuum mit  dem  Eintritt  in  die  staatliche  Gemeinschaft  dieses 
an  sich  »wilde  und  unfruchtbare«  Recht,  um  es  unbeschädigt 
in  der  Unterwerfung  unter  die  Rechtsnorm,  dem  Rechtsstaat 
wiederzufinden. 

Hier  ist  aber  auch  der  Wurzelpunkt  des  Kantischen 
Rechtsstaates.  Dieser  Unterwerfung  unter  die  abstrakte  Rechts- 
ordnung entsprechen  individuelle  Rechte,  die  im  Naturrecht 
begründet  und  nicht  durch  den  Willen  einer  Majorität  entzieh- 
bar sind.  Diese  Rechte  sind  originär,  nicht  durch  die  Majorität 
geschaffen  und  verliehen.  Lediglich  der  Schutz,  die  Wahrung 
dieser  Individualrechte  ist  Recht,  vornehmlich  aber  Pflicht  des 
Staates.  Ein  französischer  Schriftsteller  hat  nicht  mit  Unrecht 
die  Rolle  des  Staates  bei  Kant  bezeichnet  als  le  role  d'une 
sentinelle,  chargee  de  monter  la  garde  autour  des  droits  de 
Tindividu,  pour  empecher  qu'on  y  porte  atteinte1),  ein  Ver- 
gleich, der  in  Lassalles  Bezeichnung  des  Rechtsstaats  als 
Nachtwächterstaat  seine  Bestätigung  findet. 

Die  Lehre  vom  Rechtsstaat,  wie  sie  Kant  entwickelt  und 
Fichte  weiter  ausgesponnen  hat,  erlangte  in  Deutschland  einen 
unübersehbaren  Einfluss.  Sie  hat  den  Rousseauschen  Grund- 
ideen und  auch  der  Lehre  vom  abstrakten  Naturrecht  den 
Eingang  in  die  deutsche  Gesetzgebung  verschafft. 

Während  Kant  durch  die  elementare  Umwälzung  des 
deutschen  Denkens  auch  die  Wissenschaft  vom  Staate 
wenigstens  mittelbar  in  neue  Bahnen  lenkte,  baut  Fichte  zu- 
mal in  seinen  jüngeren  Werken  noch  auf  den  alten  natur- 
rechtlichen Grundsätzen  auf,  wobei  ihm  das  Individualprinzip 
als  Ausgangspunkt  dient.  Von  Interesse  ist  hier  seine  Deduktion 
des  Rechtsbegriffs  auf  naturrechtlicher  Anschauung  :  -) 

*)  Michel:  L'idee  de  l'Etat.    p.  49. 

2)  Schwegler:  Geschichte  der  Philosophie.    S.  376. 
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»Ein  endliches  vernünftiges  Wesen  kann  sich  selbst  nicht 
setzen,  ohne  sich  eine  freie  Wirksamkeit  zuzuschreiben.  Durch 
dieses  Setzen  seines  Vermögens  zur  freien  Wirksamkeit  setzt 
das  Vernunftwesen  eine  Sinnenwelt  ausser  sich ,  denn  das 
vernünftige  Wesen  kann  sich  keine  Wirksamkeit  zuschreiben, 
ohne  ein  Objekt,  auf  welches  diese  Wirksamkeit  gehen  soll, 
gesetzt  zu  haben.« 

Das  ist  ganz  individualistisch  gedacht,  individualistisch 
ist  auch  der  weitere  Gedankengang: 

»Freie  Wirksamkeit  eines  Individuums  setzt  andere  Ver- 
nunftwesen voraus,  ohne  solche  würde  es  sich  derselben  gar 
nicht  bewusst  werden.  Also  eine  Mehrheit  freier  Individuen, 
von  denen  jedes  eine  Sphäre  freier  Wirksamkeit  hat.  Nun  ist 
die  Coexistenz  freier  Individuen  nicht  möglich,  ohne  ein 
Rechtsverhältnis.  Indem  jedes  seine  Sphäre  mit  Freiheit  nicht 
überschreitet  und  sich  also  selbst  beschränkt,  erkennen  sie 
einander  als  freie  und  vernünftige  Wesen  an.« 

In  dem  folgenden  zeigt  sich  eine  Neigung  zum  Sozial- 
prinzip : 

»Dies  Verhältnis  einer  Wechselwirkung  durch  Intelligenz 
und  Freiheit  zwischen  vernünftigen  Wesen,  wonach  jedes  seine 
Freiheit  durch  den  Begriff  der  Möglichkeit  der  Freiheit  des 
andern  beschränkt  unter  der  Bedingung,  dass  das  andere  Ver- 
nunftwesen die  seinige  gleichfalls  durch  die  des  ersteren  ein- 
schränke, heisst  ein  Rechtsverhältnis.  Der  oberste  Grundsatz 
der  Rechtslehre  heisst  demnach  so :  Beschränke  deine  Freiheit 
durch  den  Begriff  der  Freiheit  aller  übrigen  Vernunftwesen, 
mit  denen  du  in  Berührung  kommst.« 

Man  sieht:  Ausgangspunkt  ist  auch  bei  Fichte  das  Indi- 
viduum und  die  durch  die  Erkenntnis  seiner  Existenz  geschaf- 
fene Rechtssphäre.  Aber  Fichte  fordert  nicht  mehr  die  Hin- 
gabe der  Freiheit  zur  Begründung  des  Rechtssystems,  die 
Opferung  der  Souv^ränetät  im  Sinne  Rousseaus  an  den  Staat 
als  Ganzes,  er  fordert  lediglich  die  Beschränkung  des  Indivi- 
dualrechts im  Interesse  der  Gesamtheit. 

In  logischem  Ausbau  dieser  Anschauungen  kommt  Fichte 
zu  den  folgenden  Schlussfolgerungen:  2) 

»Zu  unterscheiden  ist  zwischen  dem  Vernunftstaat  (philo- 
sophische Rechtslehre),  in  dem,  als  in  einem  ideellen  Staats- 


«)  A.  a   O.    S.  377. 
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wesen,  die  oben  entwickelten  Pflichten  zur  Beschränkung  der 
Freiheit  durch  die  Staatsgenossen  als  Vernunftwesen  erfüllt 
sind,  und  dem  Staat,  wie  er  in  der  Wirklichkeit  geworden  ist 
(positive  Rechtslehre).  Die  sittliche  Pflicht,  den  wirklichen 
Staat  dem  Vernunftstaat  immer  angemessener  zu  machen,  zu 
fördern,  ist  Aufgabe  der  Politik  als  Wissenschaft.  Von  keinem 
wirklichen  Staat  ist  völlige  Angemessenheit  an  die  Idee  zu 
fordern.  Jede  Staatsverfassung  ist  rechtmässig,  wenn  sie  das 
Fortschreiten  zum  Besseren  nicht  unmöglich  macht.  Völlig 
rechtswidrig  ist  nur  die,  welche  den  Zweck  hat,  alles  so  zu 
erhalten,  wie  es  jetzt  ist.« 

Diese  letzteren  Ausführungen  sind  darum  so  interessant, 
weil  sie  gewissermassen  ein  schon  verspätetes  naturrechtliches 
Glaubensbekenntnis  darstellen,  dem  verschiedene  Merkmale 
empirischer  Anschauung  einverleibt  sind.  Es  ist  dem  Schüler 
Kants  nicht  entgangen,  dass  das  Naturrecht  nicht  mehr  ist, 
als  eine  Idee,  ja  ein  Postulat,  ein  Ziel.  Und  eben  deshalb 
und  weil  er  den  historisch  gewordenen  Staat  und  dessen 
logische  Berechtigung  erkannte,  steht  er  schon  halb  auf  dem 
Boden  der  neuen,  der  historischen  Schule. 

Nichtsdestoweniger  ist  es  Fichte  nicht  gelungen,  sich 
von  den  Fesseln  naturrechtlicher  Denkungsart  freizumachen. 
Er  kennt  noch  die  Dreiteilung  der  Rechte  in  Urrechte, 
Zwangsrecht  und  Staatsrecht.1)  Uns  interessiert  hier  nur  das 
letztere.    Es  hat  zum  Inhalt  : 

a)  einen  freien  Vertrag,  durch  den  sich  die  Individuen 
ihre  Rechte  gegenseitig  garantieren,  d.  h.  also  schon 
vorhandene  Individualrechte  zu  achten  verpflichten. 

b)  Als  Ausflüsse  dieses  Vertrages:  die  positiven  Gesetze, 
geschaffen  durch  die  volonte  general  der  Vertrags- 
glieder. 

c)  Das  exekutive  Organ,  d.  h.  diejenige  physische  oder 
moralische  Person,  in  welcher  sich  der  gemeinsame 
Wille  offenbart,  in  welcher  sich  Privatwille  und  ge- 
meinsamer Wille  synthetisch  vereinigen. 

Es  ist  dabei  leicht  zu  erkennen,  dass  der  freie  Vertrag,  der 
auch  nach  Fichte  dem  Staate  zugrunde  liegt,  als  ganz  abstrakt 
und  a  priori  konstruiert  und  nicht  durch  empirische  Erkenntnis 
gewonnen  anzusehen  ist.    Darin  stimmt  Fichte  mit  Roussoau 


>)  A.  a.  O.    S.  377. 
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und  Kant  überein.  Aber  von  ersterem  unterscheidet  ihn  die 
relative  Ohnmacht,  die  der  souveränen  Gesamtheit,  der  volonte 
generale,  bei  ihm  anhaftet.  In  diesem  Sinne  ist  er  der  klas- 
sische Vertreter  des  Individualismus  in  Deutschland.  Die 
Rechtsetzung  erstreckt  sich  nach  ihm  nur  auf  die  »veräusser- 
lichen«  Rechte,  d.  h.  diejenigen  Rechte,  die  nicht  aus  dem 
Kantischen  Freiheitsbegriffe  notwendigerweise  als  Individual- 
rechte zu  folgern  sind.  Die  unveräusserlichen  Rechte  sind 
Grundlage  der  sittlichen  Ordnung  und  können  durch  die  Ge- 
setzgebung nicht  berührt  werden.  Die  Autorität  der  Recht- 
setzung entspringt  aus  dem  Umstände,  dass  sich  das  souveräne 
Volk,  die  Gesamtheit  der  Vernunftwesen,  die  Gesetze  selbst 
auferlegt.  Die  volonte  generale  ist,  als  ewig  gedacht,  sou- 
veräner Gesetzgeber. 

Fichte  nennt  den  freien  Vertrag  auch  Staatsbürgervertrag 
und  zerspaltet  ihn  wiederum  in  verschiedene  begrifflich  zu 
trennende  Unterverträge.  Als  wesentlichen  Bestandteil  des 
Staatsbürgervertrags  bezeichnet  er  den  Eigentumsvertrag. 
Zur  Wahrung  der  durch  den  letzteren  entstandenen  Rechts- 
verhältnisse bedingt  der  Staatsbürgervertrag  den  Schutz-  und 
Vereinigungs  vertrag. 

Wir  haben  oben  bei  der  Entwicklung  des  Fichteschen 
Rechtsbegriffes  darauf  hingewiesen,  dass  in  dieser  anscheinend 
so  individualistischen  Schale  ein  sozialistischer  Kern  vorhanden 
ist.  Man  geht  gemeinhin  noch  weiter  und  bezeichnet  Fichte, 
den  Verfasser  des  »geschlossenen  Handelsstaates«,  als  den 
ersten  bedeutenderen  sozialistischen  Schriftsteller.  Nach  Karl 
Diehl1)  ist  Fichte  im  Gegensatz  zu  den  meisten  Vertretern 
des  französischen  Sozialismus  und  den  Kommunisten,  die  das 
individuelle  Recht  möglichst  in  den  Vordergrund  stellen,  vor 
allem  Anti-Individualist.  Fichte  betone  zuvorderst  die  sittliche 
Pflicht  und  das  Recht  des  Staates,  für  die  harmonische  Aus- 
bildung aller  seiner  Glieder  zu  sorgen,  und  die  Pflicht  des 
Einzelnen,  sich  als  Glied  des  Ganzen  zu  fühlen,  dem  alle  ihre 
Kräfte  zu  widmen  hätten,  wofür  sie  dann  auch  gerechten  An- 
teil an  dem  Gesamteinkommen  beanspruchen  könnten. 

Diese  Ausführungen  stehen  mit  den  unsrigen  nur  in 
scheinbarem  Widerspruch.  Fichte  hat  in  seinen  späteren 
Schriften  den  Rechtsstaat  abgeschüttelt,  er  ist  sogar  der  erste 

*)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  2.  Aufl.  1900. 
III.  Band.    S.  880. 
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Deutsche,  der  das  Problem  des  sozialistischen  Staates  zu  be- 
handeln den  Mut  hatte.  Rodbertus  ist  ohne  Zweifel  von  seinem 
»geschlossenen  Handelsstaat«  beeinflusst  worden. 

Nichtsdestoweniger  können  wir,  um  zu  einem  abschliessen- 
den Urteil  über  Fichte  zu  kommen,  behaupten,  dass,  hervor- 
gegangen aus  der  Schule  Kants,  des  grössten  deutschen 
Individualisten,  die  Philosophie  Fichtes  durchaus  auf  der  Be- 
tonung des  Individualrechts  beruht,  dass  sie  auch  in  ihren 
Konsequenzen  durchaus  individualistisch  ist. 

Der  Rechtsgrund  des  Staates,  bei  Fichte  der  Staats- 
bürgervertrag, kann  individualrechtlich,  der  Rechtszweck,  die 
sittliche  Bestimmung,  kann  sozial  gedacht  werden.  Wie  der 
Liberalismus  des  19.  Jahrhunderts  auf  individuellem  Boden 
steht,  so  ist  auch  der  letzte  Träger  aller  kommunistischen 
Systeme  das  Individuum  und  seine  Rechtssphäre.  Bezeichnet 
doch  Schäffle  mit  prägnanter  Formel  den  Kommunismus  als 
potenzierten  Individualismus.  Mit  Recht  sagt  Heinrich  Dietzel1), 
dass  heute,  wo  Bourgeoisie  und  Proletariat,  jene  eingeschworen 
auf  die  Losung  liberty  und  property,  dieses  auf  kollektivistische 
Manifeste  des  oder  jenes  Wortlautes,  in  schroffster  Feindschaft 
einander  befehden,  über  die  Verschiedenheit  der  praktischen 
Ziele  die  Gleichheit  des  Dogmas  übersehen  werde.  Auch  der 
Marxismus  huldigt  gleich  seinen  Vorgängern  individualistischer 
Grundanschauung.  Um  wievielmehr  steht  die  Staatsphilosophie 
Fichtes,  die  zeitlich  und  inhaltlich  mit  dem  Kantianismus  auf 
das  engste  zusammenhängt,  auf  dem  Boden  des  Individual- 
prinzips. 

§  7. 

Die  Grundlagen  der  deutschen  Gesetzgebung. 

So  bilden  Kant  und  Fichte  die  eine  Grundlage,  auf  der 
sich  das  deutsche  Verfassungswerk  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  aufbaut.  Die  zweite  Grundlage  bildet  aber 
der  wirtschaftliche  Individualismus,  der  von  den  Physiokraten 
ausgehend,  in  der  Schule  Adam  Smiths  seinen  Höhepunkt  und 
in  Ricardo  und  Malthus  seine  Nachläufer  gehabt  hat.  Be- 
tonung  der  individuellen  Verantwortlichkeit,  Gleichberechtigung 
aller,  Recht  der  freien  Vereinigung,  Abwendung  aller  Bevor- 


*)  Handwörterbuch  der  Staatswisseuschaften,  2.  Aufl.  Band  IV. 
S.  1340. 
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mundung  und  Fesselung  des  Erwerbslebens,  unbeschränkte 
Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit,  Einwirkung  des  Staates 
nur  in  einzelnen  Fällen  und  erst  dann,  wenn  der  Beweis  als 
erbracht  angesehen  werden  kann,  dass  ohne  eine  solche  Ein- 
wirkung des  Staates  die  Entwicklung  einzelner  auf  Kosten 
und  unter  Schädigung  anderer  oder  wichtiger  Interessen  der 
Gesamtheit  vor  sich  ginge,  oder  dass  die  freien  Bewegungen 
nicht  dasselbe  Ziel  sicherer  und  besserer  erreichen  können, 
und  dass  die  Staatseinwirkung  nicht  mehr  schadet  als  nützt: 
Das  alles  bedeutete  das  Programm  der  individualistischen 
Wirtschaftsparteien.1) 

Diese  an  sich  lediglich  wirtschaftlich  angestrebten  Ziele 
sind  auf  die  Verfassungen  des  19.  Jahrhunderts,  sowohl 
oktroyierte  als  paktierte,  von  grossem  Einflüsse  geworden. 

Als  dritte  Grundlage  treten  dynastische  Interessen  her- 
vor. In  dieser  Hinsicht  gehen  Frankreich  und  Deutschland 
einige  Jahrzente  lang  den  gleichen  Gang. 

§  8. 

Französische  Verfassungen.2) 

Nach  dem  Sturze  der  Bonaparteschen  Dynastie  suchte 
der  kaiserliche  Senat  dem  Könige  Ludwig  XVIII.  eine  Ver- 
fassung aufzudrängen,  in  der  gesagt  war,  das  französische 
Volk  berufe  aus  freiem  Entschlüsse  Ludwig  XVIII.  auf  den 
Thron  Frankreichs  (Verfassung  vom  6. Ig.  April  1814).  Man 
sieht,  der  französische  Senat  suchte  auch  hier  die  Idee  der 
Volkssouveränetät  zu  wahren.  Aber  der  König  beachtete 
diese  Constitution  senatoriale  nicht,  er  gab  selbst  am  4.  Juni 
1814  eine  Verfassung,  die  Charte  constitutionelle,  die  erste 
konstitutionelle  Verfassung  in  Mitteleuropa,  da  die  bayerische 
Verfassung  des  Jahres  1808  diesen  Namen  nicht  verdient. 
Diese  Verfassung  stellte  das  historisch  Gewordene  einfach  auf 
den  Kopf.  Sie  ist  einerseits  der  Ausfluss  einer  extrem  legi- 
timistischen  Anschauung,  andererseits  beruht  sie  auf  der 
spinozistischen  Theorie,  dass  die  tatsächliche  Herrschaft  allein 
das  das  Recht  erzeugende  Moment  sei.   Viel-Castel  erzählt  in 

')  Philippovich:  Grundriss  der  politischen  Ökonomie.  I.Band. 

S.  357- 

2)  Hiezu  Seydel :  Ein  Jahrhundert  französischer  Verfassungs- 
geschichte.   S.  175  ff. 
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seiner  Geschichte  der  Restauration,  dass  die  Urheber  der 
Charte  davon  ausgegangen  seien,  dass  das  Königtum  vor  allen 
Staatserscheinungen  und  vor  allen  Gesetzen  da  sei.  Darum 
habe  man  geglaubt,  diese  ursprüngliche  Tatsache  in  der  Ver- 
fassung nicht  aussprechen  zu  dürfen,  weil,  wenn  man  die 
wesentlichen  Rechte  des  Monarchen  und  die  Thronfolge- 
ordnung in  die  Verfassung  aufnehme,  man  befürchten  müsse, 
den  Schein  zu  erwecken,  als  seien  sie  aus  diesem  Gesetz  ab- 
geleitet und  seinem  Dasein  untergeordnet. 

Man  erkennt,  dass  hier  jede  naturrechtliche  Andeutung 
peinlich  vermieden  wurde,  dass  man  versuchte,  die  historischen 
Erfolge  der  naturrechtlichen  Schule  mit  Stillschweigen  zu 
übergehen  und  zu  konstatieren,  dass  die  Verfassung  eine  dem 
Volk  aus  eigener  Machtvollkommenheit  vom  Herrscher  auf- 
gezwungene (oktroyierte)  sei1),  ein  Bestreben,  das  in  Deutsch- 
land mit  zu  den  grossen  Verfassungskämpfen  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  geführt  hat. 

Aber  wenn  man  auch  das  Naturrecht  aus  dem  Rechts- 
grunde des  Staates  eliminieren  wollte,  als  politischen  Faktor 
konnte  man  doch  nicht  umhin,  es  wenigstens  in  Fragmenten 
anzuerkennen:  Zum  ersten:  Gewährleistung  einiger  allgemeiner 
Rechte  und  Freiheiten  der  Franzosen,  zum  zweiten  treibt  in 
der  Charte,  um  Seydels2)  Ausdruck  zu  gebrauchen,  so  streng 
monarchisch  sie  auch  gedacht  ist,  die  in  Frankreich  unausrott- 
bare Gewaltenteilung  Montesquieus  ihr  Spiel,  und  zum  dritten 
kann  sich  die  Charte  nicht  vollends  befreien  von  der  Fessel 
der  Volkssouveränetät :  »Die  gesetzgebende  Gewalt  wird 
collectivement  vom  König,  der  Kammer  der  Pairs  und  der 
Kammer  der  Abgeordneten  der  Departements  ausgeübt. 
Allein  man  sorgte  dafür,  dass  dieses  Recht  der  Anteilnahme 
der  Volksvertretung  an  der  Legislation  quantitativ  und  quali- 
tativ beschnitten  wurde. 

Aber  indem  man  historisch  überkommenen  und  auch 
volkstümlichen  Prinzipien  dieses  mehr  als  zweckmässig  ver- 
klausulierte Zugeständnis  machte,  schuf  man  selbst  die  Wurzeln 
zur  Umwälzung.  Schon  im  August  1830  dankte  König  Karl  X. 
infolge  einer  siegreichen  Revolution  ab,  und  dasselbe  Parlament. 

J)  »Nous  avons  volontairement  et  par  la  libre  exercice  de  notre 
autorite  royale  aecorde  et  aecordons,  fait  concession  et  octroi  ä  nos 
sujets  de  la  Charte  constitutionelle  qui  suit.« 

2)  A.  a.  O.  S.  176. 


das  von  der  Charte  des  Jahres  1814  erschaffen  worden  war, 
änderte  die  Charte  in  die  sog.  Charte  constitutionelle  vom 
7./14.  August  1830  um. 

Es  ist  bezeichnend,  dass  das  Prinzip  der  Volkssouveränetät 
schon  hier  wieder  siegreich  hervortritt.  Die  Grundlage  des 
Königtums  aus  eigenem  Recht  wurde  verlassen.  Herzog 
Ludwig  Philipp  von  Orleans  nahm  diese  Verfassung  an  und 
wurde  unter  dieser  Bedingung  zum  König  ausgerufen.  Auf 
die  Wiederannahme  des  Prinzips  der  Volkssouveränetät  deutet 
auch  die  Änderung  des  Titels  eines  Königs  von  Frankreich 
in  den  eines  Königs  der  Franzosen  hin.  Aber  auch  die 
Regierung  Ludwig  Philipps  konnte  einer  Katastrophe  nicht 
entgehen,  die  ihren  Grund  nicht  zum  mindesten  darin  hatte, 
dass  die  Souveränetät  des  Volkes,  als  dessen  Delegierter  der 
König  die  Exekutive  und  den  Anteil  an  der  Gesetzgebung 
ausübte,  nicht  genügend  berücksichtigt  wurde. 

§  9- 

Die  belgische  Verfassung  (1831). 

Eine  der  interessantesten,  auf  dem  Boden  des  franzö- 
sischen Rechts  gewachsenen  staatsrechtlichen  Erscheinungen 
ist  die  belgische  Verfassung  vom  7.  April  1831.1)  Belgien  ist 
nach  ihr  eine  monarchie  constitutionelle  repräsentative,  aber 
tatsächlich  ist  sie  das  Musterbeispiel  einer  scheinmonarchischen 
Verfassung,  sie  birgt  nach  einem  Ausdruck  Seydels  die 
Republik  in  sich.-)  Artikel  25  spricht  die  Souveränetät  des 
Volkes  mit  klaren  Worten  aus :  La  souverainete  reside  essen- 
tiellement  dans  la  nation.  Tous  les  pouvoirs  emanent  de  la 
nation.  Iis  sont  exerces  de  la  maniere  etablie  par  la  Consti- 
tution. Man  hatte  die  politische  Einherrschaft,  die  Napoleon 
trotz  des  Prinzips  der  Volkssouveränetät  ausübte,  noch  viel  zu 
gut  im  Gedächtnis  und  suchte  daher  die  Exekutive  an  ein 
Organ  zu  delegieren,  das  verfassungsrechtlich  vollständig  ge- 
bunden ist.    Es  waltet,  wie  Seydel3)  sagt,  in  der  belgischen 

*)  Seydel :  Die  belgische  Verfassung  in  den  staatsrechtlichen 
und  politischen  Abhandlungen.  1902.  (Neue  Folge.)  S.  59  ff. 

2)  A.  a.  O.  S.  64.  Vergleiche  auch  hiezu  Seydel:  Constitutionelle 
und  parlamentarische  Regierung  in  den  staatsrechtlichen  und  polit. 
Abhandlungen.   1893.  S.  119  ff. 

3)  Belg.  Verf.  S.  70. 
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Verfassung  der  Geist  Benjamin  Constants,  des  wissenschaft- 
lichen Vorkämpfers  des  Parlamentarismus.  Le  roi  regne,  mais 
il  ne  gouverne  pas. 

Art.  78  der  Verfassung,  einer  der  interessantesten,  gibt 
dem  König  expressis  verbis  keine  andern  Befugnisse  als  die, 
welche  Verfassung  und  Gesetze  ihm  ausdrücklich  beilegen 
(le  roi  n'a  d'autres  pouvoirs  que  ceux  que  lui  attribuent  formel- 
lement  la  Constitution  ou  les  lois  portees  en  vertu  de  la  Con- 
stitution. Der  König  hat  also  nur  eine  begrenzte  Zuständig- 
keit, er  hat  nur  des  pouvoirs  d'attribution.  Es  ist  wie  bei  den 
alten  ständischen  Verhältnissen,  er  hat  nicht  die  Präsumption 
der  Zuständigkeit  für  sich  und  muss  für  jedes  Recht,  das  er 
in  Anspruch  nimmt,  den  gesetzmässigen  Titel  nachweisen. 

Das  ist  entgegengesetzt  dem  Satz  des  monarchischen 
Staatsrechts,  den  die  deutschen  Verfassungen  bis  in  die  neueste 
Zeit  zu  betonen  nicht  müde  werden :  Der  König  vereinigt  in 
sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt. 

Zutreffend  bezeichnet  Seydel1)  diese  einzelnen  pouvoirs 
d'attribution  als  einzelne  Vollmachten.  Der  König  ist  der  Chef 
des  pouvoir  executif  nicht  anders  wie  der  Präsident  einer 
Republik.  Dies  drückt  Batbie2)  in  prägnanter  Weise  aus:  Le 
roi  constitutionel  n'etait  qu'un  president  hereditaire  et  le  Pre- 
sident de  la  Republique  est  un  roi  constitutionel  temporaire, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  französische  Staatslehre  bis 
auf  den  heutigen  Tag  unter  konstitutioneller  Monarchie  ledig- 
lich eine  parlamentarisch  regierte  versteht.  Des  weiteren  sagt 
Batbie3):  En  Belgique,  le  pouvoir  tirant  son  origine  de  la 
volonte  nationale,  les  representants  de  cette  volonte  ont  tous 
les  pouvoirs  et  le  roi  n'a  que  des  attributions  determinees. 

Da  der  König  nicht  Träger  der  Staatsgewalt  ist,  so  kann 
er  sich  auch  nicht,  wenn  das  Parlament  zu  funktionieren  sich 
weigert,  auf  seine  primäre  Gewalt  berufen,  er  ist  insbesondere 
von  der  Budgetbewilligung  des  Parlaments  abhängig.  Der 
belgische  Minister  Thonissen  bezeichnet  das  Budgetrecht  als 
le  puissant  moyen  de  maintenir  le  pouvoir  executif  dans  ses 
limites. 

»)  Belg.  Verf.  S.  65. 

2)  Traite  theorique  et  pratique  de  droit  public  et  administratii 
2e  ed.  Paris  1885.  VII.  p.  354. 

3)  Traite  III.  p.  127  suiv. 


Die  belgische  Verfassung  ist  ein  klarer  Beweis  dafür, 
dass  auf  dem  Boden  der  Volkssouveränetät  eine  wahrhaft 
konstitutionelle  Monarchie  nicht  möglich  ist,  dass  sie  zur  par- 
lamentarisch regierten  wird  und  sich  dann  nur  noch  dem 
Namen  nach  von  der  repräsentativen  Republik  unterscheidet. 

Auch  Batbie  hat  das  erkannt,  wenn  er  auch  über  den 
Begriff  der  konstitutionellen  Monarchie  nicht  klar  ist;  er  sagt1): 
En  Ailemagne,  le  principe  de  la  souverainete  populaire  n'est 
pas  admis;  les  souverains  sont  consideres  comme  ayant  des 
droits  propres,  c'est  pour  cela  que  le  chef  de  l'Etat  a  la  pleine 
puissance  sauf  les  restrictions  qui  resultent  des 
pouvoirs  formellement  attribues  aux  dietes. 

§  io. 

Zur  Entwicklung  des  Souveränetätsbegriffs 
in  Deutschland. 

Das  Prinzip  der  Volkssouveränetät  war  in  Deutschland 
nie  herrschend  gewesen.  Gehen  wir  auf  das  18.  Jahrhundert 
zurück,  so  ist  einesteils  die  machtvolle  Persönlichkeit  Friedrichs 
des  Grossen,  die  der  von  ihr  betonten  Staatsauffassung  den 
in  Deutschland  vorwiegenden  Einfluss  zu  sichern  im  stände 
war  und  damit  dem  Prinzip  der  S ta at s souveränetät  in  weiten 
Kreisen  Eingang  verschaffte,  andernteils  die  Lehre  Voltaires 
sowie  der  französischen  und  deutschen  Vorkämpfer  und  Ver- 
fechter des  aufgeklärten  Despotismus:  Wolf,  Bielefeld,  d'Hol- 
bach  u.  a.  der  Ausbreitung  der  Rousseauschen  Ideen  ungünstig 
gewesen.  Des  weiteren  hatten  die  in  manchen  Ländern  un- 
leugbar hervorgetretenen  Vorteile  des  aufgeklärten  Despotis- 
mus —  insbesondere  seine  zentralisierende,  kraftvolle  Ver- 
waltungstätigkeit, seine  unter  Umständen  wohltätige  Bevor- 
mundung —  die  Dynastien  gefestigt  und  ihre  fast  unbeschränk- 
ten Rechte  als  etwas  selbstverständliches  anzusehen  gelehrt. 

Wohl  hatte  sich  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  das 
Prinzip  der  Staatssouveränetät  noch  nicht  allgemeine  Geltung 
verschaffen  können,  weil  man  die  Auffassung  des  Staates  als 
Persönlichkeit,  als  Einheit  noch  nicht  gewonnen  hatte,  aber 
soviel  stand  in  der  deutschen  Lehre  fest,  dass  die  Souveränetät 
nicht  beim  Volke  ruhte,  und  dass  der  Fürst  allein  als  Reprä- 


')  Traitc  III.  p.  127  suiv. 
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sentant  des  Staates  zu  gelten  habe,  dass  er  Inhaber  der 
Staatsgewalt  in  ihrer  Gesamtheit  aus  eigenem  Rechte  sei. 

Die  bayerische  Verfassung  des  Jahres  1818  ist  die  erste 
der  in  dieser  Anschauung  erlassenen  Konstitutionen,  und  sie 
zeigt  alle  Merkmale  der  oben  entwickelten  Prinzipien.  Titel  II 
§  1  sagt:  Der  König  vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staats- 
gewalt und  übt  sie  unter  den  von  ihm  gegebenen,  in  der 
gegenwärtigen  Verfassungsurkunde  festgestellten  Bestim- 
mungen aus. 

Das  Königtum  hat  in  dieser  oktroyierten  Verfassung  nicht 
den  Inhalt  seiner  Gewalt  beschränkt,  die  Beschränkungen  be- 
ziehen sich  nur  auf  die  Ausübung  der  Staatsgewalt.  Der  Land- 
tag hat  kein  Steuerverweigerungsrecht,  daher  kann  er  —  ent- 
gegengesetzt den  belgischen  Verhältnissen  nicht  durch 
Verweigerung  der  notwendigen  Steuern  die  Krone  innerhalb 
ihres  unbeschränkten  Rechtes  zwingen,  »etwas  zu  tun  oder 
zu  lassen,  was  sie  nicht  will«.1) 

Diese  Grundsätze  finden  sich  durchweg  in  allen  Verfas- 
sungen der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  (Badische  Ver- 
fassung vom  22.  August  1818  §  5,  württembergische  Verfassung 
vom  25.  September  1819  §  4,  hessische  Verfassung  vom 
17.  Dezember  1820  Art.  4,  k.  sächsische  Verfassung  vom 
4.  September  1831  §  4,  oldenburgisches  Staatsgrundgesetz 
vom  22.  November  1852  Art.  4  §  2. 

Das  Prinzip  der  Volkssouveränetät  wurde  in  Deutschland 
nur  noch  einmal  auf  den  Schild  erhoben.  Im  Jahre  [848  glaubte 
sowohl  die  Frankfurter  als  die  Berliner  Nationalversammlung, 
dem  Volke  die  Souveränetät  beilegen  und  sich  als  Ausüber 
dieser  souveränen  Macht  betrachten  zu  dürfen.  Auf  dieser 
Anschauung  beruht  auch  die  Erklärung  der  Frankfurter 
Nationalversammlung  vom  27.  Mai  1848  (Stenogr.  Bericht  der 
konst.  Vers.,  herausgegeben  von  Wiegand  S.  155):  Dass  alle 
Bestimmungen  einzelner  deutscher  Verfassungen,  die  mit  dem 
von  der  Nationalversammlung  zu  gründenden  allgemeinen 
Verfassungs werke  nicht  übereinstimmten,  nur  nach  Massgabe 
des  letzteren  als  giltig  zu  beachten  wären.« 

Die  Tätigkeit  beider  Versammlungen  scheiterte  daran, 
dass  sich  ihre  Forderungen  auf  abstraktem,  zum  Teil  natur- 
rechtlichem Boden  aufbauten,    dass   sie    mit   den  historisch 

J)  Seydel:  Constitutionelle  und  parlamentarische  Regieruni:.  S.132' 
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gewordenen  Verhältnissen  und  insbesondere  damit  nicht  rech- 
neten, dass  das  deutsche  Fürstentum  älter  ist  als  alle  deutschen 
Verfassungen,  und  dass  seine  Macht  nicht  eine  spekulative 
Theorie,  eine  abstrakte  Deduktion,  sondern  einen  politischen 
Faktor  bedeutete. 

Anders  nun  in  Frankreich  und  Belgien,  wo  die  Krone 
durch  das  von  dem  Volk  erlassene  Verfassungsgesetz  geschaffen 
und  die  Anerkennung  der  Verfassung  eine  conditio  sine  qua 
non  für  die  Erlangung  der  Herrscherstellung  war,  gab  in 
Deutschland  die  Krone  die  Verfassung  als  Werk  ihres  »freien 
und  festen  Willens«. 

Mit  der  Auflösung  der  Nationalversammlung  war  auch 
die  letzte  Regung,  die  sich  in  der  deutschen  Politik  zugunsten 
der  Volkssouveränetät  erhob,  vernichtet. 

Als  der  einzige  Überrest  der  einst  so  ausgebreiteten 
naturrechtlichen  Staatsauffasssung  erhielt  sich  der  individua- 
listische Zug,  der  in  dem  ganzen  19.  Jahrhundert  das  deutsche 
Bürgertum  und  damit  einen  machtvollen  Teil  der  Bevölkerung 
beherrschte. 

Die  historische  Schule  tritt  ein  in  die  Geschichte  der 
Staatswissenschaft  und  mit  ihr  beginnt  eine  neue  Ära  der 
Staatsanschauung.  Von  der  naturrechtlichen  hat  die  deutsche 
Praxis  keinen  nachdauernden  Gewinn  gezogen  und  nur  wenige 
Überreste  behalten  (das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  ist  kein 
rein  naturrechtliches),  die  französische  Theorie  und  Praxis  hat 
die  Volkssouveränetät  bis  auf  den  heutigen  Tag  als  Axiom 
beibehalten. 

Zur  Entwicklung  der  Anschauung  vom  Staatszweck. 

Wir  sind  ausgegangen  vom  Rechtsstaate  Kants,  dessen 
wesentliche  Bedeutung  in  einer  Beschränkung  der  Staats- 
aufgaben zu  erachten  ist.  Sowohl  das  französische  als  das 
deutsche  Verfassungswerk  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts steht  noch  vollständig  unter  dem  Einfluss  dieser 
rechtsstaatlichen  Ideen.  Wie  ängstlich  man  sich  an  die  Lehre 
vom  Rechtsstaate  hielt,  zeigt  schon  die  erste  konstitutionelle 
Verfassung,  die  bayerische  von  1818,  nach  welcher  der  Staat 
jedem  Einwohner  Sicherheit  seiner  Person,  seines  Eigentums 
und  seiner  Rechte  —  und  nicht  mehr  —  zu  gewähren  hat. 
Tit.  IV  §  8. 
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Auch  die  Einflüsse  wirtschaftlicher  Lehren  haben  jahr- 
zehntelang die  Lehre  vom  Rechtsstaat  als  die  allein  begrün- 
dete unterstützt. 

Im  Grunde  genommen  lag  in  dieser  Nutzanwendung 
kantianischer  Ideen  ein  gut  Teil  Verkennung  des  Begriffs  des 
Rechtsstaats.  Denn  auch  im  Staate  des  Naturrechts  sind  die 
Grenzen  der  »Beschränkungs-  und  Beschützungsbefugnisc 
elastisch  gedacht  und  die  Staatsgewalt  und  nicht  das  Indivi- 
duum bestimmt  die  Grenzen  nach  freiem  Ermessen.1)  Insofern 
nur  diejenigen  Rechte,  die  unveräusserlich  sind,  dem  Indivi- 
duum gewahrt  bleiben,  ist  ein  Eingriff  durch  die  Staatsgewalt 
nicht  unzulässig.  Und  dieser  Eingriff  kann  und  soll  geschehen, 
wenn  ohne  die  Einwirkung  des  Staates  die  Entwicklung  ein- 
zelner auf  Kosten  und  unter  Schädigung  anderer  oder  der 
Gesamtheit  vor  sich  ginge.  Auch  Fichte  hat  in  seinem  ge- 
schlossenen Handelsstaat  diese  Ideen  klar  ausgesprochen. 

Der  grösste  Gegner  der  rechtsstaatlichen  Ideen  bildete 
aber  die  Theorie  und  Praxis  des  eudämonistischen  Polizei- 
staates, die,  wenn  auch  wissenschaftlich  in  Verruf  gekommen, 
doch  praktisch  noch  lange  Zeit  ihren  Einfluss  ausübten. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  dass  das  deutsche  Fürstentum 
in  der  Entwicklung  der  Anschauung  vom  Staatsgrund  und 
von  der  Souveränetät  ein  gewichtiger  Faktor  war,  auch  bei 
der  Ausbildung  der  Lehre  vom  Staatszwecke  spielte  es  eine 
entscheidende  Rolle. 

Die  Idee  vom  Rechtsstaat  hat  sich  im  absoluten  Staate 
des  18.  Jahrhunderts  nie  besonderer  Vorliebe  erfreut;  der 
aufgeklärte  Despotismus  eines  Friedrich  des  Grossen  war 
überhaupt  einem  jeden  individualistischen  Zug  ungünstig  ge- 
sinnt. Der  Staat  als  Ganzes  ist  das  Objekt  seiner  Tätigkeit : 
il  n'y  a  qu'un  bien  qui  est  celui  de  TEtat  en  general.  Dieses 
allgemeine  Staatswohl  nach  Kräften  zu  fördern,  war  das  Be- 
streben des  absoluten  Polizeistaates.  Allerdings  in  dieser  Hin- 
sicht kannte  man  keine  rechtlichen  Schranken,  man  schreckte 
sogar  vor  Kabinettsjustiz  und  Rechtsbeugung  nicht  zurück. 
Es  fiel  Friedrich  dem  Grossen  gar  nicht  ein,  sich  durch  Recht 
oder  Gerichte  an  einer  für  erspriesslich  erachteten  Massregel 
hindern  zu  lassen2).  Das  schöne  Wort  »il  y  a  des  juges  a  Berlin« 
war   nicht   mehr   als   eine   Illusion.     Der   Absolutismus  des 

J)  Rehm:  Allgemeine  Staatslehre.    S.  257. 

2)  s.  Otto  Mayer:  Justiz  und  Verwaltung.  Rektoratsrede  1902.  S.I7" 
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18.  Jahrhunderts,  wie  er  durch  Friedrich  den  Grossen  reprä- 
sentiert wird,  dachte  eben  ganz  im  Sinne  des  Sozialprinzips, 
ja  er  hat  in  der  Geringschätzung  der  Individualrechte  eine 
gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem,  was  man  gemeinhin  antike 
Staatsanschauung  zu  nennen  gewohnt  ist. 

In  dieses  festgefügte  System  griff  nun  die  naturrechtliche 
Doktrin,  insbesondere  die  Lehre  Kants  und  Fichtes  fördernd 
ein.  Es  beginnt  mit  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  der  interessante  Kampf  dieser  beiden  Grund- 
anschauungen vom  Staatszwecke. 

Während  in  Frankreich  ein  solcher  Konflikt  darum  nicht 
entstehen  konnte,  weil  dort  eine  jede  verwaltungsrechtliche 
Massregel  kraft  der  Fiktion  der  Volkssouveränetät  eine  durch 
die  delegierten  Exekutivorgane  vorgenommene  war,  während 
in  Frankreich  somit  der  Unterschied  von  Regierenden  und 
Regierten  der  von  Beauftragten  und  Auftraggebern  war,  von 
denen  die  ersteren  ihr  Recht  zum  Eingriff  in  die  individuellen 
Rechtssphären  von  der  Berufung  durch  die  letzteren  ableiteten, 
standen  sich  in  Deutschland  zwei  Elemente  gegenüber:  Die 
Regierung  gleichbedeutend  mit  dem  absoluten  Herrscher  und 
'  das  regierte  Volk.  Die  erstere  nahm  für  sich  das  patriarcha- 
lische Recht  in  Anspruch,  ohne  Rechtsschranke  für  das  Wohl 
der  letzteren  zu  sorgen,  das  letztere  aber  —  und  das  bedeutete 
einen  wesentlichen  Unterschied  zu  früherer  Zeit  —  war  ge- 
tragen von  den  naturrechtlichen  Anschauungen,  die  dem  Ein- 
zelnen nicht  bloss  ein  passives,  sondern  auch  ein  aktives 
Staatsbürgerrecht  gaben.  Das  Bewusstsein  der  Individualität, 
der  unantastbaren  individuellen  Rechtssphäre,  durch  die  aus- 
gedehnte Verbreitung  Kantischer  und  Fichtescher  Philosophie 
neu  gehoben,  setzte  den  Regierten,  den  Beherrschten  in  ge- 
wollten Gegensatz  zum  Herrscher,  zur  Regierung;  und  dieser 
Gegensatz  spitzte  sich  in  der  Staatsverwaltung  im  engeren 
Sinne  am  schärfsten  zu.  Der  einzelne  Untertan,  bisher  Objekt 
der  Staatsfürsorge,  tritt  ihr  jetzt  als  Subjekt  entgegen. 

Der  hieraus  sich  entwickelnde  Kampf  hat  in  Deutschland 
bis  in  die  6oer  Jahre  gewährt  und  erst  die  beiderseitige  Er- 
kenntnis von  den  Kulturaufgaben  hat  ihm  ein  Ende  bereitet. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  war  die  bayerische  Verfassung 
von  1818  die  erste,  die  der  Verwaltungswillkür  des  Polizei- 
staats ein  Ende  gesetzt  hat. 

3* 
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Titel  VII  §  2  sagt :  Ohne  den  Beyrath  und  die  Zustimmung 
der  Stände  kann  kein  allgemeines  neues  Gesetz,  welches  die 
Freiheit  der  Personen  oder  das  Eigentum  der  Staatsangehörigen 
betrifft,  erlassen,  noch  ein  schon  bestehendes  abgeändert, 
authentisch  erläutert  oder  aufgehoben  werden. 

Titel  VII  §  3  bestimmt:  Der  König  erholt  die  Zustimmung 
der  Stände  zur  Erhebung  aller  direkten  Steuern,  sowie  zur 
Erhebung  neuer  indirekten  Auflagen  oder  zu  der  Erhöhung 
oder  Veränderung  der  bestehenden. 

Man  sieht:  Die  Verfassung  erkennt  die  individuelle  Frei- 
heit, desgleichen  die  individuelle  Herrschaft  über  Sachen,  das 
Eigentumsrecht,  an.  Sie  verpflichtet  sich,  diese  Rechtsgüter, 
die  man  nach  dem  allgemeinen  Glauben  aus  dem  Naturrecht 
ableiten  zu  können  glaubte,  als  unverletzlich  ohne  die  Zu- 
stimmung der  Berechtigten  zu  behandeln. 

Eine  Staatsaufgabe  im  modernen  Sinne,  eine  kulturelle 
Betätigung  wird  nicht  erwähnt.  Die  Einleitung  ist  inhaltlich 
ein  rechtsstaatliches  Programm  x<xt  £%o%rtv.  Nur  die  starken 
monarchischen  Gegengewichte,  die  in  der  Verfassung  enthalten 
sind,  bezeugen,  dass  man  politisch  von  den  überkommenen 
Ideen,  inbesondere  von  der  Überzeugung  von  der  Erspriess- 
lichkeit  auch  hegender,  fördernder  Verwaltungstätigkeit  des 
Staates  ganz  abzuweichen  nicht  gewillt  war. 


Kapitel  IL 

Die  französischen  Theokraten. 

§  12. 

Einleitung. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  dass  sich  in  Frankreich  mit 
oder  kurz  nach  der  französischen  Revolution  eine  tiefgehende 
religiöse  Bewegung  erhob.  Gegenüber  den  tastenden  Ver- 
suchen, die  die  Jakobinische  Regierung  mit  der  Vernunft- 
religion des  höchsten  Wesens  unternahm,  schienen  die  religiösen 
Ideen  eines  Bossuet  und  Fenelon  als  die  klare  und  durch  die 
Jahrhunderte  lange  Tradition  gefestigte  Begründung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  Gott  und  Staat.  Als  Folge  dieser  religiösen 
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Regeneration  entwickelte  sich  die  Lehre  von  der  Verwerflich- 
keit, der  moralischen  und  politischen  Nichtberechtigung  der 
Revolution.  Eine  neue  royalistisch-aristokratische,  gemeinhin 
aber  als  theokratisch  bezeichnete  Schule  blühte  auf,  zu  deren 
Vertretern  eine  Reihe  scharfsinniger  und  bedeutender  Staats- 
philosophen gehören.  Als  Hauptrepräsentanten  sind  hier  ins- 
besondere Saint-Martin,  de  Maistre,  de  Bonald,  Ballanche  und 
Lamennais  zu  behandeln.  Eine  der  vorzüglichsten  Aufgaben 
dieser  Schule  war  die  Verteidigung  des  ancien  regime  gegen- 
über dem  aus  der  Revolution  hervorgegangenen  Frankreich, 
die  Bekämpfung  der  durch  den  Liberalismus  bewirkten  Um- 
wälzungen, des  weiteren  aber  die  Ausdehnung  des  Papal- 
systems.  So  verschieden  auch  die  einzelnen  Schriftsteller  unter- 
einander sind  —  von  de  Bonaids  legislation  primitive  zur 
Charte  von  1814  und  ihren  wissenschaftlichen  Verfechtern  ist 
ein  weiter  Schritt  — ,  so  bekunden  sie  doch  alle  eine  gemein- 
same Doktrin :  die  Theokratie,  und  de  Bonald1)  spricht  Be- 
wegung und  Ziel  dieser  Schule  klar  und  deutlich  aus,  wenn 
er  sagt,  dass  die  Aufgabe,  die  er  sich  stelle,  die  sei,  der  De- 
claration  des  Droits  de  l'homme  eine  Deklaration  des  Droits 
de  Dieu  gegenüberzustellen.2) 

Es  ist  vom  Gesichtspunkt  der  historischen  Rechts- 
vergleichung interessant,  dass,  während  in  Frankreich  die 
theokratische  Schule  die  erste  war,  die  die  Naturrechtslehre 
mit  aller  Schärfe  angriff  und  sie  auch  in  vielen  wesentlichen 
Punkten  überwand,  in  Deutschland  sich  die  religiösen  Staats- 
theorien zu  einer  grösseren  Entfaltung  erst  entwickelt  haben, 
nachdem  das  Naturrecht  durch  die  historische  Schule  in  seinen 
Grundzügen  beseitigt  war.  Wie  dem  in  unserer  Darstellung 
Rechnung  zu  tragen  ist,  werden  wir  unten  zu  besprechen  haben. 

§  13. 
Saint-Martin.3) 

Zeitlich  der  erste  der  theokratischen  Schule  istSaint-Martin.4) 

1)  de  Bonald :  Discours  preliminaire  ä  la  legislation  primitive. 
(Oeuvres  t.  II  p.  250.) 

2)  Eine  summarische  Übersicht  über  die  innerhalb  der  theokra- 
tischen Schule  bestehenden  Gegensätze  findet  sich  bei  Paul  Janet, 
Histoire  de  la  science  politique.    Paris  1887,  t.  II  p.  728. 

3)  Über  Saint-Martin  und  die  Theokraten  s.  Michel,  L'idee  de 
PEtat  p.  108  suiv. 

4)  Des  Erreurs  1775.   —  Lettre  ä  un  ami,  ou  Considerations 
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Weniger  Politiker  als  Philosoph,  entwickelte  er  doch 
Ideen,  die  vom  staatsrechtlichen  Standpunkt  aus  von  Bedeu- 
tung sind,  schon  darum,  weil  sie  die  ersten  kräftigeren  Anfänge 
einer  Reaktion  gegen  die  übermächtige  naturrechtliche  Doktrin 
in  Frankreich  bedeuten. 

Seine  Lehre  ist  im  wesentlichen  folgende:  Bis  jetzt  sei 
der  Mensch  noch  nicht  fähig  gewesen,  die  wahren  Ursachen 
der  sozialen  Gemeinschaft  zu  erkennen,  denn  hiezu  sei  weder 
die  Machttheorie  Hobbes  noch  die  Vertragstheorie  Rousseaus 
brauchbar.  Einerseits  würden  durch  Gewalt  nur  die  Beziehungen 
der  Tiere  und  nicht  der  Menschen  untereinander  geregelt, 
andererseits  habe  der  Mensch  kein  Recht,  einen  solchen  Ver- 
trag abzuschliessen,  da  er  sich  nicht  selbst  erschaffen  habe 
und  somit  sich  nicht  angehöre.1)  Mit  Hilfe  der  Vernunft  allein 
könne  aber  die  Entdeckung  des  Urgrunds  der  sozialen  Ord- 
nung, des  Gemeinschaftslebens  nicht  geschehen.  Nicht  bloss 
das  Erkennen,  sondern  die  ganze  Seele,  das  ganze  Innenleben 
müsse  zu  diesem  Zwecke  befragt  werden.  Dieses  gebe  aber 
zur  Antwort,  dass  der  Anfang  der  sozialen  Ordnung  dort  liege, 
wo  unsere  menschliche  Schwäche  die  meiste  Ruhe  findet:  bei 
der  Familie  und  der  Religion.  Und  da  diese  ihrerseits  auf 
dem  Willen  Gottes  beruhten,  so  sei  dieser  die  wahre  Quelle 
aller  staatlichen  Gewalt.2)  Eine  jede  Staatsgewalt,  die  ihre 
Berechtigung  von  einem  anderen  Grunde  ableite,  ist  nach 
Saint-Martin  illegitim.  Deshalb  ist  die  Monarchie  des  Jahres 
1775  nicht  minder  als  illegitim  anzusehen  wie  die  Republik 
des  Jahres  1795. 

Was  den  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Staats- 
formen anlange,  so  beruhe  die  Monarchie  auf  Gewalt,  die 
etwas  vergängliches  und  daher  nicht  imstande  sei,  wahre  Ord- 
nung und  Gerechtigkeit  zu  schaffen.  Die  Republik  beruhe  auf 
dem  Prinzip  der  Volkssouveränetät :  Der  Sündenfall  und  die 
Erbsünde  hätten  aber  bewirkt,  dass  der  Mensch  nicht  mehr 
souverän  sein  könne.  Ohne  im  Besitz  der  Souveränetät  zu  sein, 

politiques,  philosophiques  et  religieuses  sur  la  Revolution  francaise, 
an  III  (1795).  —  Eclair  sur  l'association  humaine,  an  IV  (1700 
Reflexions  d'un  observateur  sur  la   question  posee   par  l'Institut : 
Quelles  sont  les  institutions  les  plus  propres  a  fonder  la  morale  d'un 
peuple?  an  VI  (1798). 

7)  Des  Erreurs  et  de  la  Verite  (p.  270). 

2)  Lettre  a  un  ami  (p.  51). 
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könne  aber  auch  das  Volk  niemand  Rechte  übertragen,  die  es 
selbst  nicht  habe.1) 

Daher  findet  weder  die  Demokratie,  noch  die  Wahl-  oder 
Erbmonarchie  Gnade  vor  den  Augen  Saint-Martins.  Sein  Fürst 
ist  eine  Idealgestalt,  ein  Commissaire  de  Dieu2),  un  homme 
regenere,  und  seine  Herrschaft  le  saint  despotisme  de  la 
charite.3)  Der  Fürst  ist  Grosspriester,  oberster  Richter  und 
Arzt  seines  Volkes.4) 

Man  sieht,  Saint-Martin  ist  Utopist  und  für  die  rechtliche 
Beurteilung  seines  Zeitalters  nur  von  bedingtem  Wert.  Nichts- 
destoweniger hat  er  seinen  Nachfolgern  zwei  fruchttragende 
Ideen  hinterlassen,  die  für  die  theokratische  Schule  program- 
matisch wurden : 

1)  Zur  Erkenntnis  des  Ursprungs  des  Staates  genügt 
nicht  die  Anwendung  der  —  reinen  —  Vernunft.  Das 
Innenleben,  der  Instinkt,  »la  spontaneite«  sind  wich- 
tige Faktoren  bei  der  Erforschung  der  sozialen  Ent- 
wicklung. 

2)  Die  Betonung  des  innigen  Zusammenhangs  zwischen 
Gott  und  dem  Leben  des  sozialen  Körpers,  der  engen 
Verbindung  von  Gott  und  Fürst,  der  »auf  seiner 
Stirne  das  »signe  de  verbe«  als  ein  Prophet,  ein  Aus- 
erwählter tragen  muss«. 

§  14. 
De  Maistre.5) 

Joseph  de  Maistre  ist  kein  Utopist  —  er  war  ein  Schüler 
Loyolas  —  und  darum  sein  Werk  von  einschneidender  Be- 
deutung für  die  Entwicklung  der  theokratischen  Schule. 

Auch  er  bricht  eine  Lanze  mit  dem  Naturrecht.  Aber 
während  sich  Saint-Martin  gegen  die  Uberhebung  der  mensch- 
lichen Vernunft  richtet,  bekämpft  de  Maistre  die  einseitige 

')  Ibid.    (p.  62  et  suiv.) 

2)  Lettre  ä  un  ami  (p.  60). 

3)  Caro,  Essai  sur  la  vie  et  la  doctrine  de  Saint-Martin  (p.  277). 

4)  Des  Erreurs  et  de  la  Verite  (p.  283). 

5)  Con.siderations  sur  la  France,  1796.  —  Essai  sur  le  principe 
generateur  des  constitutions  politiques  et  des  autres  institutions 
humaines,  1810.  —  Du  Pape,  1819.  —  Les  Soirees  de  Saint-Peters- 
bourg,  1821. 
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Überhebung  des  menschlichen  Willens.  Auch  er  zieht  den 
Sündenfall  in  den  Kreis  seiner  Erörterungen  und  behauptet, 
dass  durch  ihn  der  Mensch  in  seinem  Willen  entartet  sei. 
Aber  gerade  dieser  entartete  Wille  (volonte  perverse)  müsse 
notwendigerweise  beherrscht  werden.1)  Der  Mensch  sei  nicht 
mit  schöpferischer  Kraft  ausgestattet,  und  daher  die  mensch- 
liche Gesellschaft  in  ihrer  Organisation  auch  nicht  Menschen- 
werk. Auch  eine  Mehrheit  von  Menschen  sei  nicht  zur 
Schöpfung  des  Staates  befähigt.  Die  geordnete  menschliche 
Gemeinschaft  ist  nach  de  Maistre  eine  notwendige  Tatsache 
Darum  verdanke  die  Regierung  ihre  Gewalt  und  Entstehung 
nicht  dem  freien  Willen  des  Volkes.2)  Gesetz  sei  nicht  die 
Emanation  des  gemeinsamen  Willens;  Gesetz  werde  eine 
Satzung  nur  dann,  wenn  sie  von  einem  höheren  Willen  aus- 
gehe, »ä  condition  d'emaner  d'une  volonte  superieure«.3) 

De  Maistre  spinnt  diesen  Gedanken  in  eigenartiger  Weise 
weiter:  Nicht  der  Mensch  habe  die  Konstitutionen  entworfen, 
sie  seien  nicht  einmal  Objekt  seiner  Erwägungen4);  er  ist  bei 
der  Entstehung  der  Verfassung  vollständig  passiv,  auch  in  den 
wechselreichsten  Epochen  der  Weltgeschichte.5)  Die  Vorsehung 
ist  es,  der  alle  Umwälzungen  und  Fortschritte  auch  auf  staat- 
lichem Gebiete  zu  verdanken  sind.6) 

De  Maistre  folgert  nun : 

Da  dem  Menschen  die  schöpferische  Kraft  abgeht,  so  ist 
er  auch  unfähig,  aus  eigner  Erwägung  den  Erscheinungen  der 
Aussenwelt  Namen,  Bezeichnungen  zu  geben.  Tut  er  es  denn- 
noch,  so  sind  sie  falsch  und  ungenau.  Gott  allein,  der  die 
Welt  und  somit  auch  die  Rechtsinstitutionen  geschaffen  habe, 
hat  das  Recht  und  die  Fähigkeit,  dieselben  zu  benennen. 

1)  Du  Pape  (t.  I.  p.  2ii). 

2)  Ibid.  (t.  I.  p.  213). 

3)  Essai  sur  le  principe  generateur  des  Constitutions  (p.  3). 

4)  Considerations  sur  la  France  (p.  106). 

5)  Les  hommes  de  la  Revolution  sont  menes  par  eile  (la  Provi- 
dence)  plus  qu'ils  ne  la  menent.  —  Plus  on  examine  les  personnages 
en  apparence  les  plus  actifs  de  la  Revolution,  plus  on  trouve  en  eux 
quelque  chose  de  passif  et  mecanique.  Considerations  sur  la  France  (p  .29), 

6)  Bezüglich  der  Revolution  ferner  noch :  La  premiere  condition 
d'une  revolution  decretee,  c'est  que  tout  ce  qui  pourrait  La  prevenir 
n'existe  pas  et  que  rien  ne  r£ussisse  a  ceux  qui  veulent  Tempeclier. 
Considerations  sur  la  France  (p.  4). 
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Die  Souveränetät,  eine  Emanation  Gottes,  »exprimant 
Dieu«,  ist  von  Natur  aus  unbeschränkbar.  Ein  jeder  legitime 
Fürst  erhält  seine  Gewalt  durch  den  einzigen  wahrhaftigen 
Souverän  auf  Erden,  den  Papst,  den  Stellvertreter  Gottes  auf 
der  Erde.1) 

De  Maistre  ist  der  eifrigste  Bekämpfer  des  Individualis- 
mus. Bei  ihm  sinkt  das  Individuum  zum  blossen  etre  passif  herab. 

Aber  de  Maistres  Lehre  war  nicht  bloss  negativ.  Er 
baute  auch  ein  hierarchisch-theokratisches  System  auf  mit 
Gott  bezw.  dessen  Stellvertreter,  dem  Papst,  an  der  Spitze. 
An  der  Unfehlbarkeit  des  letzteren  —  auch  in  politischen 
Dingen  —  zu  zweifeln,  hiesse  eine  »verite  generale«,  eine 
»loi  du  monde«  angreifen.2) 

§  15- 
De  Bonald.3) 

Wir  gelangen  zu  de  Bonald,  der  für  das  theokratische 
System  keinen  Fortschritt  bedeutete.  War  de  Maistre  ein  hell- 
sehender und  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  rechnender 
Kopf  gewesen,  so  war  de  Bonald  ein  Scholastiker,  der  wohl 
mit  logischer  Schärfe  operierte,  aber  sich  in  unnütze  und  sub- 
tilste Details  verzweigte. 

Wie  St.-Martin  und  de  Maistre  versucht  auch  er,  den 
Ursprung  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  erforschen,  den 
Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  zu  entwickeln.  Wie  sie  geht  er 
auf  den  Willen  Gottes  zurück. 

Seine  Erklärung  von  Gesellschaft  und  Staatsgewalt  ist 
analytisch : 

Die  Staatsgewalt  ist  ein  Wesen  (etre),  dessen  Willen 
Gesetz  und  dessen  Handlungen  Verwaltung  heissen.4) 

Eine  Hierarchie  mit  Gott  und  Christus  an  der  Spitze,  dem 

1)  Du  Pape.   (t.  I,  p.  333  et  suiv.) 

2)  Ibid.  (t.  I,  p.  2.) 

3)  Theorie  du  pouvoir  politique  et  religieux  dans  la  societe  civile 
(1796).  -  Essai  analytique  sur  les  lois  naturelles  de  l'ordre  social 
(1817).  —  Legislation  primitive  consideree  dans  les  derniers  temps 
par  les  seules  lumieres  de  la  raison  (1821).  —  Oeuvres  completes 
Paris,  Leclere,  16  volumes. 

4)  Discours  preliminaire  ä  la  legislation  primitive  (Oeuvres  t.  II 
P-  145)- 
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Staatsoberhaupte,  den  Familienhäuptern  bezeichnet  die  Inkar- 
nation der  Gewalt  auf  bestimmten  Stufen.1) 

Die  menschliche  Gesellschaft  ist  ein  lebendiger  Organis- 
mus, der  seine  verschiedenen  Entwicklungsstufen  hat2)  —  man 
denkt  unwillkürlich  an  Comte  und  Bluntschli.  —  Dieser  Organis- 
mus hat  eigene  Fähigkeiten,  insbesondere  die,  auf  das  Indivi- 
duum einzuwirken,  es  seinen  Zwecken  anzupassen.3)  Der  Fort- 
schritt ist  nicht  das  Werk  des  Menschen,  sondern  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  als  Organismus  (»vivant«).4) 

De  Bonald  tritt  mit  aller  Schärfe  dem  naturrechtlichen 
Individualismus  entgegen  : 

L'homme  n'existe  que  pour  la  societe,  la  societe  ne  le 
forme  que  pour  eile  meme.5) 

Er  scheut  sich  nicht,  die  strenge  Konsequenz  dieses 
Satzes  zu  ziehen : 

»Die  grosse  Frage,  die  Europa  beherrscht,  ist:  L'homme 
se  fait  lui-meme  et  fait  la  societe  oder  la  societe  se  fait  elle- 
meme  et  fait  l'homme?«6) 

Nach  de  Bonald  gibt  es  zwischen  diesen  Fragen  keinen 
Zweifel:  Ebensowenig  wie  sich  ein  Körper  selbst  die  Schwer- 
kraft geben  könne,  könne  sich  auch  der  Mensch  die  schöpfe- 
rische Kraft  beilegen. 

De  Bonald  ist  der  extremste  Verfechter  des  Sozial- 
prinzips in  der  theokratischen  Schule : 

Während  die  Philosophen  bislang  nur  die  Philosophie 
des  einzelnen  Individuums,  des  Ichs  behandelt  haben,  la  phi- 
losophie  du  moi,  hat  er  die  Absicht,  faire  la  philosophie  de 
l'homme  social,  du  nous.7)  Dans  la  societe  il  n'y  a  pas  de 
droits,  il  n'y  a  que  de  devoirs.8)  Ja,  er  wagt  es,  das  Recht 
als  Grundlage  der  staatlichen  Organisation  zu  verneinen,  das, 
wie  er  sagt,9)  en  politique  n'exprime  rien  de  juste  et  a  ete  funeste. 

x)  Ibid.  (Oeuvres  t.  II  p.  109). 

2)  Legislation  primitive,  chap.  VIII  (Oeuvres  t  II  p.  408). 

3)  Theorie  du  pouvoir  (Preface,  Oeuvres  t.  XIII  p.  3). 

4)  Legislation  primitive  chap.  VIII  (Oeuvres  t.  II  p.  405,  406). 

5)  Theorie  du  pouvoir,  Preface  (Oeuvres  t.  XIII  p,  3). 

e)  Observation  sur  un  ecrit  de  Condorcet  (Oeuvres  t.  XI V  p.  488). 

7)  Introduction  ä  la  demonstration  du  principe  eonstitutii  des 
societes  (Oeuvres  t.  XII  p.  65). 

8)  Observations  sur  un  ecrit  de  Condorcet  (Oeuvres  t.  XIV  p.  461), 

9)  Discours  preliminaire  ä  la  leoislation  primitive  (Oeuvres  t.  11 
p.  117). 
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Das  System  de  Bonaids  hat  in  mancher  Hinsicht  Ähn- 
lichkeit mit  dem  von  Haller  entwickelten,  das  wir  noch  ein- 
gehender zu  behandeln  haben  werden. 

Nach  de  Bonaids  Auffassung  ist  der  Staat  eine  grosse 
Familie,  bestehend  aus  Hausgemeinschaften,  unter  gemein- 
samem Gesetze  und  mit  unbeschränkter  Gewalt  über  Leib 
und  Seele  der  »individus  delaisses«  ;  diejenigen,  die  nicht  einer 
engeren  Familie  angehören,  sind  unmittelbar  Angehörige  der 
grossen  Familie,  des  Staates.1) 

Von  seinem  Standpunkt  kommt  er  zu  einer  Verwerfung 
des  rechtsstaatlichen  Begriffs :  Der  Staat  hat  zu  sorgen  peu 
pour  les  plaisirs  des  hommes,  assez  pour  leurs  besoins,  tout 
pour  leurs  vertus.2) 

§  16. 
Ballanche.8) 

Ballanche  ist  entschieden  der  originellste  Vertreter  der 
theokratischen  Schule.  Er  zeichnet  sich  durch  einen  weiten 
Gesichtskreis  und  eine  tiefgehende  Toleranz  aus  und  unter- 
scheidet sich  hiedurch  vorteilhaft  von  de  Maistre,  der  trotz 
seiner  Gedankentiefe  im  Grunde  genommen  einseitig  war. 

Auch  er  ist  ein  Anhänger  des  Sozialprinzips,  ein  erbit- 
terter Gegner  einer  jeglichen  individualistischen  Idee: 

Das  Individuum  geht  vollständig  im  Staate  auf,  erst 
durch  ihn  erhält  es  seine  Kraft  und  nimmt  am  Fortschritt  teil.4) 
Da  dem  Menschen  die  Schöpferkraft  versagt  ist,  so  ist  er  auch 
nicht  imstande,  Gesetze,  Verfassungen  zu  geben.5)  Diese  ent- 
stehen nicht  durch  einen  menschlichen  Willensakt,  sind  nicht 
das  Werk  eines  Tages,  sie  entwickeln  sich  selbst,  »se  promul- 
guent«.G)  Ballanche  ist  der  einzige  der  Theokraten,  der  der  Auf- 
fassung von  Staat  und  Rechtsentwicklung,  wie  sie  die  historische 
Schule  hegte,  wenigstens  auf  weite  Entfernung  näher  kam.  Seine 

x)  Legislation  primitive,  chap.  IX  (Oeuvres  t.  III  p.  100). 

2)  Legislation  primitive,  chap.  IX  (Oeuvres  t.  III  p.  82-83). 

8)  Essai  sur  les  institutions  sociales  dans  leur  rapport  avec  les 
idees  nouvelles  1818.  —  Essai  de  palingenesie  sociale  (1827-1828). 

4)  Essai  sur  les  institutions  sociales  (Oeuvres  t.  II  p.  220,  222,  293). 
Palingenesie  ire  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  37). 

b)  Essai  (Oeuvres  t.  II  p.  282). 

«)  Ibid.  (t.  II  p.  75). 
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idee  des  bienfaits  de  la  tradition l)  und  seine  idee  de  la  con- 
tinuite necessaire  a  la  vie  sociale,  continuite  dans  le  temps, 
continuite  dans  l'espace  sind  Gedanken,  die  auch  in  der  histo- 
rischen Anschauung  Platz  finden  könnten.  Allerdings  unter 
dem  Gesichtspunkte  einer  rein  methaphysischen  Betrachtungs- 
weise, die  der  Bejahung  der  Begriffe  von  Zeit  und  Raum  die 
absolute  Existenz  Gottes  gegenüberstellt:  Toutes  les  generations 
sont  contemporaires  aux  yeux  de  Dieu  et  le  sont  aussi  aux 
yeux  du  sage.2) 

Die  organische  Auffassung,  die  schon  bei  de  Bonald 
bemerkbar  ist,  tritt  auch  bei  Ballanche  vermischt  mit  einem 
gewissen  deterministischen  Zuge  hervor: 

Der  Mensch  ist  ein  Spielball  der  mouvements  qui  lui 
sont  imprimes  par  tout  dont  il  fait  partie.  L'individualite  n'est 
point  pour  lüi,  dans  ce  monde.3)  L'homme  n'est  homme  que  par 
sa  coexistence  sympathique  avec  les  autres  hommes.4)  (Fichte!) 

Auch  er  steht  auf  dem  Standpunkt,  dass  die  letzte  Ein- 
sicht in  die  staatlichen  Fragen,  die  Uranfänge  der  menschlichen 
Gesellschaft  dem  Menschen  verschlossen  seien  :  La  claire  vue 
n'est  pas  de  ce  monde.5) 

Ballanche  war  derjenige  Schriftsteller  der  theokratischen 
Schule,  der  sich  am  wenigsten  mit  fanatischer  Konsequenz  an 
das  gemeinsame  Dogma  gehalten  hat.  Er  erkennt  den  wissen- 
schaftlichen Wert  der  Schriften  Montesquieus  an,  rühmt  an 
Rousseau  die  religiöse  Innigkeit  seiner  Auffassung  und  bezeich- 
net Voltaire  als  einen  Menschenfreund.6) 

Er  wirft  de  Maistre  eine  gewisse  Rückständigkeit  vor: 
c'est  sous  Louis  XIII.  que  les  livres  de  M.  de  Maistre  devraient 
paraitre.7)  Er  erkennt  die  Achillesferse  des  de  Maistreschen 
Systems,  den  Fatalismus  mit  scharfem  Blick  und  sagt  treffend 
in  seiner  sarkastischen  Art:  M.  de  Maistre  est  inexorable  ä  Fegal 
de  la  destinee  et  point  misericordieux  comme  la  Providence.8) 

')  Essai  (Oeuvres  t.  II  p.  133,  136). 

2)  Ibid.  (Oeuvres  t.  II  p.  48). 

3)  Ibid.  (Oeuvres  t.  II  p.  50). 

4)  Palingenesie  ire  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  37). 

5)  Essai  (Oeuvres  t.  II  p.  71).  —  Palingenesie  2?  partie  (Oeuvres 
t.  IV  p.  148)  u.  3e  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  370-371). 

6)  Palingenesie  2e  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  168,  169V 

7)  Palingenesie  3e  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  290). 

8)  Ibid.  36  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  299). 
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Ballanche  hat  in  vieler  Hinsicht  Ähnlichkeit  mit  Stahl, 
dessen  gesunden  Sinn  für  Neuerungen  er  auch  teilt,  er  ist  kein 
Anhänger  des  ancien  regime,  es  fehlt  ihm  nicht  das  Verständ- 
nis für  den  freiheitlichen  Zug,  der  sich  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts in  ganz  Westeuropa  Bahn  bricht,  und  den  damit 
verbundenen  Fortschritt:  Lorsqu'on  veut  conserver  les  formes 
usees,  et  les  conserver  en  depit  du  progres,  c'est  alors  qu'elles 
sont  contre  nature,  c'est  ä  dire  contre  la  Providence,  negatives 
du  droit  divin.1) 

Er  ist  kein  Gegner  der  Pressfreiheit,  der  Laiengerichte. 
Ja,  das  bei  den  Theokraten  mit  so  viel  Entschiedenheit  ver- 
neinte Prinzip  der  Volkssouveränetät  bricht  sich  in  seinen 
Ausführungen  Bahn:  Im  Staate  genügt  nicht,  dass  das  Volk 
teilnimmt  an  der  öffentlichen  Gewalt,  die  Gewalt  muss  vom 
Volke  selbst  abgeleitet  werden,  qu'il  sorte  du  peuple  meme.2) 

Seine  Lehre  steht  unter  der  Idee  des  Fortschritts.  Die 
erste  Pflicht  der  Regierungen  ist  de  marcher  dans  la  voie  du 
progres  et  du  developpement  ä  la  tete  du  troupeau  qu'il  leur 
a  ete  donne  de  conduire.3)  Es  ist  ein  Fortschritt  auf  der 
Grundlage  des  Christentums,  den  er  herbeizuführen  wünscht: 
Das  Christentum  hat  der  Welt  das  genie  de  l'avancement 
gegeben,  es  ist  das  Wahrzeichen,  die  Vorbedingung  einer 
jeden  kulturellen  Entwicklung.^) 

Man  erkennt,  dass  das  System  Ballanches  kein  geschlos- 
senes ist  und  nicht  im  strengen  Gegensatz  zu  den  freiheit- 
lichen Anschauungen  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts  steht. 
Im  Grunde  genommen  verbindet  ihn  nur  die  Zurückführung 
aller  staatlichen  Institutionen  auf  Gott  mit  der  theokratischen 
Schule,  und  durch  dieses  unzweifelhaft  enge  Band  wird  die 
Zwitterstellung  Ballanches  gekennzeichnet. 

§  17- 
Lamennais.5) 

Lamennais  ist  zeitlich  der  letzte  Repräsentant  der  theo- 
kratischen Schule  und  mit  ihm  beginnt  auch  deren  rascher 

*)  Ibid.  3^  partie  (Ouvres  t.  IV  p.  341). 

2)  Ibid.  2e  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  227-228). 

3)  Ibid.  3«  partie  (Oeuvres  t.  IV  p.  349). 

4)  Palingenesie  2e  partie  (Oeuvres  t.  IV.  p.  278). 

5)  La  religion  dans  ses  rapports  avec  l'ordre  civil  et  politique 
(1826;.  —  Desprogrey  de  la  Revolution  et  de  la  guerre  contre  PEglise^i829\ 
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Verfall.  Strenge  auf  ihren  Dogmen  steht  er  eigentlich  nur  in 
seinen  Schriften,  die  vor  dem  Jahre  1830  entstanden  sind. 

In  seinen  Melanges  religieux  et  philosophiques  schliesst 
er  sich  den  Anschauungen  seiner  Vorgänger  über  die  Unmög- 
lichkeit der  Volkssouveränetät  an,  verneint  die  Möglichkeit 
der  Gewaltenteilung,  die  von  den  Theokraten  als  der  Souverä- 
netät  des  höchsten  Wesens  widersprechend  stets  mit  Ent- 
schiedenheit bekämpft  wird. 

Lamennais  war  weniger  Politiker  als  Theologe,  daher 
richtet  sich  sein  Kampf  ebensosehr  gegen  den  Liberalismus  in 
der  Kirche  wie  gegen  den  Liberalismus  im  Staate.  Insbesondere 
verteidigt  er  —  wie  de  Maistre  — -  das  Papalsystem  gegenüber 
dem  Gallikanismus.  Er  ist  ein  scharfer  Kritiker  Rousseaus  und 
seiner  Lehren  vom  contrat  civil.  »Wenn  die  Lehre  Rousseaus 
schuld  ist  an  der  Ausbreitung  des  Hirngespinstes  der  Volks- 
souveränetät, so  hat  die  Deklaration  von  1682  einen  noch  viel 
schlimmeren  Erfolg  gezeitigt,  Tidolätrie  du  pouvoir  humain.1) 

Lamennais  beschäftigt  sich  als  einziger  der  Theokraten 
tiefer  mit  der  Tätigkeit  —  und  nicht  bloss  mit  dem  Rechts- 
grund —  des  Staates.  Dabei  erinnern  seine  Anschauungen, 
so  verschieden  auch  die  Grundlagen  sind,  an  den  rechtsstaat- 
lichen Begriff.  Er  ist  ein  Gegner  der  Verwaltungszentralisation 
und  insbesondere  des  Polizeistaats,  ein  Freund  des  Selbst- 
verwaltungsrechts und  überweist  dem  Staate  in  den  Angelegen- 
heiten der  Gemeinden,  Arrondissements  und  Provinzen  ledig- 
lich das  Aufsichtsrecht  eines  pere  de  famille.-) 

Er  erkennt  klar  das  Dilemma,  in  dem  sich  auch  noch 
das  heutige  Frankreich  befindet,  hervorgerufen  durch  den 
scharfen  Gegensatz  entre  le  principe  democratique  des  institu- 
tions  et  Tesprit  despotique  de  l'administration.3) 

Mit  Ballanche  hat  er  die  Parteinahme  für  die  Lehr-  und 
Pressfreiheit  gemein,  wodurch  sich  beide  so  weit  von  dem 
Boden,  aus  dem  sie  hervorgingen,  entfernten.  — 

Es  wäre  nicht  uninteressant,  schon  an  dieser  Stelle  die 
Anschauungen  der  deutschen  Theokraten,  oder  wie  sie 
Bluntschli  genannt  hat,  Idiokraten,  zu  einem  Vergleich  heran- 
zuziehen. Allein  wir  müssen  uns  dies  versagen,  bis  wir  im 
stände  sind,  ein  abschliessendes  Urteil  geben  zu  können.  Die 

1)  Des  progres  de  la  Revolution   p.  58). 

2)  Journaux  et  Articles  (p.  204  . 

3)  Des  progres  de  la  Revolution  vp.  136  . 
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deutschen  Theokraten  bilden  nicht  wie  die  französischen  eine 
zeitlich  und  inhaltlich  abgeschlossene  Schule.  Sie  sind  Spröss- 
linge  der  historischen  Schule  und  nur  im  Rahmen  derselben 
zu  betrachten.  Zudem  bietet  die  Spaltung  in  evangelische 
und  katholische  Richtung  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Hinder- 
nis bei  dem  Vergleich  mit  der  einheitlich  auf  dem  katholischen 
Dogma  beruhenden  französischen  Lehre.  Auch  wird  uns  die 
staatsrechtliche  Persönlichkeit  Hallers  zuvor  beschäftigen 
müssen. 

Darum  werden  wir  erst,  wenn  wir  in  der  Lage  sind,  so- 
wohl die  Entwicklung  der  deutschen  historischen  Schule  als 
die  Lehre  Hallers  zu  überblicken,  in  eine  vergleichende 
Würdigung  dieser  Theorien  und  damit  auch  der  deutschen 
religiösen  Lehren  mit  der  französischen  theokratischen  Schule 
mit  Erfolg  eintreten  können. 


Kapitel  III. 

Die  deutsche  historische  Schule. 

§  18. 
Herder.1) 

Wir  sehen  hier  von  dem  Einfluss  ab,  den  Vico  (1668 — 1744) 
und  insbesondere  David  Hume  (171 1  — 1776)  auf  das  deutsche 
staatsphilosophische  Denken  ausgeübt  haben.  Uns  interessiert 
hier  vor  allem  Herder,  der  den  Ruhm  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  kann,  als  erster  in  Deutschland  die  Fesseln  des  natur- 
rechtlichen Denkens  abgeworfen  zu  haben.2)  Bei  der  grossen 
Autorität  Herders  in  der  damaligen  Zeit  wurde  er  bald  der  ein- 
flussreichste Kämpfer  gegen  das  Naturrecht  und  die  hieraus 
sich  ergebende  Staatsanschauung. 

Durch  seine  »Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte  der 
Menschheit«  (1784  f.)  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  der  Ge- 
danke, dass  der  Staat  das  Erzeugnis  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung sei.  Wohl  hat  er  sich  zu  einer  vollständig  einwand- 

\i  s.  auch  Ehrenberg:  Herders  Bedeutung  für  die  Rechtswissen- 
schaft.   Göttingen  1903. 

2)  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  6,  7  u.  9. 
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freien  historischen  Anschauung  noch  nicht  aufgerungen,  er 
erkennt  noch  Urzustand,  abstrakte  Gesetze,  Gesetze  der  Natur 
an.    So  sagt  er  z.  B. :  *) 

»Der  Naturzustand  des  Menschen  ist  der  Stand  der  Ge- 
sellschaft; denn  in  dieser  wird  er  geboren  und  erzogen,  zu  ihr 
führt  ihn  der  aufwachsende  Trieb  seiner  schönen  Jugend  und 
die  süssesten  Namen  der  Menschheit,  Vater,  Kind,  Bruder, 
Schwester,  Geliebter,  Freund,  Versorger  sind  Bande  des  Natur- 
rechts, die  im  Stande  jeder  ursprünglichen  Menschengesell- 
schaft stattfinden.  Mit  ihnen  sind  also  auch  die  ersten  Regie- 
rungen unter  den  Menschen  gegründet:  Ordnungen  der  Familie, 
ohne  die  unser  Geschlecht  nicht  bestehen  kann,  Gesetze, 
die  die  Natur  gab  und  auch  durch  sich  selbst  genugsam 
einschränkte.  Wir  wollen  sie  den  ersten  Grad  natürlicher 
Regierungen  nennen ;  sie  werden  immerhin  auch  der  höchste 
und  letzte  bleiben.  —  Hier  endigte  nun  die  Natur  ihre  Grund- 
lage der  Gesellschaft  und  überliess  es  dem  Verstände  oder 
dem  Bedürfnis  der  Menschen,  höhere  Gebäude  darauf  zu  bauen.« 

Aber  man  erkennt  auf  den  ersten  Blick,  dass  sein  Begriff 
des  Naturrechts  der  eines  fortzuentwickelnden  Urrechtes  ist, 
das  sich  auf  moralischen  Prinzipien  aufbaut,  ja  nichts  weiter 
als  eine  Auffassung  der  Moral  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
rechtsgeschichtlichen  Zusammenhangs  bedeutet.  Ein  abstraktes, 
auch  zeitlich  und  inhaltlich  von  der  Moral  losgelöstes  und 
von  ihr  zu  unterscheidendes  Naturrecht  im  Sinne  Fichtes 
kennt  er  nicht. 

Sein  Verhältnis  zum  Naturrecht  wird  auch  durch  seine 
Beurteilung  der  Übertragung  der  Staatsgewalt  durch  den  Ge- 
meinwillen beleuchtet.  Bei  ihm  ist  diese  Delegation  nichts 
mehr  als  eine  historische  Episode,  ein  in  den  jeweiligen  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  begründeter  ge- 
schichtlicher Akt.  Die  organisierte  Mehrheit,  die  sich  ihren 
Führer  durch  diesen  Willensakt  wählt,  ist  nicht  durch  einen 
auf  Ewigkeit  geschlossenen  Vertrag  entstanden.2) 

Eine  klare  Absage  an  alle  naturrechtliche  Auffassung 
enthält  folgende  Stelle : 3) 

*)  Herders  Werke,  herausgegeben  von  Heinrich  Kurz  (Biblio- 
graphisches Institut)  III.  Band,  S.  284  f. 

2)  Herders  Werke  III,  S.  285. 

3)  Ebenda  S.  292. 
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»O,  dass  ein  anderer  Montesquieu  uns  den  Geist  der 
Gesetze  und  Regierungen  auf  unserer  runden  Erde  nur  durch 
die  bekanntesten  Jahrhunderte  zu  kosten  gäbe !  Nicht  nach 
leeren  Namen  dreier  oder  vier  Regierungsformen,  die  doch 
nirgend  und  niemals  dieselben  sind  oder  bleiben ;  auch  nicht 
nach  vvitzigen  Prinzipien  des  Staates  :  denn  kein  Staat  ist  auf 
ein  Wortprinzipium  aufgebaut,  geschweige  dass  er  dasselbe 
in  allen  seinen  Ständen  und  Zeiten  unwandelbar 
erhielte!« 

Man  darf  von  Herder  kein  System,  nicht  einmal  die  An- 
sätze zu  einem  solchen  verlangen,  er  war  kein  Jurist  und 
Politiker,  im  Grunde  genommen  auch  kein  Philosoph.  Darum 
sind  seine  »Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte  der  Mensch- 
heit« als  vorwiegend  belletristische  Arbeit  keineswegs  präzis 
gedacht  und  ausgeführt  und  es  bietet  nicht  unbedeutende 
Schwierigkeit,  aus  seinem  Werke  gerade  solche  Stellen  ent- 
nehmen zu  können,  die  für  eine  antinaturrechtliche  Tendenz 
sprechen. 

Nichtsdestoweniger  erkennt  man  doch  den  tiefen  Grund- 
gedanken, der  das  ganze  Werk  durchzieht  und  nicht  bloss  die 
Verneinung  eines  abstrakten,  von  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen eines  konkreten  Staates  unabhängigen  Naturrechts, 
sondern  auch  den  Aufbau  einer  wenn  auch  nur  vorwiegend 
ethisch  gedachten  Evolutionstheorie  enthält.1) 


J)  s.  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  12  ff.,  wo  Herders  Verhältnis  zu 
Montesquieu  treffend  beleuchtet  wird.  Dagegen  geht  Ehrenberg  m.  E. 
zu  weit,  wenn  er  annimmt,  dass  Herder  das  Recht  als  Produkt  »der 
unendlich  zahlreichen  im  Zusammenleben  der  Menschen  miteinander 
und  gegeneinander  wirkenden  Kräfte«  ansieht.  Damit  trägt  er  ein 
empirisches  Moment  in  die  Herdersche  Anschauung,  das  ihr  vollstän- 
dig ferngelegen  ist.  Die  evolutionistische  Auffassung  Herders  steht 
der  Hegels  ziemlich  nahe,  d.  h.  sie  ist  nicht  empirisch,  sondern  speku- 
lativ gewonnen.  Daher  auch  der  Gegensatz  von  Herder  und  Savigny, 
den  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  18  erwähnt,  der  sich  aber  nicht  wie  Ehren- 
berg annimmt  aus  rein  zufälligen  Ursachen  herleitet,  sondern  sich  aus 
dem  prinzipiellen  Unterschied  ihrer  Forschungsmethoden  logisch  er- 
gibt. Gerade  die  Idee  vom  »Volksgeist«,  diesem  mystischen  Elaborat 
der  Savignyschen  Schule,  erinnert  vielfach  an  die  durch  Spekulation 
gewonnene  evolutionistische  Anschauung  Herders.  Dass  historische 
Staatsanschauung  und  Empirismus  nicht  identisch  sind,  zeigt  uns 
Hegel  mit  vollkommener  Deutlichkeit. 
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Man  vergleiche  auch  Nr.  121  seiner  »Briefe  zut  Beför- 
derung der  Humanität«1);  »Vom  Geist  der  Völkergeschichte. 
Geschichte  nach  Staatsplanen«,  worin  er  eine  der  historischen 
Schule  nahe  verwandte  Geschichtsauffassung  entwickelt. 

§  19. 
Schelling. 

Schelling  ist  der  erste  deutsche  Philosoph,  der  mit  klaren 
Worten  den  Staat  als  etwas  organisch-gewordenes  im  Gegen- 
satz zum  künstlich-konstruierten  bezeichnet.  Sendlings  haupt- 
sächlich hier  zu  nennendes  Werk  ist  das  »System  des  trans- 
cendentalen  Idealismus«  (1800). 

Er  ist  ein  Schüler  Fichtes  und  das  eben  genannte  Werk 
ist  noch  aus  dem  Geiste  Fichtes  geschrieben.  Allein  schon 
beginnt  bei  ihm  mit  diesem  Werke  der  Einfluss  spinozistischer 
Anschauung.  Aus  dieser  Einwirkung  ergibt  sich  die  Ablehnung 
des  Naturrechts  im  Sinne  Rousseaus,  des  abstrakten,  künstlich- 
konstruierten Staatsgebildes,  und  die  Aufstellung,  dass  der 
Staat  etwas  organisch-lebendes,  ein  verbundenes  Ganze  ist. 

Schon  das  Grundprinzip  der  Schellingschen  Philosophie 
der  totalen  Indifferenz  zwischen  Subjekt  und  Objekt,  der  ab- 
soluten Einheit  verneint  die  Möglichkeit  einer  spekulativen 
Konstruktion  eines  ausserhalb  des  Individuums  stehenden  und 
von  diesem  geschaffenen  Staatsgebildes.  Die  im  Gesetz  der 
Identität  begründete  Unmöglichkeit  eines  einzelnen  Seins  oder 
Dinges  an  sich  führt  auch  dahin,  dass  der  Staat  nicht  als  ein 
vom  Individuum  losgelöstes,  organisch  -  selbständiges  Wesen 
aufgefasst  werden  kann. 

Es  ist  nicht  uninteressant,  dass  wir  bei  Schelling  an  die 
französischen  Theokraten  erinnert  werden,  die  ja  auch  ein 
organisches  Aufgehen  des  Individuums  im  Staate  betonen, 
beruhend  auf  Einheit  von  Staat  und  Mensch,  die  beide  ihre 
letzte  Ursache  in  Gott  haben. 

Auch  bei  Schelling  finden  wir  diese  religiöse  Anschauung 
vertreten,  nicht  zum  wenigsten  in  seinen  durchaus  mystischen 
Schriften  und  Vorlesungen  seiner  letzten  Periode  (nach  1834). 
Der  »Gang  zu  Gott  hin«,  wie  Schelling  sein  philosophisches 
Glaubensbekenntnis  an  seinem  Lebensabend  bezeichnet,  zeigt 
von  einer  tief  aufgefassten  und  auch  tief  gefühlten  mystischen 

')  Herders  Werke,  Band  IV,  S.  531  ff. 
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Neigung,  die  sich  auch  auf  die  Idee  vom  Gemeinschaftsleben, 
vom  organischen  Staate  bezog.  Die  mystische  Philosophie  ist 
aber  von  jeher  der  erbittertste  Gegner  der  naturrechtlichen 
Anschauung  gewesen. 

Allein  gerade  in  diesem  Mysticismus  lag  die  Gefahr,  dass 
die  Lehren  Sendlings  von  der  Rechtsentwicklung  und  vom 
Staate  nicht  allgemein  erkannt  und  gewürdigt  wurden.  So  tief 
und  eingehend  auch  seine  Auffassung  vom  Staate  war,  so 
schwer  verständlich  ist  sie  auch.  Die  Grundlage  seiner  Doktrin 
war  eine  transcendentale  und  darum  für  den  weiten  Kreis  des 
nicht  philosophisch  geschulten  Deutschlands  seine  Lehre  ein 
Produkt  reiner  und  praktisch  unverwertbarer  Spekulation. 

Weder  Herder  noch  Schelling  sind  von  irgend  welchem 
Einfluss  auf  die  Entwicklung  der  französischen  Staatsanschau- 
ung geworden.  Es  lag  ja  der  französischen  Staatslehre  von 
jeher  fern,  transcendentale  Bahnen  zu  betreten,  und  gerade 
der  Supernaturalismus  der  französischen  Theokraten  war  wohl 
imstande,  diejenige  Lücke  auszufüllen,  die  die  naturrecht- 
liche Philosophie  Frankreichs  im  Punkte  der  transcendentalen 
Staatsauffassung  gelassen  hatte.  So  wenig  einwandfrei  auch 
die  Theorien  der  französischen  Theokraten  erscheinen,  so  muss 
man  doch  anerkennen,  dass  sie  vor  der  zeitgenössischen 
deutschen  Staatsphilosophie  den  grossen  Vorteil  voraus  hatten, 
dass  ihnen  das  katholische  Dogma  festen  Boden  und  eine  un- 
angezweifelte  Quelle  bot.  Daher  haben  sie  in  Frankreich  viel 
eingehender  für  eine  neue  Staatsanschauung  gewirkt  als  in 
Deutschland  die  Philosophie  Sendlings  mit  ihrem  mystischen 
Hintergrunde.  Sie  haben  wegen  ihres  geschlossenen  Systems, 
ihrer  festen  und  zielbewussten  Kraft  auf  die  französische 
Theorie  und  Praxis  einen  weitgehenderen  Einfluss  ausgeübt 
als  die  ersten  Vorkämpfer  einer  neuen  Staatsanschauung  in 
Deutschland,  als  Herder  und  Schelling,  denn  die  gleichzeitige 
und  unmittelbar  auf  die  theokratische  Schule  folgende  Staats- 
lehre ist  eine  fast  ausschliesslich  politische.  Man  glaubte  die 
Theorie  vom  Staatsgrund  und  vom  Staatszweck  genügend 
behandelt  und  die  Zeit  gekommen,  an  die  Beurteilung  der 
»moyens«,  der  Mittel  zur  Erreichung  der  Staatsziele  gehen  zu 
dürfen ;  auf  diesem  Gedanken  beruhen  die  zahlreichen  mehr 
oder  minder  phantastisch- religiösen  Theorien,  die  in  dem 
Saint-Simonismus  ihren  Höhepunkt  erreichen. 

In  Deutschland  war  es  die  Frage  nach  dem  Staatsgrunde, 
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die  immer  noch  der  Beantwortung  entgegensah,  und  die  Beant- 
wortung kam  wiederum  aus  dem  philosophischen  Lager:  Die 
Dialektik  Hegels  hat  in  den  »Grundlinien  der  Philosophie  des 
Rechts«  dem  Naturrecht  den  Todesstoss  gegeben.  Dem  grossen 
Romanisten  Savigny  gebührt  aber  der  Ruhm,  als  erster  in 
Deutschland  diese  Frage  vom  juristischen  Standpunkt  erfasst 
und  in  ihrer  Beantwortung  die  Unmöglichkeit  eines  abstrakten 
Rechts  behauptet  und  bewiesen  zu  haben.  Der  Kampf  gegen 
die  naturrechtliche  Auffassung  wurde  von  Savigny  auf  empi- 
rischem Boden  geführt,  Hegel  aber  führte  ihn  auf  der  Höhe 
der  reinen  Spekulation  und  mit  den  Mitteln  seiner  glänzenden 
Dialektik. 

§  20. 
Savigny. 

Michel  in  seinem  mehrfach  zitierten  Werke1)  erklärt, 
dass  die  Schrift  Savignys  »Vom  Berufe  unserer  Zeit  für  Ge- 
setzgebung und  Rechtswissenschaft«  eine  Epoche  bedeute 
nicht  bloss  in  der  Geistesgeschichte  Deutschlands,  sondern  in 
der  Ideengeschichte  von  ganz  Europa. 

Hatten  schon  Vico,  Hobbes  und  Montesquieu  eine  Vor- 
ahnung einer  historischen  Anschauung  und  Forschungsmethode, 
so  erstickte  diese  doch  in  der  tiefgehenden  naturrechtlichen 
Flut  ihrer  Zeit. 

Erst  die  Loslösung  des  deutschen  Geisteslebens  von 
fremden,  insbesondere  französischen  Einflüssen,  die  eigenartige 
Entwicklung  während  und  nach  den  Freiheitskriegen  ebnete 
den  Boden  für  die  historische  Schule. 

Savigny  weist  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  Herder  auf, 
wie  dieser  zieht  er  seine  rechts-  und  staatsphilosophischen 
Schlüsse  aus  der  Empirie  der  Weltgeschichte  und  nicht  wie 
die  Naturrechtslehre  Rousseaus  und  Kants  aus  dem  abstrakten 
Begriff  der  Moral  und  dem  metaphysischen  Elaborat  der  vo- 
lonte generale.  Die  historische  Methode  ist  nicht  mehr  als 
eine  intuitive  Methode,  als  die  vernünftige  Betrachtung  der 
Weltgeschichte.  Den  Schritt  von  dieser  zur  Erkenntnis  der 
absoluten  Vernunft  in  der  Weltgeschichte  werden  wir  mit 
Hegel  zu  unternehmen  haben. 


J)  L'idee  de  l'Etat  p.  148. 
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Savigny  hat  zuerst  die  Fähigkeit  des  Milieus  —  wenn 
dieser  Ausdruck  hier  erlaubt  ist  —  zur  Entwicklung  des  Rechts 
erkannt,  er  hat  den  unlöslichen  Zusammenhang  des  Rechts 
mit  den  andern  kulturellen  Erscheinungen  im  Staate  behauptet. 
Das  Prinzip  der  Evolution,  des  Fortschritts,  schon  von  einzel- 
nen französischen  Theokraten  als  staatsphilosophisches  an- 
erkannt, verdichtet  sich  bei  ihm  und  seinem  grossen  Zeit- 
genossen Hegel  zu  einem  rechtsphilosophischen  Dogma:  Das 
Recht  ist  mit  dem  Volkstum  verbunden,  es  ist  dessen  Werk 
und  steigt  und  fällt  mit  der  Volkskraft,  es  wird  durch  innere 
geheimnisvolle  Kräfte  hervorgebracht  und  entwickelt.  Man 
sieht,  auch  Savigny  kann  sich  eines  gewissen  mystischen  Zugs 
nicht  erwehren. 

Der  Ausschluss  des  bewussten  Willens  bei  der  Legislation 
setzt  Savigny  insbesondere  in  schroffen  Gegensatz  zu  den 
Naturrechtslehrern.  Es  ist  klar,  das  bei  ihm  das  Individuum 
nicht  mehr  ist  als  ein  im  staatlichen  Ganzen  aufgehendes 
essentiale  des  Staatsbegriffs.  Der  Staat  als  Begriff  und  Ein- 
heit steht  nicht  im  Gegensatz  zum  Individuum  wie  in  der 
naturrechtlichen  Auffassung,  sondern  umfasst  das  Individuum 
in  seiner  Totalität.  Die  Rechtsbildung  ist  daher  nicht  das 
Werk  eines  aus  der  Majorität  der  Stimmen  gebildeten  Volks- 
willens, sondern  sie  ist  die  höchste  Manifestation  der  über- 
natürlichen Kraft  des  Volkslebens. 

Savigny  steht  hier  in  einem  engeren  Zusammenhang  mit 
den  französischen  Theokraten.  Auch  de  Bonald  und  de  Maistre 
sagen: J)  L'homme  n'est  pas  legisfacteur,  mais  simplement  legis- 
lateur  en  ce  sens  qu'il  porte  au  milieu  de  la  societe  une  loi 
dont  il  n'est  pas  l'auteur. 

Wie  sich  denn  auch  eine  fast  gleichartige  Entwicklung 
in  Frankreich  von  Rousseau  zu  den  Theokraten,  in  Deutsch- 
land von  Kant  zu  Savigny  vollzieht! 

Aber  so  sehr  diese  Ähnlichkeit  auf  den  ersten  Blick 
durch  die  nicht  ungleichen  äussern  und  innern  politischen 
Verhältnisse,  insbesondere  aber  das  Wiedererwachen  des  Legi- 
timismus entstanden  zu  sein  scheint,  so  beruht  der  wissen- 
schaftliche Fortschritt  doch  auf  zwei  verschiedenen  Methoden 
und  aus  diesem  Unterschied  erklären  sich  auch  die  vielfachen 
Gegensätze:  Die  französischen  Theokraten  sind  alles  eher  als 


v)  Michel:  L'idee  de  l'Etat,  p.  151. 
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Juristen,  sie  sind  Religionsphilosophen.  Les  Theocrates  parlent 
metaphysique  et  religion.1)  Sie  sind  wenn  nicht  Utopisten,  so 
doch  Supernaturalisten :  Savigny  und  seine  Schüler  dagegen 
sind  in  der  streng  logischen  Schule  des  römischen  Rechts  er- 
wachsen, ils  parlent  science.2) 

Wollte  man  eine  Erforschung  der  Rechtsentwicklung 
mittelst  der  Methode  unternehmen,  die  man  gemeinhin  den 
Darwinismus  nennt,  und  den  Nachweis  erbringen,  dass  das 
Recht  seine  zweckgemässe  Gestaltung  im  Laufe  einer  langen 
Evolution  gefunden  hat  und  noch  findet,  man  müsste  auf 
Savigny  zurückgehen,  den  ein  englischer  Schriftsteller  gerade- 
zu als  einen  Darwinisten  vor  Darwin  bezeichnet  hat.3) 

Die  französische  Revolution  und  die  darauf  folgende 
napoleonische  Epoche  hatten  die  Theorie  der  naturrechtlichen 
Schule  in  praxi  widerlegt  und  Savigny  den  Boden  geebnet. 
Hätte  er  zur  Zeit  Vicos  oder  Montesquieus  gelebt,  so  wären 
seine  Ideen  unbeachtet  geblieben.  So  aber  war  sein  Einfluss 
auch  in  Frankreich  unermesslich ;  ich  verweise  nur  auf  ein 
Werk,  das  eigentlich  ganz  im  Sinne  der  historischen  Schule 
geschrieben  ist  und  dem  die  Hegeische  Dialektik  den  Stempel 
zeitgenössischen  deutschen  Denkens  aufgedrückt  hat:  Lerminier, 
Introduction  ä  l'etude  du  droit  1830. 

Aber  aus  der  historischen  Staatsauffassung  entwickelte 
sich  eine  ihrer  Grundanschauung  widersprechende  Vorliebe 
für  die  rechtsantiquarische  Wissenschaft.  Der  Aufschwung 
der  Pandektenwissenschaft  ist  hieraus  zu  erklären;  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltungslehre  war  dieser  antiquarische  Zug 
eine  Stütze  des  rechtsstaatlichen  Begriffs,  weil  man  sich  ängst- 
lich hütete,  alte,  anscheinend  bewährte  Institutionen,  weil 
man  ihren  Ursprung  und  ihre  historischen  Bedingungen  erkannt 
zu  haben  glaubte,  zu  entfernen  und  der  menschlichen  Tatkraft 
in  Anbetracht  der  ihr  von  der  historischen  Schule  zudiktierten 
passiven  Funktion  eine  führende  Rolle  in  der  staatlichen  Ent- 
wicklung zuzubilligen.  So  wurde  die  historische  Schule  zur 
Führerin  der  Reaktion,  während  sie  ihr  wissenschaftliches 
Rüstzeug  aus  einem  vorwärtsschreitenden  Ideenkreis  entnom- 
men hatte. 

J)  Michel:  L'idee  de  l'Etat,  p.  152. 

2)  Ibid.  p.  152. 

3)  Pollock,  Oxford  Lectures  and  other  Discourses,  p.  42. 
s.  Michel  a.  a.  O.  p.  152. 
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Aber  noch  ein  anderer  fühlbarer  Mangel  haftete  der 
Lehre  Savignys  an.  Das  war  der  Ausschluss  jeder  zweck- 
mässigen und  zielbewussten  Entwicklung,  die  Ausschaltung 
der  menschlichen  Tätigkeit  als  bewusster  Faktor  und  damit 
die  Verneinung  eines  jeden  Verantwortlichkeitsbegriffs  in  der 
staatsphilosophischen  Anschauung.  Das  Spiel  der  Kräfte,  die 
Rivalität  von  im  Volke  sich  befindenden,  einander  stets  be- 
kämpfenden Entwicklungsfaktoren  hat  die  historische  Schule 
als  ihren  ersten  Grundsatz  aufgestellt.  Hatte  auch  Savigny 
die  Frage  nach  Entstehungs-  und  Rechtsgrund  des  Staates, 
wenigstens  soweit  dies  vom  empirischen  Standpunkt  aus  mög- 
lich ist,  erschöpfend  behandelt,  so  fehlte  doch  seiner  Lehre 
eine  erschöpfende  Darstellung  des  Staatszweckes,  vom  Ziel 
der  historischen  Entwicklung  des  Staates.  Hegel  hat  dieses 
Rätsel  für  seine  Zeit  gelöst  in  einer  Weise,  die  nicht  bloss  in 
Deutschland,  sondern  auch  in  Frankreich  lange  Jahre  hindurch 
als  die  einwandfreieste  angesehen  wurde. 

§  21. 

Hegel. 

Es  kann  nicht  unsere  Absicht  sein,  hier  eine  Darstellung 
der  Hegeischen  Rechtsphilosophie  zu  geben.  Nichtsdesto- 
weniger müssen  wir  einen  kurzen  Überblick  gewinnen,  weil 
sie  den  Angelpunkt  des  deutschen  staatsphilosophischen 
Denkens  des  ersten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  bedeutet. 

Hegel  erkennt  an  Rousseau  an,  dass  er  den  Willen  als 
Wurzel  des  Staates  entdeckt  habe,  aber  er  wirft  ihm  eine 
missverständliche  Auffassung  dieses  Willens  als  Idividualwillen 
vor.  Wohl  beruhe  der  Staat  auf  einem  Willen,  aber  dieser  sei 
identisch  mit  dem  absoluten  Willen,  mit  Gott.  Der  Staat  ist 
nach  Hegel  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee,  der  sittliche 
Geist,  wie  er  das  Tun  und  Lassen  der  in  ihm  begriffenen 
Individuen  umfasst.1)  Die  Staaten  selbst,  indem  sie  sich  als 
Individuen  gegenübertreten,  stellen  in  ihrem  Geschicke  den 
Prozess  der  Weltgeschichte  dar.2) 

1)  Schwegler:  Geschichie  der  Philosophie,  S.  464.  Definition 
siehe  Rechtsphilosophie  §  57. 

2)  Ebenda,  S.  465. 
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Hegel  entwirft  die  nachstehende  Stufenleiter  des  Gemein- 
schaftslebens : 

1)  Ehe  —  Familie, 

2)  Bürgerliche  Gesellschaft, 

3)  Staat, 

4)  Staatengemeinschaft. 

Die  bürgerliche  Gesellschaft  ist  die  Vielheit  der  Familien, 
in  welcher  die  Glieder,  obwohl  noch  als  selbständige  Einzeln- 
heit, durch  ihre  Bedürfnisse,  durch  die  Rechtsverfassung  als 
das  Mittel  der  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigentums 
und  durch  die  äussere  polizeiliche  Ordnung  zur  Einheit  ver- 
bunden sind.1) 

Das  ist  im  Grunde  genommen  eine  Begriffsbestimmung, 
die  der  Staatsdefinition,  sofern  wir  sie  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Zwecks  formulieren,  völlig  gleichkommt,  zum  min- 
desten der  des  Rechtsstaats. 

Allein  Hegel  unterscheidet  bürgerliche  Gesellschaft  und 
Staat  daran,  dass  auf  dem  Boden  der  ersteren  jeder  für  sich 
stehe,  selbständig,  Selbstzweck  sei,  während  der  Staat  keine 
selbständigen  Individuen  kennen  dürfe  und  in  ihm  nur  das 
Ganze  Zweck  und  der  Einzelne  Mittel  sei. 

Vom  Standpunkt  der  Staatsbetrachtung  gelangt  er  zu 
einer  fast  extremen  Bejahung  des  Sozialprinzips,  einer  gewisser- 
massen  antik  zu  erachtenden  Omnipotenz  des  Staates.  Gerade 
diese  Anschauung,  in  der  er  sich  eine  zahlreiche,  ausgebreitete 
und  wissenschaftlich  sehr  tätige  Schule  heranzog,  Hess  ihn 
durch  seine  Verbindung  mit  dem  preussischen  Beamtenstaate 
auch  politischen  Einfluss  gewinnen  und  man  kann  behaupten, 
dass  seine  Philosophie  in  Preussen  die  Geltung  einer  Staats- 
philosophie erwarb.  Er  ist  wie  die  ganze  historische  Schule 
ein  wissenschaftlicher  Stützpunkt  der  antikonstitutionellen 
Richtung  geworden.  Dabei  ist  von  Interesse,  zu  beobachten, 
dass  auch  er  wie  die  französischen  Theokraten  in  Durch- 
brechung seines  Systems  und  in  Anerkennung  der  empirisch 
als  unleugbar  berechtigt  erkannten  Grundforderungen  des 
modernen  Staatslebens  in  seiner  1821  erschienenen  Rechts- 
philosophie sich  für  Pressfreiheit,  Öffentlichkeit  der  Rechtspflege, 
Laiengerichte,  administrative  Selbständigkeit  der  Korporationen 
sowie  für  Volksrepräsentation  ausspricht. 


*)  Schwegler:  Geschichte  der  Philosophie,  S.  465. 
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Die  beste  Verfassung  ist  nach  ihm  die  ständische  nach 
Art  der  englischen.1)  Der  englichen  Verfassung  hat  er  auch 
seine  bekannte  Äusserung,  der  König  sei  das  Tüpfelchen  auf 
dem  i,  abgesehen.  Es  sei  ein  Individuum  nötig,  das  Ja  sagt, 
das  den  Beschlüssen  des  Staates  ein  »Ich  will«  vorsetzt,  eine 
Spitze  der  formellen  Entscheidung.2)  Der  Staatswille  ist  wie 
der  Staat  ein  Begriff,  eine  Abstraktion  und  nur  als  eine  Person, 
als  Monarch  ist  der  Staat  von  wirklicher  Persönlichkeit. 

Vom  Individualwillen  und  dem  durch  diesen  geschlossenen 
Vertrag  ausgehend,  ist  der  Staat  nicht  als  eine  geschichtlich 
gewordene  Erscheinung,  sondern  als  etwas  Arbiträres  anzu- 
sehen, das  mannigfache  Gestaltung  haben  könne.  Unter  dieser 
Voraussetzung  ist  jede  Erforschung  des  Rechtsgrunds  und 
Zwecks  des  Staates  unmöglich.  Anders  auf  der  Grundlage 
des  absoluten  Willens.  Der  Entstehungsgrund  des  Staates 
werde  durch  die  Lehre  vom  absoluten  Willen  geklärt,  nicht 
nur  mit  Hilfe  abstrakter  Deduktion,  sondern  auch  durch  Ein- 
dringen in  die  tiefsten  Eigenheiten,  den  Geist  der  Natur. 

Aber  in  dem  Bestreben,  Spekulation  und  Empirie  zu 
verbinden,  scheitert  Hegel  an  seiner  dialektischen  Veranlagung. 
Seine  Definitionen  bedeuten  den  Höhepunkt  der  metaphy- 
sischen Betrachtungsweise  in  der  deutschen  Staatsphilosophie. 
Man  erkennt  dies  am  deutlichsten  an  seiner  Begriffsbestimmung 
des  Staatszwecks :  Indem  er  Idee  und  Substrat  der  Idee,  Staat 
und  bürgerliche  Gesellschaft  unterscheidet,  bezeichnet  er  als 
Zweck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  Beschützung  des  Eigen- 
tums und  der  persönlichen  Freiheit,  während  er  den  Zweck 
des  Staates  als  einen  durch  die  Idee  vom  Staat  selbst  ge- 
botenen, empirisch  unerkennbaren  Selbstzweck  bezeichnet. 
Diesem  Zweckbegriffe  passt  er  auch  die  vernunftgemässe  Er- 
scheinungsform der  Idee  vom  Staate,  die  Verfassung  an,  deren 
wesentlicher  Inhalt  nicht  mehr  als  einen  Schutz  gegen  bürger- 
liche Gesellschaft  und  Familie  und  Realisierung  des  Rechts 
als  eines  im  Staatsbegriff  notwendigerweise  enthaltenen  sitt- 
lichen Elements  umfassen  soll. 

Mit  dieser  Idee  eines  absoluten,  vom  Individuum  unab- 
hängigen, dasselbe  beherrschenden  Staates  steht  Hegel  in 
diametralem  Gegensatz  zu  den  Vertretern  des  Naturrechts. 

1   Schwegler:  Geschichte  der  Philosophie,  S.  465. 
2)  s.  Rechtsphilosophie  §  280. 
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Die  Idee  von  einer  Souveränetät  des  Individuums  und  der 
damit  verbundenen  Volkssouveränetät  ist  von  Hegel  verworfen. 

Die  Lehre  von  der  Souveränetät  ist  bei  ihm  insoferne 
nur  von  untergeordneter  Bedeutung,  als  der  Staat  als  Begriff 
an  eine  äusserliche  Funktion  nicht  gebunden  sein  kann.  Die 
Souveränetät  des  Fürsten  besteht  nur  in  dem  Sinne,  dass  der 
Monarch  derjenige  ist,  der  der  Exekutive  die  Richtung  gibt 
und  mit  seinem  »Ich  will«  das  Prinzip  staatlichen  Handelns 
als  einer  Emanation  der  Staatsidee  bedeutet. 

Die  konstitutionell-ständische  Monarchie  erscheint  ihm 
darum  als  die  beste,  weil  sie  die  vernunftgemässeste  ist, 
welche  monarchische ,  aristokratische  und  demokratische 
Regierungsformen  vereint. 

Die  Mitwirkung  des  Parlaments  beruht  nicht  auf  einem 
Individualrecht  des  Staatsbürgers,  sondern  in  dem  Recht  des 
Volkes,  sich  als  Faktor  der  allgemeinen,  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Staates  darzutun  und  in  öffentlichen  Angelegen- 
heiten zu  diesem  Behufe  mitzuwirken.  Die  Volksvertretung 
nach  seiner  Auffassung  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der 
Volksvertretung  im  gewöhnlichen  Sinne,  schon  durch  die 
überaus  enge  Begrenzung  ihrer  Befugnisse:  Die  von  ihr  zu 
erlassenden  Gesetze  dürfen  nur  eine  Entwicklungsstufe  der 
bestehenden  sein;  ein  Budgetbewilligungsrecht  ist  schon  als  ein 
der  Verwaltung  des  Staates  hinderliches  Moment  zu  verwerfen. 

In  dieser  Umschreibung  der  Befugnisse  des  Parlaments 
und  Erörterung  des  Rechtsgrunds  der  Volksvertretung  erkennt 
man  eine  gewisse  Ähnlichkeit  Hegels  mit  den  französischen 
Theokraten.  Bei  letzteren  die  Unfähigkeit  der  Volksvertretung 
zum  Erlass  von  Gesetzen  auf  Grund  der  Annahme,  dass  der 
Staat  und  jegliche  staatliche  Institution  eine  Schöpfung  des 
höchsten  Wesens  seien,  bei  Hegel  auf  Grund  der  Anschauung, 
dass  der  Staat  und  seine  Einrichtungen  eine  historisch  sich 
entwickelnde  Emanation  des  absoluten  Geistes  sind,  an  deren 
Evolution  der  einzelne  nur  als  seiner  selbst  nicht  bewusster 
Faktor  mitwirken  kann. 

Daher  ist  das  Budgetvenveigerungsrecht  der  Volks- 
versammlung, weil  es  Haupteinwirkungsmittel  auf  die  Ent- 
wicklung ist  und  durch  die  Budgetbewilligung  der  Staat  all- 
jährlich in  seinen  gewonnenen  Grundfesten,  in  seiner  Stabilität 
erschüttert  werden  könnte,  weil  es  insbesondere  die  Annahme 
eines  Vertrags  zwischen  Regierung  und  Volk,  die  Möglichkeit 
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einer  revolutionären  Sezession  und  Nullifikation  rechtfertigen 
würde,  als  dem  Begriffe  des  Staates  als  einer  absoluten  Ein- 
heit zuwiderlaufend  zu  verwerfen. 

Das  Parlament  hat  bei  Hegel  nur  eine  beratende  Stimme. 

Die  Spaltung  der  Begriffe  Staat  und  bürgerliche  Gesell- 
schaft führt  die  Hegeische  Lehre  zu  einer  eigenartigen  An- 
schauung vom  Zwecke  des  Kriegs.  Nicht  Schutz  von  Eigen- 
tum und  Leben  der  Untertanen,  sondern  die  Macht  und  Grösse 
des  Staates  ist  Zweck  des  Krieges.  Diese  Anschauung  be- 
deutet im  Grunde  genommen  eine  Rückkehr  zu  Ideen,  die 
schon  vor  der  französischen  Revolution  von  den  Encyklo- 
pädisten,  Voltaire,  Hume  und  Wolf  ausgesprochen  worden 
waren.  Aber  bei  Hegel  erhält  diese  alte  Lehre  durch  die 
Auffassung  des  Staates  als  Begriff  der  Metaphysik  eine  interes- 
sante Wendung:  Derjenige  Staat,  der  im  Kampfe  der  Völker 
Sieger  ist,  verkörpert  die  Idee  vom  Staate  für  das  betreffende 
Zeitalter,  er  ist  der  absolute  Staat,  gegen  den  die  anderen 
kein  Recht  und  keine  Macht  besitzen.  In  der  Betonung  des 
Machtzwecks,  der  Verkörperung  des  Staatsbegriffes  durch  die 
obsiegende  Rasse  liegt  die  Hegeische  Lösung  vom  Zwecke, 
dem  Ende  der  historischen  Evolution.  In  diesem  Sinne  ist 
Hegel  der  Erfüller  der  historischen  Schule. 

§  22- 
Fortsetzung. 

Überblicken  wir  Hegel  im  Lichte  seiner  Zeitgenossen, 
so  kommen  wir  zu  folgenden  Resultaten: 

Mit  den  französischen  Theokraten  hat  er  die  Anschauung 
gemein,  dass  der  Mensch  unfähig  ist,  Gesetze  zu  geben,  eine 
Verfassung  zu  erlassen,  die  als  unwandelbare  Grundlage  des 
Staats  anzusehen  seien,  dass  er  hiezu  auch  niemals  fähig  ge- 
wesen sei. 

Mit  dem  scharfsinnigen  Bentham1)  die  Verneinung  der 
Erlangung  politischer  Freiheit  als  Zweck  der  menschlichen 
Vergesellschaftung. 

Mit  Bentham  und  den  Theokraten  den  Kampf  wider  das 
Naturrecht  Kants  und  Rousseaus.    Nach  Hegel,  Bentham  und 

')  Über  diesen  v.  Mohl:  Geschichte  und  Literatur  der  Staats- 
wissenschaften, Bd.  HI.    Erlangen  1858.    S.  595  ff. 
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den  Theokraten  gibt  es  keinen  Naturzustand  des  Staates,  der 
durch  den  Contrat  social  sein  Ende  gefunden  habe  und  aus 
dem  der  sozial  geordnete  Staat  hervorgegangen  sei. 

Auch  die  Idee  vom  Recht  als  objektives  Recht  ist  bei 
Hegel  verschieden  von  der  naturrechtlichen  Auffassung.  Es 
ist  kein  Ausfluss  subjektiven  Rechts;  Hegels  Rechtsbegriff  ist 
ein  passiver.  Recht  ist  Pflichterfüllung,  Freiheit  ist  die  Unter- 
werfung unter  den  sich  in  den  Gesetzen  aussprechenden  ab- 
soluten Geist,  den  objektivierten  Willen. 

Wie  die  historische  Schule,  so  steht  auch  Hegel  auf  der 
Anschauung,  dass  die  Entwicklung  des  Staates  die  eines 
organischen  Begriffes  ist.  Das  Individuum  ist  in  seiner  Eigen- 
heit das  Produkt  seiner  Umgebung. 

Nicht  eine  Psychologie  »du  nous«  wie  bei  de  Bonaid,  auch 
nicht  eine  Psychologie  »du  moi« ;  der  absolute  Geist  ist  es,  aus 
dem  sich  die  Beziehungen  der  Individuen  untereinander,  Staat 
und  bürgerliche  Gesellschaft  erklären.  Die  Identität  von  Sein 
und  Denken,  als  der  letzte  Grundsatz  aller  Hegeischen  Philo- 
sophie, und  die  damit  verbundene  Verneinung  eines  jeden 
Dualismus  führen  die  Hegeische  Philosophie  zu  einer  fast 
extremen  Bejahung  des  Sozialprinzips,  des  Aufgehens  von 
Subjekt  und  Objekt  in  dem  Begriffe  des  Staates.  In  diesem 
Sinne  ist  Hegel  nur  der  Erfüller  der  Schellingschen  absoluten 
Identität. 

Was  Naturrechtslehrer,  Theokraten  und  Hegel  unter- 
einander verbindet,  ist  das  Erfassen  der  Idee  vom  Staate  unter 
einem  aphoristischen  Gesichtspunkt.  Grund  und  Wesen  des 
Staates  und  des  Rechts  ist  Gegenstand  ihrer  Forschung.  Da- 
gegen werden  die  politischen  Fragen  nicht  mit  Genauigkeit 
behandelt,  ja  in  Beantwortung  derselben  wird  nicht  selten  das 
aufgebaute  System  durchbrochen.  Hegel,  dem  die  Omnipotenz 
des  Staates  Axiom  ist,  erkennt  ein  Recht  auf  Pressfreiheit  und 
Gewissensfreiheit  an.  Die  Theokraten  geben  dem  Fürsten 
kraft  göttlicher  Fügung  absolute  Gewalt  und  sind,  wenigstens 
soweit  die  späteren  Schriftsteller  in  Frage  kommen,  keineswegs 
Gegner  der  neuzeitlichen  Institutionen,  der  Laiengerichte, 
Lehrfreiheit  und  der  Verwaltungsdezentralisation. 

Sowohl  Hegel  als  Savigny  und  die  französischen  Theo- 
kraten haben  das  gemein,  dass  sie  den  Staat  aus  einer  ein- 
seitigen, durch  vorgefasste  Ideen  beeinflussten  Anschauung 
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heraus  betrachteten.  Letztere,  indem  sie  den  Staat  lediglich 
als  eine  Emanation  des  göttlichen  Prinzips  auffassten,  Savigny, 
indem  er  eine  dem  Volke  innewohnende,  immanente,  rechts- 
bildende Kraft  annahm,  und  Hegel,  indem  er  unter  Anwendung 
einer  rein  dialektischen  Methode  den  Staatsbegriff  seines  em- 
pirischen Substrats  (Land  und  Leute)  beraubte  und  denselben 
als  einen  Ideeninbegriff  darstellte,  der,  selbst  metaphysischer 
Art,  einen  rein  metaphysischen  Endzweck  verwirklicht. 


§  23. 

Wirkung  der  historischen  Schule  auf  Politik  und 
Wissenschaft. 

An  dieser  Stelle  haben  wir  eine  Einschränkung  zu  machen, 
die  sich  aus  dem  bisher  Entwickelten  notwendigerweise  ergibt. 
Wir  sahen,  dass  die  naturrechtliche  Doktrin  von  der  historisch- 
empirischen abgelöst  und  ihre  wissenschaftliche  Herrschaft 
vernichtet  wurde,  allein  es  wäre  eine  geschichtliche  Über- 
treibung, zu  behaupten,  dass  infolge  des  Aufblühens  der 
historischen  Schule  das  Naturrecht  als  politisches  und  wissen- 
schaftliches Kampfmittel  verschwunden  sei. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  dass  der  Kampf  um  die  Ver- 
fassungen, der  Deutschland  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts durchzieht,  ein  Kampf  mit  naturrechtlichen  Argu- 
menten gewesen  ist.  Indem  man  dasjenige,  was  in  politischer 
Hinsicht  für  zweckmässig  gehalten  wurde,  aus  dem  Naturrecht 
ableitete,  glaubte  man  auch  eine  wissenschaftliche  Waffe  zu 
besitzen.  Aber  gerade  mit  der  Erreichung  des  durch  diese 
Mittel  erstrebten  Ziels  —  der  Verfassungsgesetzgebung  — 
wurde  der  allgemeine  Niedergang  des  Naturrechts  besiegelt. 
Der  sichere  Boden,  den  die  geschriebenen  Gesetze  darstellten, 
gab  der  bis  dahin  so  einflussreichen  Politik  für  das  Gebiet 
der  Staatsrechtswissenschaft  nur  mehr  eine  untergeordnete  Be- 
deutung und  die  Umfassung  der  Staatsrechtslehre  durch  die 
Staatsphilosophie  bisher  notwendig  durch  die  Lücken- 
haftigkeit des  positiven  Rechts  —  wurde  nicht  nur  überflüssig, 
sondern  auch  lästig.  Mit  Recht  sagt  daher  Rehm J) :  Nicht 
das  Aufkommen  der  historischen  Schule  ist  der  erste  Grund 


*)  Rehm:  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft.    S.  260. 
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einer  wahren  Rechtswissenschaft  des  allgemeinen  Staatsrechts, 
sondern  die  Einführung  geschriebenen  Verfassungsrechts.1) 

Es  liegt  uns  ferne,  die  weitgehenden  Einflüsse  der 
historischen  Schule  auf  das  gleichzeitige  Europa  zu  verkennen; 
aber  das  Wirken  derselben  war  in  erster  Linie  wissenschaft- 
licher Natur,  wenn  auch  nicht  zu  leugnen  ist,  dass  sie  in  ein- 
seitiger Auffassung  das  wissenschaftliche  System  der  Reaktion 
geworden  ist.  Indem  sie  den  Hauptgegenstand  des  allgemeinen 
Staatsrechts,  die  Lehre  vom  Staatsgrund  und  Staatszweck, 
aus  den  aphoristischen  Bahnen  befreite  und  eine  empirische 
Betrachtung  auf  Grund  der  historischen  Ereignisse  anstrebte, 
betonte  sie  eine  Methode,  die  sowohl  für  die  Philosophie  als 
für  die  Rechtswissenschaft  des  19.  Jahrhunderts  maßgebend 
geworden  ist.  Des  weiteren  legte  sie  klar,  dass  es  unmöglich 
ist,  an  der  Hand  eines  aprioristisch  zu  konstruierenden 
Rechtsgrunds  des  Staates  die  tatsächliche,  nach  historischen 
Gesetzen  sich  vollziehende  Entstehung  der  Staaten  beleuchten 
zu  können.2) 

Diese  Entwicklung  der  Wissenschaft  vom  Staate,  die  in 
Deutschland  bis  in  die  60er  Jahre  gedauert  hat,  hat  in  Frank- 
reich ihresgleichen  nicht  erlebt.  Nicht  als  ob  das  Naturrecht 
sich  in  Frankreich  länger  behauptet  und  der  Kampf  um  die 
Verfassungen  minder  heftig  getobt  hätte.  Allein  eine  Erörterung 
des  Staatsrechts  in  streng  juristischer  Methode,  wie  sie  in 
Deutschland  —  durch  Gerber  vorbereitet  und  durch  Laband 
vollendet  —  als  Folge  der  Entwicklung  von  Aphorismus  zur 
Empirie  durchgedrungen  ist  und  ihren  Höhepunkt  in  der 
Trennung  von  historischer  und  dogmatischer  Behandlung  er- 
reicht hat,  war  in  Frankreich  bis  in  die  80er  Jahre  des  ig.  Jahr- 
hunderts fast  unbekannt.  Die  Wissenschaft  vom  Staate  blieb 
der  Tummelplatz  von  Politikern  und  Philosophen.  Saint-Simon, 
Pierre  Leroux,  Louis  Blanc,  Fourier,  Bastiat,  Proudhon,  Comte 
und  wie  sie  alle  heissen  mögen,  sind  alles  eher  als  juristisch 
denkende  und  juristisch  begabte  Schriftsteller.  Lediglich  in 
Benjamin  Constant  und  Tocqueville  kann  man  Autoren  er- 
blicken, die  in  die  Wissenschaft  vom  Staate  ein  juristisches 

')  Siehe  auch:  Stammler:  Über  die  Methode  der  geschichtlichen 
Rechtstheorie.  (Hall.  Festgabe  für  Bernhard  Windscheid.)  [888. 
S.  28,  43,  56. 

2)  Rehm:  Geschichte  der  Staatsrechtswissenschatt  S.  26]  und 
die  dort  angeführten  Werke. 
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Moment  hineinzutragen  als  geeignet  angesehen  zu  werden 
verdienen. 

Von  dem  Einfluss  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft 
auf  die  neuere  französische  Literatur  werden  wir  weiter  unten 
zu  sprechen  haben. 

§  24. 
Haller.1) 

Es  ist  kein  Anachronismus,  wenn  wir  die  Lehre  Hallers 
erst  jetzt  behandeln,  obschon  seine  »Restauration  der  Staats- 
wissenschaften« schon  im  Jahre  1816  und  in  den  folgenden 
Jahren  erschien.  Aber  Haller  bildet  eine  Schule  für  sich,  er 
ist  ein  alleinstehender  Schriftsteller  und  sein  Einfluss  in 
Deutschland  ist  nicht  sonderlich  gross  gewesen.  Seine  Lehre 
charakterisiert  sich  als  eine  einseitige  Auffassung  der  durch 
die  historische  Schule  entwickelten  Theorien,  aber  es  ist  Haller 
ein  gewisser  grossartiger,  weitblickender  Zug  nicht  abzu- 
sprechen, der  sich  in  der  Betonung  eines  bis  dahin  in  der 
Philosophie  vom  Staate  fast  unbekannten  Fatalismus  am  deut- 
lichsten ausspricht.  Zudem  ist  Haller  in  Frankreich  nicht  un- 
beachtet geblieben,  wird  er  doch  sogar  von  manchen  franzö- 
sischen Schriftstellern  als  Vertreter  französischer  Wissenschaft 
in  Anspruch  genommen.2) 

Haller  ist  konservativ,  in  gewissem  Sinne  sogar  reaktionär 
gesinnt,  und  es  sind  konservative  Mittel,  mit  denen  er  gegen 
die  Naturrechtsschule  kämpft. 

Im  wesentlichen  ist  seine  Lehre  die  folgende: 

So  wie  es  legitime  Fürsten  gibt,  gibt  es  auch  eine  legi- 
time Wissenschaft,  die  man  durch  Beobachtung  der  Welt- 
ordnung, deren  Element  sie  ist,  gewinnt.  Es  gibt  nach  Haller 
nur  eine  passive,  in  bestimmten  Schranken  zu  erkennende 
Wissenschaft  vom  Staate,  jedes  revolutionäre  d.  h.  eigenmäch- 
tige Denken  ist  nicht  nur  verfehlt,  sondern  auch  unsittlich. 
Die  Näturrechtslehrer  des  18.  Jahrhunderts  bildeten  sich  ein, 
bessere  Architekten  als  Gott  zu  sein,  da  sie  einen  aprioristischen 
Staat  konstruierten.  Dass  ihre  Lehren  verfehlt  waren,  offen- 
barten deren  Folgen:  Der  Volkssouveränetät  wollten  sie  freie 

')  v.  Mohl :  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften. 
Bd.  II,  Erlangen  1858,  S.  530  ff.  —  Michel,  L'idee  de  l'Etat  p.  121  suiv. 
2)  Michel:  L'idee  de  l'Etat  p.  121,  Note  1. 
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Bahn  brechen  und  sie  haben  bewirkt,  dass  über  Frankreich 
ein  Zustand  schlimmster  Sklaverei  hereinbrach.  Denn  die 
französische  Revolution  hat  dem  Individuum  keineswegs  die 
erhoffte  Freiheit,  sondern  nur  die  Herrschaft  des  Pöbels  und 
die  Unterdrückung  durch  ihn  gebracht.  Eine  solche  Knechtung 
ist  stets  die  Folge  der  unmittelbaren  Ausübung  der  Souverä- 
netätsrechte  durch  das  Volk. 

Wenn  man  annimmt,  dass  der  Staat  eine  künstliche 
Bildung,  ein  Produkt  des  menschlichen  Willens  darstellt,  so 
muss  man  auch  annehmen,  dass  mit  dieser  Konstruktion  die 
Erreichung  eines  bestimmten  Zieles,  eines  Zwecks  angestrebt 
wird.  Nun  hat  man  bald  im  Rechtsstaat,  bald  im  Polizeistaat 
das  Ideal  dieses  Zieles  verwirklicht  sehen  wollen.  Aber  das 
sind  nichts  mehr  als  spekulative  Doktrinen  ohne  innere  Be- 
rechtigung. Der  Staat  als  solcher  —  man  erkennt  daran,  in 
welch  scharfem  Gegensatz  Haller  zu  Hegel  steht  —  hat  keinen 
Zweck  oder,  wenn  man  einen  solchen  supponieren  wollte,  so 
müsste  er  sich  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen,  nach  Zeit 
und  Ort  richten. 

Nur  der  legitimen  Wissenschaft,  die  nicht  von  einem 
dem  geordneten  Staatswesen  als  vorangehend  gedachten 
Naturzustand  ausgeht,  sondern  die  den  Staat  als  ein  ewiges, 
unveränderliches  Wesen  betrachtet  und  die  sozialen  Be- 
ziehungen der  Menschen  durch  die  empirische  Betrachtung 
der  Aussenwelt  zu  erforschen  sucht,  kann  ein  Erfolg  möglich 
werden.  Auch  ohne  den  Willen  der  Menschen  ergeben  sich 
unter  ihnen  verschiedenartige  Abhängigkeits-  und  Herrschafts- 
verhältnisse;  gerade  diesen  Umstand  haben  die  Naturrechts- 
lehrer nicht  beachtet. 

Soweit  steht  Haller  auf  dem  Boden  historischer  Auf- 
fassung, aber  er  geht  nunmehr  einen  eigentümlichen  und  ein- 
seitigen Gedankengang: 

Diese  Abhängigkeitsverhältnisse  beruhen  auf  der  Un- 
gleichheit der  Lebensbedingungen,  auf  der  Verschiedenheit  des 
Vermögens.  Die  Menschen  sind  mehr  oder  minder  reich,  da- 
her auch  mehr  oder  minder  unabhängig.  Diese  Unabhängkeit, 
in  ihrem  höchsten  Grade  Souveränetät  zu  nennen,  ist  ein 
Geschenk  des  Zufalls  oder  ins  Religiöse  übersetzt  ein  Segen, 
eine  Gnade  Gottes. 

Die  Souveränetät  ist  sowohl  in  Monarchien  als  in 
Republiken  wahrnehmbar,   da   beide  Formen  ihre  Existenz- 
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berechtigung  in  ihrer  historischen  Begründung  zu  suchen  haben. 
Daher  haben  die  Untertanen  kein  Recht  zur  Revolution,  zur 
Umwandlung  der  Monarchie  in  eine  Republik  und  umgekehrt. 
Lediglich  das  Recht  zur  Auswanderung  steht  ihnen  zu. 

Der  Fürst  ist  Herr  in  seinem  Lande,  wie  der  Vater  in 
seiner  Familie,  daher  sind  alle  Unterscheidungen  zwischen  ab- 
soluter und  beschränkter  Monarchie  auf  falschen  Voraus- 
setzungen beruhend  und  sinnlos.  Nur  drei  Bezeichnungen 
sind  zulässig  für  den  Staat  je  nach  dem  Wesen  derjenigen 
Macht,  die  zu  den  tatsächlichen  Herrschaftsverhältnissen  den 
Grund  gelegt  hat:  Patrimonialstaat,  Militärstaat,  geistlicher  Staat. 

Für  Haller  ist  nur  der  Patrimonialstaat  von  Interesse, 
diesen  entwickelt  er  ganz  im  Sinne  der  zeitgenössigen  theo- 
kratischen  Schule,  indem  er  noch  beharrlicher  als  diese  die 
Zustände  des  ancien  regime  gegenüber  den  Verhältnissen  des 
aus  der  Revolution  hervorgegangenen  Frankreich  verteidigt. 

Es  sind  fast  mittelalterliche  Ideen,  die  er  in  fernerem 
Gedankengang  entwickelt: 

Der  Fürst  hat  seine  Macht  von  Gott,  daher  ist  er  den 
Untertanen  nicht  verantwortlich.  Land  und  Leute  sind  sein 
Eigentum.  Daher  kann  er  auch  ohne  Zustimmung  des  Volkes 
Kriege  führen  und  Frieden  schliessen,  um  sein  Eigentum  zu 
verteidigen.  Es  gibt  keine  Staatsfinanzen,  sondern  nur  Kammer- 
finanzen, ein  Steuerbewilligungsrecht  steht  dem  Volke  nicht 
zu.  Als  von  Gott  eingesetzt  hat  der  Fürst  keine  rechtlichen, 
sondern  nur  moralische  Schranken  seiner  Gewalt.  Die  gött- 
lichen Gesetze,  das  jus  divinum  hat  der  Fürst  zu  beachten, 
tut  er  dies  nicht,  so  haben  die  Untertanen  ein  Recht  des 
Widerstands;  allerdings  will  Haller  dieses  für  sein  System  sehr 
gefährliche  Recht  mit  wichtigen  Klauseln  beschränkt  wissen. 
Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  der  Fürst  seine  Gewalt  nicht 
missbrauchen  dürfe,  denn  zur  Verhinderung  eines  jeglichen 
Missbrauchs  wäre  die  Regierung  Gottes  und  nicht  'eines 
Menschen  allein  befähigt.  Man  sieht,  das  System  Hallers  ent- 
hält eine  eigenartige  Mischung  Macchiavellistischer  und 
Bossuetscher  Ideen.1) 

r)  Michel,  p.  125.  —  Bei  Bossuet  geht  der  Staat  im  Fürsten  auf, 
welch  letzterer  ein  überirdisches  Wesen  ist.  s.  Politique  tiree  des 
propres  paroles  de  PEcriture  Sainte  III  2,1,  VI  1,1  und  V  4,1,  VI  6,1. 
An  diesen  beiden  letzten  Stellen  wird  der  Gedanke  ausgesprochen: 
tout  l'Etat  est  dans  la  personne  du  prince.    Über  Bossuet  s.  Wahl; 
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Der  Fürst  regiert  also  nicht  kraft  Delegation,  sondern 
kraft  eigenen,  persönlichen  Rechts,  aber  er  regiert  nicht  in 
eignem  Interesse:  Die  Untertanen  sind  seine  Familien- 
angehörigen, er  muss  sie  mit  Wohlwollen  und  Gerechtigkeit 
regieren. 

Haller  ist  eine  der  interessantesten  Erscheinungen  aller 
Zeiten  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Staatsrechtslehre. 
Mehr  als  bei  allen  andern  Schriftstellern  kann  man  sagen,  dass 
seine  Lehre  ein  Spiegelbild  des  politischen  Denkens  ihrer  Zeit 
gewesen  ist.  Sie  ist  die  Verkörperung  der  legitimistischen  Idee 
vom  Staate.  Es  ist  bezeichnend,  dass  man  im  Jahre  1816  schon 
wagte,  die  französische  Revolution  als  eine  abgeschlossene 
Epoche  zu  bezeichnen  und  nicht  mehr  merkte,  wie  sehr  man 
noch  unter  deren  unmittelbarem  Einfluss  stand.  Auch  die 
Theokraten  haben  behauptet,  dass  Frankreich  unter  dem  ancien 
regime  freier  gewesen  sei,  aber  keiner  von  ihnen  hat  so  scharf 
wie  Haller  betont,  ein  wie  grosser  Unterschied  bestand 
zwischen  dem  anfänglichen  Versprechen  der  Revolution  und 
ihrem  Ende,  zwischen  Freiheit  und  Knechtung. 

Es  ist  an  Haller  noch  von  Bedeutung,  dass  er  der  erste 
gewesen  ist,  der  auch  den  abstrakten  ZweckbegrirT  des  Staates 
beseitigt  und  an  dessen  Stelle  einen  empirischen  gesetzt  hat. 
Es  gibt  nach  ihm  keinen  einheitlichen  Zweck,  kein  gemein- 
sames Ziel  für  alle  Staaten;  eine  Frage,  welche  die  Theokraten 
in  ihrer  tiefgehenden  Forschung  nach  Grund  und  Ursprung 
des  Staates  nicht  behandelt  haben,  oder  wenn  sie  es  taten, 
im  Sinne  des  Sozialprinzips  mit  kurzen  Worten  beantworteten, 
indem  sie  wie  Haller  einen  Anspruch  des  Individuums  auf 
Achtung  und  Wahrung  seiner  Rechtssphäre  fast  unbedingt 
verneinten. 

Es  war  ein  Zurückgehen  auf  die  zielbewusste  Politik 
des  ancien  regime,  was  Haller  als  Erfüllung  seiner  staatsrecht- 
lichen Wünsche  betrachtete.    Seine  Lehre  ist  noch  mehr  als 


Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreich  im  18.  Jahrhundert, 
1903,  S.  2  ff.,  der  ein  von  der  herrschenden  Anschauung  abweichendes 
Bild  Bossuets  entwirft  und  nachzuweisen  versucht,  dass  Bossuet  Mit- 
kämpfer gegen  den  Absolutismus  gewesen  sei. 

Interessant  ist,  dass  die  moderne  empirische  Staatslehre  in 
Frankreich,  mit  Duguit  an  der  Spitze,  zu  der  alten  Herrschertheorie 
zurückkehrt.    Siehe  darüber  näheres  in  §  37. 
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eine  empirische,  sie  ist  eine  rein  historische,  denn  Haller  leitet 
sie  ab  von  einer  Reihe  verfassungsmässiger,  insbesondere  aber 
politischer  Zustände,  denen  er  a  priori  die  innere  —  rechtliche 
und  moralische  —  Berechtigung  zuerkennt.  Seine  Lehre  ist 
weniger  das  Ergebnis  eingehender  Forschung  als  eine  wissen- 
schaftliche Begründung,  eine  Verteidigung  bestehender  Zu- 
stände. Das  Warum?  der  staatlichen  Verhältnisse,  die  Frage 
nach  dem  letzten  Grunde  wird  nur  mangelhaft  behandelt,  sein 
Hauptstreben  erstreckt  sich  auf  eine  Klärung  und  Befürwortung 
einer  Regierungsform,  die  seinen  politischen  Anschauungen 
entsprach.  Darin  zeigt  Haller  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit 
den  Theoretikern  des  17.  Jahrhunderts,  die  sich  ebenfalls  mit 
einer  äusserlichen  Entstehungsgeschichte  und  einer  Ver- 
teidigung der  damaligen  Regierungsform  als  Abstraktion  des 
besten  Staatswesens  begnügten.  Wie  diesen  ist  ihm  die  Be- 
deutung des  RechtsbegrirTs  im  Staate  nicht  klar  geworden,  ja 
er  bannt  ihn  sogar  aus  seinem  Staatsorganismus ;  indem  er 
Rechtsquelle  und  Recht  nicht  unterscheidet  und  letzteres  als 
selbständige  Erscheinung  nicht  anerkennt,  nähert  er  sich  den 
Ideen  Hobbes,  wonach  Recht  und  Macht  Ausflüsse  einer  Ge- 
walt und  durch  einander  bedingt  sind. 

Allein  einseitig  aufgebaut  auf  einer  temporären  Staats- 
anschauung krankte  die  Lehre  Hallers  an  einem  grossen 
Fehler:  der  Unterschätzung  des  Individuums.  Es  war  das 
grosse  Vermächtnis  der  Naturrechtslehre,  gezeigt  zu  haben, 
dass  die  Beschränkung,  die  Beherrschung  des  Individuums 
nur  im  Interesse  der  Staatsgesamtheit  und  nicht  wie  Haller 
lehrte,  zu  individuellen  Zwecken  stattfinden  dürfe.  Indem 
Haller  den  Egoismus  des  Herrschenden,  weil  er  dessen  Macht- 
stellung entsprang,  auch  politisch  für  begründet  erklärte,  ver- 
stiess  er  gegen  die  damals  in  Wissenschaft  und  insbesondere 
in  der  Praxis  allgemein  angestrebte  Forderung,  die  schon  in 
der  Erklärung  der  Menschenrechte  ihre  klassische  Formulierung 
gefunden  hatte :  La  loi  n'a  le  droit  de  defendre  que  les  actions 
nuisibles  ä  la  societe. 

Zum  andern  hatte  aber  auch  der  aufgeklärte  Absolutis- 
mus längst  aufgehört,  in  dem  Staat  ein  Ausbeutungs-  und 
Herrschaftsobjekt,  ein  dominium  zu  erblicken.  Das  bien  general 
de  l'Etat,  nicht  das  Wohl  des  Fürsten  war  dem  grossen  Ver- 
treter dieses  Prinzips  vor  Augen  geschwebt  als  Ziel  der 
staatlichen  Tätigkeit. 

5* 
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So  stellte  sich  Haller  in  Gegensatz  einmal  zu  denjenigen 
Anschauungen  der  Naturrechtsschule,  die  bestimmt  waren, 
dieselbe  zu  überdauern ,  dann  aber  zu  der  Auffassung  des- 
jenigen Systems,  das  er  zu  verteidigen  glaubte,  vom  Wesen 
und  Ziel  der  staatlichen  Tätigkeit. 

Haller  bildet  in  der  Geschichte  der  historischen  Auf- 
fassung vom  Staate  eine  Epoche  für  sich.  Seine  Lehre  ist 
mit  der  Zeit,  aus  der  heraus  sie  entstand,  verschwunden  und 
war  bald  nur  noch  von  antiquarischem  Interesse.  Wenn  Victor 
Cousin1)  berichtet,  dass  das  Werk  Hallers  bei  seinem  Er- 
scheinen eine  aussergewöhnliche  Aufnahme  gefunden  habe, 
so  rührt  dies  wohl  nicht  zum  wenigsten  daher,  dass  es  die 
erste  wissenschaftliche  Begründung  des  Legitimitätsprinzips 
und  auch  die  Politik  dieses  Prinzips  enthielt. 

Trotz  dieses  Aufsehens  gehörte  der  Sieg  der  andern, 
den  historischen  Zusammenhang  mit  Naturrecht  und  auf- 
geklärtem Absolutismus  bewahrenden  Richtung  der  historischen 
Schule,  deren  Vertreter  sich  von  Haller  durch  die  Betonung 
des  Sozialprinzips  scharf  unterscheiden. 

§  25. 

Das  Sozialprinzip. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  den  Sieg  des  Sozial- 
prinzips im  19.  Jahrhundert  eingehender  zu  behandeln.  Im 
Grunde  genommen  war  es  auch  kein  Sieg  des  reinen  Sozial- 
prinzips d.  h.  des  Grundsatzes,  dass  der  Staat  oder  die  Gesell- 
schaft oder  die  abstrakte  Einheit  aller  Individuen  oberster 
Zweck  sei,  die  Individuen  aber  dienende  Organe  im  Leben 
des  sozialen  Körpers,  wie  die  Gliedmaßen  im  Leben  des  phy- 
sischen Körpers.2)  Eine  solche  Auffassung,  wie  sie  Pierre 
Leroux  in  seinem  Ausspruch  formuliert:  »L'individu  serait 
sacrifie  ä  cette  entite  qu'on  nomme  la  societe«  ist  weder  in 
Deutschland  noch  in  Frankreich  im  19.  Jahrhundert  durch- 
gedrungen. Dem  stand  schon  die  von  Hegel  entwickelte 
Lehre  von  der  Wohlfahrtspflicht  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
entgegen.    Denn  nach  ihr  hat  das  Individuum  ein  Recht  auf 

J)  Fragments  et  Souvenirs  p.  127  s.  Michel  a.  a.  O.  p.  126. 
2)  Heinrich  Dietzel  Art:  Individualismus.  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften.    2.  Aufl.    IV.  Band  S.  1329. 
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Befriedigung  seiner  Bedürfnisse,  auf  Schutz  und  Verwirklichung 
seines  Rechts ;  auf  dem  Boden  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
steht  nach  Hegel  jeder  für  sich,  ist  jeder  selbständig  und 
Selbstzweck.  Mit  der  Entwicklung  des  organischen  Staats- 
begriffs fiel  auch  die  dialektische  Unterscheidung  Hegels  von 
Staat  und  bürgerlicher  Gesellschaft,  sodass  das  von  Hegel  in 
seine  bürgerliche  Gesellschaft  eingeführte  individualistische 
Moment  auch  in  den  Staatsbegriff  überging.  Des  weiteren 
wirkte  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete  der  individualistische 
Zug  der  Manchestertheorie  lange  und  nachhaltig  auch  auf  die 
Entwicklung  der  Staatsanschauung.1) 

Stellte  sich  die  Ausbreitung  des  Sozialprinzips  als  eine 
Reaktion  gegen  die  bis  dahin  bevorzugte  individualistische 
Anschauung  des  Naturrechts  dar,  so  war  damit  noch  nicht 
notwendig  eine  völlige  Ausmerzung  derjenigen  naturrechtlichen 
Theorien  verbunden,  die  Deutschland  und  Frankreich  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wenigstens  auf  dem  poli- 
tischen Gebiete  beherrschten.  Wir  haben  schon  gesehen,  dass 
das  Recht  des  Individuums,  wie  es  Kant  und  Fichte  ausgebildet 
haben,  ein  Bestandteil  aller  Verfassungen  geworden  und  von 
dem  Bürgertum,  nachdem  es  erkämpft  worden  war,  mit  ängst- 
lichem Mute  behütet  worden  ist.  An  diesem  politischen  Faktor 
scheiterten  die  sozialprinzipiellen  Bestrebungen  der  histo- 
rischen Schule. 

Des  weiteren  aber  verkannten  beide  Gruppen  der  auf  dem 
Sozialprinzip  ruhenden  Staatsanschauung,  sowohl  die  theokra- 
tische  als  auch  die  auf  dem  Prinzip  der  Vernunftnotwendig- 
keit des  Staates  sich  aufbauende  ein  Hindernis,  das  der  Ver- 
wirklichung ihrer  sozialprinzipiellen  Ideen  im  Wege  stand: 
die  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Sonder- 
eigentums durch  das  Verfassungsrecht.  Solange  die  historische 
Schule  das  letztere  anerkannte,  und  sie  hat  es  immer  aner- 
kannt, musste  sie  auch  ein  Individualrecht,  ein  empirisch  nicht 
zu  begründendes  Recht  annehmen,  das  zu  schaffen  der  Staat 
nicht  im  stände  war.2)    Heiligkeit  des  Sondereigentums  und, 

*)  A.  Wagner:  Der  Staat  in  nationalökonomischer  Hinsicht. 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Band  VI,  S.  942. 

2)  Sowohl  bei  Fichte  wie  bei  Stahl  und  Bluntschli  findet  sich 
der  Gedanke,  dass  das  Privateigentum  eine  notwendige  Folge  der 
menschlichen  Persönlichkeit  sei,  die  zu  ihrer  wirtschaftlichen  Betätigung 
eine  Herrschaft  über  Sachgüter  brauche.    Allen  drei  ist  gemeinsam, 
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was  dieses  zur  Folge  hatte,  unbedingt  freie  Konkurrenz  im 
wirtschaftlichen  Verkehr  war  mit  der  strengen  These  des 
Sozialprinzips  nicht  vereinbar.  Indem  sich  die  historische 
Schule  zu  diesem  Zugeständnis  bequemte,  durchbrach  sie  das 
ihr  zugrunde  liegende  Prinzip  und  stellte  an  dessen  Platz 
lediglich  die  Maxime  des  Sozialinteresses. 

§  26. 

Die  weitere  Entwicklung  der  historischen  Schule. 

So  einfach  die  geschichtliche  Staatsauffassung  dem  evo- 
lutionär geschulten  Auge  heute  erscheint,  so  unvermittelt,  ja 
revolutionär  trat  sie  in  die  damalige  Zeit.  Man  glaubte  an- 
fänglich, den  Staat  in  seiner  Totalität,  in  allen  seinen  Be- 
ziehungen erfasst  zu  haben  und  kam  erst  allmählich  zur  Er- 
kenntnis, dass  die  Ergebnisse  der  historischen  Schule  stets 
nur  die  empirische  Betrachtung  einer  bestimmten  Entwick- 
lungsstufe des  Staates  gewährleisten  konnten.  Demjenigen, 
was  die  Kantische  Rechtsphilosophie  unter  dem  Rechtsgrund 
des  Staates  verstand,  hatte  man  nichts  ebenbürtiges  an  die 
Seite  zu  stellen  vermocht ;  was  man  mit  der  historischen  An- 
schauung klargelegt  hatte,  war  im  Grunde  genommen  nur 
die  Einwirkung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  auf  die  Rechts- 
bildung. Die  innere  Rechtfertigung  dieser  Bildung,  die  in 
ihren  Anfängen  von  Savigny  vergeblich  versucht  worden  ist, 
eine  gewissermassen  metaphysische  Begründung  dieser  an 
äusseren  Vorgängen  erkennbaren  Entwicklung  war  der  histo- 
rischen Schule  nicht  gelungen,  die  ja  selbst  in  Verkennung 
der  elementarsten  evolutionistischen  Prinzipien  sich  an  starre, 
rein  äusserliche  Formeln  anpasste  und  dem  Moment  des 
Natürlichen  d.  h.  des  äusserlichen  gegenüber  dem  innern 
Moment,  dem  Recht  des  freien  Selbstbewusstseins  ein  allzu- 
grosses  Übergewicht  verschaffte. 

Man  war  also  gezwungen,  auf  andere  Ideen  überzugehen, 
wenn  man  den  Rechtfertigungsgrund  des  Staates  darlegen 
wollte,  und  man  verliess  zu  diesem  Behufe  den  empirischen 
Boden,  den  man  erst  mit  Hugo,  Savigny  u.  a.  gewonnen  hatte. 

dass  ihnen  die  Frage  der  Entstehung-  des  Privateigentums  gleichgütig 
ist,  dass  sie  seine  Existenz  aus  seiner  Notwendigkeit  ableiten.  S.  Art. 
Eigentum.    Handw.  d.  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  S.  297. 
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In  Deutschland  hatte  die  legitimistische  Zeit  eine  starke 
kirchliche  Reaktion  mit  sich  gebracht.  Der  aufblühende 
Romanticismus  begünstigte  einen  Rückfall  in  die  kirchlichen 
Anschauungen  des  Mittelalters.  Des  weiteren  entstand  in 
Frankreich  eine  einflussreiche  theokratische  Schule.  Alle  diese 
Umstände  ebneten  einer  deutschen  religiösen  Staatstheorie 
den  Weg.  Wie  die  französischen  Theokraten  die  Grundlagen 
des  Rechts  nicht  aus  spekulativem  Wissen  oder  empirischer 
Erkenntnis,  sondern  aus  einem  dem  Menschengeschlechte  ge- 
oftenbarten  Willen  der  Gottheit,  aus  den  Grundsätzen  der 
positiven  Religion  und  des  christlichen  Glaubens  ableiten,  so 
steht  auch  die  deutsche  religiöse  Staatsanschauung  auf  durch- 
aus supernaturalistischem  Standpunkt.  Eine  Weiterentwicklung 
der  historischen  Staatsanschauung  mit  der  Beschränkung,  dass 
aus  dem  christlichen  Prinzip  die  absolute  Berechtigung  einer 
einzigen,  allgemeinen  und  für  alle  Zeit  ihrem  innersten  Wesen 
nach  unwandelbaren  Staatsform  gefolgert  werden  müsse,  er- 
scheint auf  den  ersten  Augenblick  paradox  und  dem  Prinzip 
der  historischen  Staatsanschauung  zuwider,  dennoch  war  es 
die  Grundanschauung  der  deutschen  Theokraten.  In  dieser 
Hinsicht  waren  die  französischen  Theokraten  in  einer  besseren 
Lage,  die  lediglich  die  Theorie  vom  contrat  social  ad  absur- 
dum zu  führen  brauchten,  sich  mit  den  Ergebnissen  der  histo- 
rischen Schule  aber  noch  nicht  abzufinden  hatten.  Darum 
erscheinen  ihre  Ausführungen  geschlossener  und  auch  dem 
gestellten  Ziele  angepasster.  Die  vielfach  geteilte  Ansicht, 
dass  die  französischen  Theokraten  auf  dem  Boden  der  histo- 
rischen Staatsanschauung  gestanden  seien,  hält  der  Verfasser 
nicht  für  richtig.  Was  diese  an  die  Stelle  des  von  ihnen  so 
heftig  bekämpften  Naturrechts  zu  setzen  bestrebt  waren,  war 
lediglich  eine  aus  der  geoffenbarten  Religion  sich  ergebende 
theokratische  Staatsanschauung.  Es  war  vorwiegend  ein 
politisches  Ziel  und  darum  nur  mit  empirischen  Mitteln 
erreichbar,  das  sie  verfolgten.  Aber  die  rechtliche  Grund- 
lage ihres  Systems  schöpften  sie  aus  der  Tiefe  ihrer  geoffen- 
barten Religion.  Und  da  bei  ihnen  Religion  gleich  Dogma 
war,  welch  letzteres  einer  geschichtlichen  Wandlung  nicht 
unterliegt,  so  lag  auch  ihrer  Staatsanschauung  ein  geschicht- 
liches, evolutionistisches  Moment  vollständig  ferne.  Ihre  Lehre 
ist  daher  ebensowenig  empirisch  wie  diejenige  des  Natur- 
rechts. 
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In  Deutschland  bedeutete  die  theokratische  Schule  mit 
Stahl  und  Leo  auf  der  evangelischen,  Schlegel,  Müller,  Görres 
auf  der  katholischen  Seite  eine  Weiterbildung  der  historischen 
Anschauung  vom  Staate  nach  einer  einseitigen  Richtung  hin. 
Wie  wir  auch  heute  noch  nicht  in  der  Lage  sind,  den  meta- 
physischen Grund  aller  geschichtlichen  Entwicklung  zu  er- 
kennen, so  versuchte  man  damals  auf  dem  Gebiete  der  staat- 
lichen Entwicklung  die  Lösung  dieser  Frage  vom  super- 
naturalistischen Standpunkte  aus,  indem  man  die  Theorie  der 
»göttlichen  Stiftung«  aufstellte,  den  Staat  als  eine  »göttliche 
Institution«,  als  ein  »göttlich-menschliches  Reich«  bezeichnete.1) 

Allein  eine  solche  Art  der  Erklärung  der  letzten  Ursachen 
des  Staates  setzte  voraus,  dass  der  Dualismus  und  nicht  der 
Pantheismus  als  einwandfreie  Weltanschauung  zu  gelten  habe. 
Nun  bewegte  sich  die  Rechtsphilosophie  Sendlings  und  Hegels 
in  pantheistischen  Grenzen.  Die  Indifferenz  des  Subjektiven 
und  Objektiven,  das  Gesetz  der  Identität  von  Denken  und 
Sein  sind  die  Endergebnisse  einer  einseitig  durch  Spekulation 
gewonnenen  pantheistischen  Anschauung.  Der  Staat,  bei  den 
auf  dem  Boden  der  dualistischen  Anschauung  stehenden 
Schriftstellern  lediglich  als  ein  Werk,  ein  Objekt  Gottes 
angesehen,  wird  bei  den  Pantheisten  der  Schellingschen  und 
Hegeischen  Lehre  selbst  zu  Gott,  zu  einer  Entwicklungsstufe 
Gottes.2)  Der  Staat  ist  die  Verwirklichung  Gottes  an 
sich,3)  des  absoluten  Geistes,  und  als  solche  notwendig  und 
vernünftig;4)  er  ist  eine  Emanation  der  Welt  Vernunft.5) 

Von  hier  zur  Theorie  von  der  Vernunftnotwendigkeit 
des  Staates  ist  nur  ein  Schritt.  Aber  nichtsdestoweniger  trennt 
eine  tiefe  Kluft  die  Anhänger  dieser  Theorie  von  dem  Aus- 

2)  Stahl:  Die  Philosophie  des  Rechts.  II.  Band,  2.  Abteilung, 
3.  Aufl.   1856.  S.  176,  182. 

2)  Stahl  a.  a.  O.  S.  184,  185. 

3)  Hegel:  Rechtsphilosophie  §  257:  Der  Staat  ist  der  sittliche 
Geist,  als  der  sich  selbst  deutliche  substantielle  Wille;  —  man  muss 
vielmehr  die  Idee  des  Staates,  diesen  wirklichen  Gott,  für  sich 
betrachten.  Ebenda  §  258  Zus.;  —  Der  Staat  ist  göttlicher  Wille, 
als  gegenwärtiger  sich  zur  wirklichen  Gestalt  und  Organisation  einer 
Welt  entfaltender  Geist.    Anmerk.  zu  §  270. 

4)  »Was  vernünftig  ist,  das  ist  wirklich,  und  was  wirklich  ist, 
das  ist  vernünftig.«  Siehe  Stahl:  Die  Philosophie  dos  Rechts,  [.  Band 
3.  Aufl,  S.  443. 

r>)  Stahl  a.  a.  O.  (Bd.  II  Abt.  2)  S.  18$,  Fussnote. 
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gangspunkt  der  Hegeischen  »vernünftigen  Notwendigkeit  der 
wahren  Wirklichkeit«.  Mit  der  Verflachung  der  rationalistischen 
Philosophie  tritt  an  die  Stelle  der  Begründung  aus  der 
Emanation  der  Weltvernunft,  des  unpersönlichen  Gottes  die 
Begründung  des  Staates  aus  der  Vernunft,  der  vernünftigen 
Erkenntnis.  Damit  war  die  Hegeische  Anschauung  verlassen.1) 
Denn  insofern  man  unter  vernünftiger  Erkenntnis  der  Not- 
wendigkeit des  Staates  lediglich  das  Bewusstsein  des  Umstands 
versteht,  dass  wir  nur  im  Staate  ein  gesichertes,  unserer  Be- 
stimmung entsprechendes  Dasein  führen  können  und  wir  uns 
deshalb  moralisch  und  rechtlich  binden  müssen,  trägt  man  in 
die  pantheistische  Anschauung  Hegels  ein  Moment  der  Zweck- 
mässigkeit, das  mit  Hegels  Rationalismus  in  unlösbarem 
Widerspruche  steht.  Dem  objektiven  Rationalismus  Hegels  muss 
alles  Geschehene  vernünftig  und  zweckmässig  erscheinen,  ein 
Postulat  der  Zweckmässigkeit  des  Staates  kennt  er  also  nicht. 

Was  der  Theorie  von  der  Vernunftnotwendigkeit  des 
Staates  ihre  bis  auf  den  heutigen  Tag  dauernde  Vorherrschaft 
sicherte,  war  das  Zurückgreifen  auf  den  Empirismus  als  vor- 
wiegendes System  der  Staatswissenschaften.  Diese  Änderung 
der  wissenschaftlichen  Methode  hatte  einerseits  ihren  Grund 
in  dem  wachsenden  Einfluss  der  historischen  Schule  und  der 
steigenden  Wertschätzung  der  geschichtlichen  Erkenntnis, 
andererseits  im  Laufe  des  ig.  Jahrhunderts  in  der  Herrschaft 
positivistischer  und  materialistischer  Ideen,  insbesondere  dem 
wachsenden  Einflüsse  Comtes  in  Deutschland. 


Kapitel  IV. 

Die  deutsche  religiöseStaatsanschauung. 

§  27. 

Allgemeines. 

Die  französischen  Theokraten,  insbes.  de  Maistre,  haben  im 
wesentlichen  folgende  wissenschaftliche  Ergebnisse  gezeitigt:2) 

1)  Die  Lehre  von  der  Legitimität,  d.  i.  der  auf  eigenem 
Ansehen  ruhenden  Gewalt  im  Gegensatz  zur  Volkssouveränetät. 

*)  siehe  auch  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  II,  Abtlg.  2,  S.  185,  Fussnote. 

2)  Stahl  a.  a.  O.,  ßd.  I,  S.  548,  549. 
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2)  Die  Verneinung  der  Möglichkeit  der  Entstehung  des 
Staates  durch  Vertrag. 

3)  Die  organische  Verfassung  des  Staates  und  die  Ver- 
neinung des  Individualprinzips. 

4)  Die  religiöse  Grundlage  des  Staates. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  ist  ein  Vergleich  mit  den 
deutschen  »Theokraten«  insofern  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, als  eine  derartige  Einheitlichkeit  der  Staatsanschauung 
bei  letzteren  nicht  bestand  und  darum  ihre  Meinung  in  diesen 
Endfragen  der  Staatsphilosophie  nicht  die  gleiche  war. 

Des  weiteren  aber  scheidet  beide  Schulen  vor  allem  der 
Umstand,  dass  die  deutschen  Theokraten  vorwiegend  in  der 
Anschauung  der  historischen  Schule  aufgewachsen  und  somit 
mit  einem  tiefen  historischen  Blick  ausgestattet  waren,  dass 
sie  in  den  Werken  Hegels  einen,  wenn  auch  nur  spekulativ 
gewonnenen,  entwickelungsgeschichtlichen  Grundgedanken 
kennen  gelernt  hatten  und  dass  die  evangelische  Richtung  vor 
einem  Dogma  nicht  Halt  zu  machen  brauchte. 

Die  geschichtliche  Erkenntnis  schliesst  aber  eine  jede 
pragmatische  Auffassung  aus,1)  d.  h.  eine  solche,  die  in  »der 
Übertragung  jetziger  Verhältnisse  und  sittlicher  Vorstellungen 
für  Beleuchtung  früherer  Epochen«  besteht.  Umgekehrt  be- 
tont die  geschichtliche  Erkenntnis  die  historische  Kontinuität 
und  die  logische  Entwicklung  des  Geschehenen.  In  der  Verken- 
nung dieses  evolutionären  Moments  liegt  einer  der  wesent- 
lichen Unterscheidungspunkte  zwischen  deutscher  und  franzö- 
sischer Theokratie. 

Wir  haben  schon  oben  bemerkt,  dass  die  französische 
theokratische  Wissenschaft  in  ihren  Ausgangspunkten  durch- 
aus auf  spekulativen,  ja  sogar  supernaturalistischen  Grundlagen 
steht.  Die  empirische  Methode  ist  ihr  nur  insofern  eigen,  als 
es  sich  um  die  Darlegung  politischer  Ziele  handelt.  Im  wesent- 
lichen giündet  sich  diese  spekulative  Methode  auf  die  Basis 
der  geoffenbarten  Religion,  und  mit  deren  Argumenten  wird 
auch  der  Kampf  gegen  das  Naturrecht  geführt.  War  das 
letztere  abstraktes,  d.  h.  von  den  tatsächlichen  Lebensverhält- 
nissen losgelöstes  Recht,  so  war  dasjenige,  dessen  Herrschaft 
von  den  französischen  Theokraten  angestrebt  wurde,  nicht 
minder  abstrakt.    Es  war  in  seinen  Hauptzügen  nichts  weiter 


l)  s.  Stahl  a.  a  O.  S.  571. 
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als  eine  reine  Theokratie;  die  irdische  Ordnung  der  Menschen 
ist  bei  den  französischen  Theokraten  lediglich  ein  unmittel- 
bares und  sichtbares  Reich  Gottes.1)  Die  passive  Rolle  des 
Individuums,  wie  sie  de  Maistre  lehrt,  lässt  deutlich  erkennen, 
dass  eine  bewusste  Fortbildung  der  staatlichen  Zustände  als 
mit  dem  Prinzip  der  göttlichen  Verfügung  unvereinbar  gedacht 
wird.2)  Daraus  folgt,  dass  das  Endergebnis  der  französischen 
theokratischen  Schule  das  war,  dass  an  die  Stelle  des  vom 
Naturrecht  anerkannten  menschlichen  Willens  die  göttliche 
Fügung  trat,  dass  wie  im  Naturrecht  so  auch  bei  ersteren 
nicht  eine  innere  geschichtliche  Entwicklung,  sondern  die 
Leitung  durch  eine  äussere  Autorität  als  das  treibende 
Element  angesehen  wurde. 

Damit  steht  der  politische  Charakter  der  französischen 
theokratischen  Wissenschaft  nicht  in  Widerspruch.  Insoferne 
ihre  Vertreter  (de  Maistre,  Lamennais)  lediglich  als  Politiker 
angesehen  werden,  haben  sie  mit  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung einen  Kompromiss  abgeschlossen  und  respektieren  die- 
selbe als  einen  Faktor,  mit  dem  man  bei  Erstrebung  der 
theokratischen  Ziele  zu  rechnen  hat.  Aber  damit  ist  nicht 
gesagt,  dass  ihr  System  sich  der  geschichtlichen  Entwicklung 
anschmiegt  und  sich  so  der  spekulativen  Methode  entwehrt. 

Hatte  Hegel  in  dem  Staat  die  Verwirklichung  Gottes 
erblickt,  so  ist  nach  den  französischen  Theokraten  der  Staat 
das  unmittelbare  Werk  Gottes.  In  diesem  diametralen 
Gegensatze  nahm  die  evangelische  Richtung  in  Deutschland 
eine  vermittelnde  Stellung  ein,  die  wir  im  nächsten  Para- 
graphen behandeln  werden. 

Die  deutsche  religiöse  Staatsanschauung  sah  ihre 
Hauptaufgabe  darin,  die  Lücken,  die  in  der  Rechtsphilosophie 
der  historischen  Schule  vorhanden  waren,  auszufüllen :  Nicht 
allein  die  Entstehungsgeschichte  des  Rechts,  auch  seine  innere 
Rechtfertigung  ist  Gegenstand  der  rechtsphilosophischen 
Forschung.3)  Man  erkennt  sofort  den  grossen  Unterschied 
von  der  französischen  Lehre: 

Während  die  französische  Schule  auf  einem  durchaus 
selbständigen  Boden  stand,  ihr  Grundcharakter  ein  rein  pole- 

•)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  I  S.  551. 

2)  s.  Stahl  ebenda. 

3)  Ähnlich  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  I  S.  587. 
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mischer  war  und  ihre  wissenschaftliche  Betätigung  vor- 
wiegend in  der  Argumentation  politischer  Postulate  lag,  trägt 
die  deutsche  religiöse  Staatsanschauung  einen  durchaus 
wissenschaftlichen  Charakter,  versucht  sie  die  Klarlegung  des 
Bestehenden  und  nicht  die  Erörterung  des  Seinsollenden  im 
Staatsleben.  Sie  hat  als  religiöse  Staatsanschauung  kein  ge- 
schlossenes politisches  System.  Lediglich  können  wTir  als 
übereinstimmende  Lehren:  Betonung  des  göttlichen  Elements 
im  Staatsleben,  Legitimitätsprinzip,  Verwerfung  der  naturrecht- 
lichen Lehre  bezeichnen,  soweit  diese  politisch  einflussreich 
gewesen  sind. 

Gegenüber  der  Bekämpfung  des  Individualprinzips  durch 
die  französischen  Theokraten  nahm  die  deutsche  religiöse 
Schule  eine  vermittelnde  und  fruchtbare  Stellung  ein.1)  Der 
Mensch  ist  nach  Stahl  ein  ursprünglicher  und  selbständiger, 
also  absoluter  Zweck,  und  zwar  als  Individuum  und  nicht  als 
Gattung.  Auf  Grund  dieser  Anschauung  kann  dem  Individuum 
nicht  die  Rolle  eines  etre  passif  zugeschrieben  werden.  Ist 
dasselbe  Selbstzweck,  absoluter  Zweck,  so  ist  es  auch  befugt 
zur  Betätigung  seiner  selbst;  es  gibt  ein  Recht  der  Person, 
angeborenes  Urrecht,  das  unveräusserlich  ist,  das  der  Staat 
nicht  antasten  darf. 

Allein  wenn  auch  die  deutsche  Schule  den  staatlichen 
Absolutismus  ablehnte,  so  wirkte  doch  die  organische  An- 
schauung vom  Staate  und  die  hohe  sittliche  Einschätzung 
desselben  als  göttliche  Anstalt  dahin,  dass  seine  Gewalt  zwar 
als  materiell  beschränkt,  aber  als  formell  unbeschränkt 
galt.  Ein  Eingriff  in  die  Rechtssphäre  des  Individuums  ist 
eine  innere  Ungerechtigkeit,  aber  ein  selbst  für  den  Verletzten 
verbindlicher  Akt.  Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  Sozial- 
oder Individualprinzip,  liegt  bei  den  deutschen  Theokraten, 
inbesondere  bei  Stahl,  auf  sittlichem,  religiösem  Gebiete,2) 
während  sie  bei  den  Franzosen  auf  politischem  Gebiete  liegt. 

Auch  die  Frage  nach  dem  Zweck  des  Staates  wird  von 
den  Deutschen  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  behandelt. 
Zweck  des  Staates  ist  nach  Stahl3)  die  Verwirklichung  des 
sittlichen  Reiches,  nach  Walter  die  Erfüllung  der  in  ihn  von 

>)  s.  insbes.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  II,i  S.  312  ff.,  auch  Bd.  11,2 
S.  155  u.  135. 

2)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  155. 

3)  Ebenda  S.  144. 
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der  Natur  gelegten  Bestimmung.1)  Das  ist  eine  spekulative 
Beantwortung,  die  sich  beträchtlich  von  der  durch  die  Fran- 
zosen gegebenen  unterscheidet.  Man  vergegenwärtige  sich  die 
zielbewussten  und  realpolitischen  Postulate  eines  de  Maistre, 
Lamennais,  nach  welchen  der  Staat  nur  ein  Mittel  zur  Aus- 
breitung und  Befestigung  des  Papalsystems  ist,  die  empirische 
Auffassung  eines  Ballanche. 

In  einem  stimmen  aber  beide  Schulen  überein :  in  der 
Verwerfung  der  rechtsstaatlichen  Ideen ;  die  Wirksamkeit 
des  Staats  hat  sich  nach  beiden  Schulen  auf  die  Totalität 
des  menschlichen  Gemeinlebens  zu  erstrecken.  De  Maistres 
Kirchenpolitik,  de  Bonaids  Auffassung  vom  Wesen  der  Staats- 
tätigkeit,2) Ballanches  Theorie  vom  Geist  des  Fortschritts  im 
Christentum,3)  Lamennais'  Kampf  gegen  den  Liberalismus  in 
Staat  und  Kirche4)  bewirkten  ebensosehr  die  Untergrabung 
der  rechtsstaatlichen  Ideen  wie  die  klaren  und  wissenschaft- 
lichen Ausführungen  der  Deutschen,  insbesondere  Stahls.5) 
Totalität  und  Objektivität  des  Staatszwecks  sind  die  Errungen- 
schaft der  spekulativen  Philosophie  des  beginnenden  19.  Jahr- 
hunderts, und  diese  Errungenschaft  hat  die  religiöse  Staats- 
anschauung mit  ausgebaut. 

Das  Legitimitätsprinzip  im  Gegensatz  zum  Prinzip  der 
Volkssouveränetät  ist  in  der  religiösen  Grundanschauung  beider 
Schulen  logisch  enthalten.  Nichtsdestoweniger  zeigt  doch  die 
eingehendere  Begründung  seiner  inneren  Berechtigung  mannig- 
fache Unterschiede.  Nicht  zum  wenigsten  rührt  dies  von  der 
verschiedenartigen  Beurteilung  der  Persönlichkeit  des  Monarchen 
und  seiner  Mission  her.  Wir  werden  uns  in  dem  folgenden 
Paragraphen,  in  dem  wir  den  geistvollsten  und  tiefsten  Schrift- 
steller der  deutschen  religiösen  Staatsanschauung  behandeln 
werden,  mit  dieser  Frage  zu  beschäftigen  haben. 

§  28. 
Stahl. 

»Ist  es  ein  Tadel,  dass  ich,  wie  seit  einem  Vierteljahr- 
hundert in  der  Literatur,  so  auch  in  meiner  staatlichen  Wirk- 

*)  Naturrecht  und  Politik  im  Lichte  der  Gegenwart.  2.  Aufl. 
Bonn  1871.    S.  44. 

2)  siehe  oben  S.  35. 
a)    „       „     S.  37. 

4)  „       „     S.  38. 

5)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  152. 
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samkeit  das  göttliche  Recht  der  Obrigkeit,  die  Legitimität, 
das  monarchische  Prinzip,  den  christlichen  Staat,  die  geschicht- 
liche Ordnung  vertreten  habe,  so  nehme  ich  diesen  Tadel 
gern  auf  mich.  Aber  auch  die  Liebe  zu  verfassungsmässiger 
Ordnung,  verbürgten  Rechten  des  Landes  und  der  Untertanen 
habe  ich  hier  so  wenig  als  dort  verläugnet.« 

Solchermassen  lautet  das  wissenschaftliche  Glaubens- 
bekenntnis Friedrich  Julius  Stahls.1)  Es  enthält  in  nuce  sein 
System:  Rechtsphilosophie  auf  der  Grundlage  christlicher 
Weltanschauung. 

Dieses  System,  nicht  bloss  von  der  evangelischen  Rich- 
tung angenommen,  sondern  auch  von  katholischer  Seite  als 
fast  einwandfrei  bezeichnet,2)  eignet  sich  infolge  seiner  Durch- 
sichtigkeit und  seines  logischen  Aufbaues  insbesondere  zu 
einer  vergleichenden  Würdigung  mit  dem  System  der  franzö- 
sischen Theokraten. 

»Die  Obrigkeit  hat  Ansehen  und  Gewalt  von  Gott.  Sie 
ist  von  Gottes  Gnaden.«3) 

Das  ist  der  Fundamentalsatz  Stahlscher  Rechtsphilosophie. 
Sowohl  die  Machttheorie  als  die  naturrechtliche  Vertragstheorie 
ist  damit  verworfen.4) 

Daraus,  dass  der  Staat  eine  göttliche  Institution  ist,  folgt, 
dass  das  Ansehen  der  Obrigkeit  sich  auf  Gottes  Gebot  und 
Ordnung  gründet.  Nicht  aber  deutet  das  auf  eine  unmittel- 
bare, den  Staat  und  die  Obrigkeit  begründende  Tat  Gottes 
hin.5)  --  Nicht  bloss  der  Staat  überhaupt  ist  Gottes  Ge- 
bot, sondern  allüberall  hat  die  »bestimmte«  Verfassung  und 
die  »bestimmte«  Person  Gottes  Sanktion.6)  Wenn  Rousseau 
und  die  Jesuiten  den  Gehorsam  gegen  die  bestimmte  Verfas- 
sung auf  die  freie  Zustimmung  der  Menschen  zurückzuführen 
versuchen,  so  liegt  darin  eine  Verkennung  des  Umstands,  dass 
»der  bestimmte  Staat,  die  bestimmte  Verfassung  zwar  mit- 
telst des  menschlichen  Willens,  aber  doch  nicht  durch  den 
menschlichen  Willen  entstehen,  sondern  eine  höhere  bewirkende 

*)  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2,  Vorrede  IX. 

2)  so  von  Walter:  Naturrecht  und  Politik  S.  455,  der  eine  treffende 
Charakteristik  Stahls  entwirft. 

8)  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  176. 

4)  Ebenda. 

5)  Ebenda. 

6)  Ebenda. 
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Ursache  voraussetzen,  die  Gottes  Fügung  ist,  was  sich  wohl 
unterscheidet  von  unmittelbarer,  die  Natur  durchbrechender 
Tat  Gottes.«  l) 

In  dieser  Auffassung  steckt  ein  naturrechtlicher  Kern, 
die  Betonung  des  Volks  willens  als  Basis  des  Staates.2)  Da- 
mit wird,  wenn  auch  nicht  ein  aus  der  Summe  des  Willens 
der  einzelnen  Individuen  resultierendes  Moment,3)  so  doch  ein 
geistiges,  die  göttliche  Fügung  nur  als  causa  remota  erhellen- 
des Bindeglied  zwischen  Gott  und  Staat  eingeschoben.3)  Der 
Volkswille  und  der  auf  ihm  basierende  Staat  werden  zu  be- 
deutungsvollen und  selbständigen  sittlichen  Faktoren. 

Solche  Anschauungen  sind  den  französischen  Theokraten 
unbekannt.  De  Maistre  sieht  im  Staate  eine  unmittelbare 
Schöpfung  Gottes.  Der  Mensch  ist  ja  nach  ihm  unfähig, 
schöpferisch  tätig  zu  sein.  Nach  ihm  gibt  es  keinen  Volks- 
willen; »der  Mensch  zerstört,  wenn  er  versucht,  Staaten,  Ver- 
fassungen als  sein  eignes  Werk  hinzustellen«.4)  Alle  Entwick- 
lung geht  von  äusseren  Autoritäten  aus;  weder  das  innere 
Bewusstsein  der  Gemeinschaft  noch  die  Fortbildung  der  tat- 
sächlichen Zustände  sind  nach  ihm  als  Organe  göttlicher 
Einwirkung  anzusehen.  Der  Staat  ist  das  sichtbare  und  un- 
mittelbare Reich  Gottes.5)  Auch  Saint-Martin,  de  Bonald, 
Ballanche  sehen  im  Staate  eine  unmittelbar  durch  Gott  ge- 
schaffene Institution.  Das  Individuum  ist  nicht  Vermittler, 
sondern  Objekt;  der  Staat  der  französischen  Theokraten 
bedarf  nicht  des  Individuums,  des  Volkswillens  als  Bindeglied 
zwischen  Schöpfer  und  Werk. 

Auf  Grund  seiner  Anschauung  vom  Staate  kommt  Stahl 
zu  jener  tiefgehenden  und  eigenartigen  Auffassung  des  Prin- 
zips der  Legitimität,  die  jahrzehntelang  nicht  bloss  in  der 
Wissenschaft,  sondern  auch  in  der  Politik  Deutschlands  von 
grossem  Einfluss  gewesen  ist. 

»Die  Gewalt  des  Königs  ist  von  Gottes  Gnaden,  ist  ein 
göttliches  Recht.  Wenn  auch  die  Staatsgewalt  in  der  Repu- 
blik göttlichen  Ursprungs  ist,  so  stellt  sich  doch  das  göttliche 
Ansehen  bei  einem  persönlichen  Träger  derselben,  der  in  keiner 

*)  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  177,  178. 

2)  Ebenda  S.  143. 

3)  Ebenda. 

4)  siehe  oben  §  14. 

5)  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  I  S.  551. 
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Weise  Untertan  ist,  sichtbarer  und  lebendiger  heraus  und  es 
kommt  in  der  Erbmonarchie  noch  dazu,  dass  der  Inhaber  der 
Staatsgewalt  ohne  menschliches  Zutun  in  ihrem  Besitz  ist 
durch  göttliche  Fügung,  welcher  sich  die  Menschen  in  Ehr- 
furcht unterwerfen.  Hier  ruht  also  das  Ansehen  des  Herrschers 
nicht  bloss  auf  einem  allgemeinen  Gebot  und  Ordnung  Gottes, 
sondern  zugleich  auch  noch  auf  einer  speziellen  Veranstaltung 
Gottes!«1)  —  »Das  göttliche  Recht  (Vollmacht)  und  die  Legi- 
timität sind  danach  verschiedene,  aber  zusammenhängende 
Begriffe;  jenes  bedeutet,  dass  die  Autorität,  kraft  deren 
der  König  herrscht,  diese,  dass  seine  Thronerlangung 
von  Gott  ist.  Sie  sind  das  christliche  Prinzip  des  Staates.«  2) 
Bei  den  französischen  Theokraten  finden  wir  keine  da- 
mit vergleichbare  Auffassung  des  Legitimitätsprinzips :  Saint- 
Martins  mystische  Ausführungen3),  de  Maistres  Betonung  der 
päpstlichen  Allmacht  in  staatlichen  Dingen4)  sind  schon  von 
vornherein  mit  Stahls  Ansichten  unvereinbar.  Letzerer  ins- 
besondere macht  den  Fürsten  lediglich  zum  Gehilfen  bei  der 
Ausbreitung  des  Papalsystems  und  erkennt  als  Quelle  seiner 
Macht  nur  die  Delegation  durch  den  Papst  an ;  dabei  ist  es 
nach  ihm  gleichgiltig,  ob  Succession  oder  fait  accompli  seine 
tatsächliche  Herrschaft  begründeten.5)  De  Bonaids  organische 
Auffassung  vom  Staate  und  damit  des  Fürsten  als  Glied  einer 
hierarchischen  Ordnung6)  steht  vollständig  im  Gegensatz  zu 
der  klaren,  umschriebenen  und  subjektiv  gedachten  Stellung 
des  Herrschers  bei  Stahl.  Ballanche  hat  sich  über  das  Wesen 
der  Legitimität  nicht  eingehend  verbreitet.  Aber  schon  in 
seiner  Anpassung  an  liberale  Institutionen,  an  aus  der  Revo- 
lution herrührende  staatliche  Begriffe  geht  hervor,  dass  er 
den  engen  Zusammenhang  mit  dem  Legitimitätsprinzip  und 
insbesondere  dem  des  ancien  regime  verloren  hat,  sich 
liberalen,  ja  rationalistischen  Ideen  zuwendet;  hat  er  doch 
das  für  einen  Theokraten  gewagte  Wort  ausgesprochen,  dass 
die  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regierung  nicht  genüge, 
dass  alle  Gewalt  vom  Volke  selbst  auszugehen  habe.7) 

J)  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  250. 

2)  Ebenda  S.  251. 

3)  s.  oben  S.  30,  31. 

4)  s.  oben  S.  33. 

5)  s.  Du  Pape  (t.  I  p.  2). 

6)  s.  oben  S.  33,  34. 

7)  s.  oben  S.  37. 
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Die  Aufstellung  des  monarchischen  Prinzips  hat  bei  Stahl 
mehr  als  politische  Bedeutung.  Es  hängt  enge  mit  seiner 
Legitimitätsanschauung  zusammen.  Es  beruht  darauf,  »dass  der 
Fürst  allein  die  Abfassung  der  Gesetze  (Initiative)  hat,  die 
Stände  nur  Zustimmung  und  Petition,  dass  er  allein  die 
Administration  hat,  ....  dass  er  sowohl  sein  eigenes  fürst- 
liches Einkommen  als  auch  die  Mittel  des  Staatshaushalts  un- 
abhängig von  ständischer  Willkür  und  Sicherheit  besitzt,  .  .  . 
dass  er  alle  diese  Rechte  wirklich  und  nicht  scheinbar  übt«.1) 
—  »Die  deutsche  konstitutionelle  Monarchie  ist 
eine  reichsständische  Verfassung  im  staatlichen 
Charakter  unter  monarchischem  Prinzip.«2) 

Welch  bedeutender  Gegensatz  zur  französischen  Theo- 
kratenschule !  Bei  Stahl  eine  reichsständische  Verfassung  unter 
monarchischem  Prinzip,  bei  den  Franzosen  lediglich  der  ver- 
fassungslose Zustand  des  ancien  regime,  weitgehender  Ab- 
solutismus des  Staates  und  prinzipielle  Beschränkung  stän- 
discher Vertretungen.  — 

In  seiner  Schrift:  »Der  christliche  Staat  und  sein  Ver- 
hältnis zu  Deismus  und  Judentum«  hat  Stahl  sich  über  das 
Wesen  des  christlichen  Staates  ausführlich  geäussert.3) 

»Es  ist  die  Ordnung  des  öffentlichen  Zustands,  wie  ein 
christliches  Volk  sie  als  Anforderung  erkennt  und  wie  sie  aus 
dem  Geiste  eines  christlichen  Volkes  hervorgeht.  Das  Christen- 
tum ist  ihm  Norm  und  Grundlage  und  ist  ihm  Zweck.  Er  hält 
seine  Untertanen  nicht  an,  Christen  zu  sein,  aber  er  bekundet 
in  den  öffentlichen  Einrichtungen  den  christlichen  Charakter. 
Er  lässt  nicht  die  mannigfachen  Gebiete  des  menschlichen 
Lebens  in  Religion  aufgehen,  aber  er  lässt  sie  alle  von  Religion 
getragen  sein.  ...  Er  hat  als  Staat  seine  Stellung  nicht  auf 
den  Bekenntnisschriften,  nicht  auf  der  dogmatischen  Durch- 
bildung der  Kirche,  wohl  aber  auf  dem  biblischen  Christentum, 
auf  dem  positiven  Offenbarungsglauben.« 

Auf  dem  letzteren  beruht  auch  die  französische  Schule; 
aber  das  ist  der  einzige  Berührungspunkt,  den  sie  in  dieser 
Hinsicht  mit  Stahl  hat.  Hier  liegt  auch  der  Gegensatz  der 
von  Stahl  vertretenen  evangelischen  und  der  katholischen 
Staatsanschauung  klar  zu  Tage: 

*)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  401,  402. 

2)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  404. 

3)  S.  29,  30. 
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Im  katholischen  Staate  ist  es  die  Zugehörigkeit  zur 
Religion,  die  zur  Erlangung  der  Bürgerqualität  vorausgesetzt 
wird,  der  katholische  Staat  verlangt  eine  gleichheitliche  Welt- 
anschauung, einen  dogmatisch  feststehenden  Glauben  seiner 
Bewohner.  Die  durch  Stahl  begründete  evangelische  Staats- 
anschauung sieht  in  christlicher  Gesittung  und  Lebens- 
würdigung die  Grundlagen  des  Staates  und  verlangt,  dass 
ihre  Quelle,  der  Offenbarungsglaube,  von  der  grossen  Bevöl- 
kerung und  in  der  öffentlichen  Meinung  heilig  geachtet  werde, 
aber  nicht  verlangt  sie,  dass  Bürger,  Beamte,  Staatsmänner  alle 
oder  der  Mehrzahl  nach  dieser  Offenbarungsglaube  beseele.1) 

Allein  dieser  Gegensatz  ist  doch,  näher  betrachtet,  nur  ein 
politischer  und  daraus  erhellt,  dass  diese  Grundfragen  von 
jeder  theokratischen  Anschauung  lediglich  vom  Standpunkte 
des  Dogmas  oder  der  religiösen  Satzung  beantwortet  werden 
können.  Was  Stahl  von  den  Theokraten  der  französischen 
Schule  unterscheidet,  ist  im  Grunde  genommen  nur  das  Er- 
gebnis der  Erkenntnis  der  geschichtlichen  Ordnung,  ein 
gewisser  empirischer  Zug,  den  wir  bei  den  Vertretern  der 
katholischen  Staatstheorie  in  Deutschland  wiederfinden. 

§  29. 

Die  katholische  Richtung. 

Schon  die  Gemeinschaftlichkeit  der  Dogmen  sichert  den 
Vertretern  der  religiösen  Staatsanschauung  in  Frankreich  eine 
weitgehende   Ubereinstimmung    mit    den   Schriftstellern  der 

J)  s.  Stahl :  Der  christliche  Staat  S.  30,  38,  39,  58-59 ;  siehe  auch 
Vorwort  zur  2.  Aufl.  S.  VII :  »Vertrat  ich  nun  gleich  in  dieser  Ab- 
handlung den  ganzen  unversehrten  christlichen  Staat,  der  auch  das 
Erfordernis  christlichen  Bekenntnisses  für  seine  sämtlichen  Obrig- 
keiten in  sich  schliesst  .  .  .  .,  so  habe  ich  doch  nichtsdestoweniger 
in  derselben  schon  ausgeführt,  dass  der  christliche  Staat  keineswegs 
mit  diesem  Erfordernis  steht  und  fällt,  ja  dass  die  Zeitströmung  wohl 
dahin  führen  könne,  dieses  Erfordernis  aufzugeben,  und  dass  dann 
der  christliche  Staat  dennoch  nicht  aufgegeben  werden  dürfe.  Die 
Zeitströmung  hat  denn  auch  in  kürzester  Frist  (April  1848)  dahin 
geführt.  Es  war  daher  der  Moment  gekommen,  jenen  meinen  Aus- 
spruch zu  verwirklichen,  also  ohne  die  politische  Gleichberechtigung 
aller  Religionsbekenner  anzufechten,  dennoch  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  ....  entgegenzutreten  und  den  christlichen  Staat  mit 
aller  Macht  gegen  sie  zu  schützen.« 
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deutschen  katholischen  Richtung.  Der  Aufschwung  des 
Katholizismus  in  Deutschland  begünstigte  die  Entwicklung 
einer  ausgedehnten  Literatur,  als  deren  Vertreter  folgende 
hervorgehoben  werden  mögen:  Adam  Müller,  Friedrich 
Schlegel,  E.  v.  Moy  de  Sons,  Lauer,  Jarcke,  v.  Andlaw,  Graf 
Brandis,  von  Ketteier,  Görres  und  Ferd.  Walter. 

Diese  Literatur  war  im  wesentlichen  eine  politische, 
polemische.  Der  Niedergang  des  Episkopalsystems,  das  Auf- 
blühen des  Jesuitenordens  und  die  Erstarkung  des  Papal- 
systems  sind  die  leitenden  Gesichtspunkte  dieser  Richtung. 
Der  Kampf  gegen  den  Rationalismus,  die  politische  Zerfahren- 
heit der  Zeit,  der  durch  die  historische  Schule  geweckte  Sinn 
für  das  Christentum,  vor  allem  aber  die  Nachgiebigkeit  der 
deutschen  Regierungen  in  Sachen  der  kirchlichen  Organisation 
haben  ihr  zu  einem  ungeahnten  Erfolge  verholfen. 

Dennoch  besitzt  sie  kein  festgeschlossenes  System. 
Während  in  der  offiziellen  Lehre  die  Theorie  der  potestas 
directiva  anerkannt  und  damit  sowohl  die  Koordinationstheorie 
als  die  Lehre  Bellarmins  und  Philipps  verworfen  wird,  ent- 
wickelt die  Literatur  abweichende  und  zum  Teil  selbständige 
Ansichten.  Man  vergleiche  hiezu  die  Ausführungen  Ferd. 
Walters,  der  vom  Staate  nur  zweierlei  für  die  Kirche  verlangt : 
Die  freie  Übung  ihres  Bekenntnisses  und  den  allgemeinen 
Rechtsschutz  für  ihre  Personen  und  ihr  Eigentum.1) 

Auch  die  Frage  der  Parität  wird  nicht  einheitlich  beant- 
wortet. Der  Grundsatz  des  katholischen  Kirchenrechts,  wo- 
nach die  katholische  Kirche  als  die  einzige  rechtlich  anerkannte 
Religionsgesellschaft  zu  existieren  habe,  wird  aus  praktischen 
Erwägungen  übergangen:  »Es  ist  durch  das  Staatswohl  ge- 
rechtfertigt, dass  die  Staatsgewalt  in  Vereinigung  mit  der 
Kirche  Glaubensneuerungen  möglichst  zuvorkomme  und  im 
Keime  zu  unterdrücken  bemüht  sei.  Wenn  jedoch  in  einem 
Lande  eine  andere  christliche  Glaubensform  durch  die  Anzahl 
und  Standhaftigkeit  ihrer  Anhänger  zu  vollendeter  Tatsache 
geworden  ist,  so  machen  ebensosehr  Gründe  des  Staatswohles 
als  Rücksichten  der  Menschlichkeit,  ja  selbst  der  Geist  des 
Christentums  ein  anderes  Verhalten  der  Staatsgewalt  not- 
wendig.2) 


*)  Naturrecht  und  Politik.  S.  373. 
2)  Ebenda,  S.  377. 
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Wir  wollen  an  der  Hand  Ferd.  Walters,  den  Stahl  nicht 
mit  Unrecht  den  berühmtesten  katholischen  Kirchenrechtslehrer 
Deutschlands  genannt  hat,  einen  Vergleich  der  deutschen  und 
französischen  Richtung  unternehmen. 

Man  erkennt  sofort  die  geschichtliche  Schulung,  wenn 
Walter  den  Ursprung  des  Staates  auf  den  Familienverband 
zurückführt1)  und  sich  damit  in  Gegensatz  zu  den  Franzosen 
stellt,  die  im  Staate  lediglich  ein  göttliches  Gebilde  erkennen. 
Und  dieses  empirische  Moment  ist  es  auch,  wodurch  sich 
Walter  bei  Erörterung  des  christlichen  Staates  von  den  Fran- 
zosen unterscheidet.  Wir  haben  die  theokratischen  Aus- 
führungen de  Maistres  und  Lamennais',  die  innige  Verbindung, 
die  Einheit  von  Kirche  und  Staat,  wie  sie  in  den  Werken  de 
Bonaids  und  Ballanches  entwickelt  wird,  kennen  gelernt,  im 
folgenden  werden  wir  erkennen,  dass  sich  Walter  zu  allem 
weniger  als  zum  Verteidiger  dieses  mittelalterlichen  Systems 
macht : 

Kirche  und  Staat  haben  beide  abgegrenzte  Sphären, 
innerhalb  deren  sie  selbständig  sind.  Daher  kann  nur  durch 
freie  Ubereinkunft  die  Beschränkung  dieser  Rechtssphäre  be- 
wirkt werden.  Allein  dieses  Verhältnis  muss,  da  der  Kirche 
weltliche  Macht  für  ihre  Verwaltung  fehlt,  dahin  führen,  dass 
der  Staat  ihr  nötigenfalls  selbst  durch  bürgerliche  Strafen  zur 
Seite  stehen  muss.  Es  handelt  sich  dann  vor  allem  um  die 
Geltung  des  christlichen  Gesetzes,  diesem  muss  alles  andere 
untergeordnet  sein.  Auch  in  weltlichen  und  bürgerlichen 
Dingen,  denen  ein  sittlicher  oder  religiöser  Gesichtspunkt  bei- 
gemischt ist,  muss  daher  die  Kirche  die  entscheidende  Stimme 
haben,  ja  sie  muss  in  rein  bürgerlichen  Dingen  einschreiten, 
wenn  von  der  weltlichen  Obrigkeit  kein  Recht  zu  erlangen  ist.2) 

Das  sind  Sätze  der  offiziellen  Lehre,  wie  sie  auch  von 
den  Franzosen  vertreten  wird.  Was  sagt  Walter  hiezu?  »So 
erhaben  diese  Auffassung  rein  ideal  betrachtet  auch  ist,  so 
zeigt  doch  deren  praktische  Ausführung  grosse  Übelstände.« 
Sie  erzeugt  eine  solche  enge  Verflechtung  von  Staat  und 
Kirche,  dass  religiöse  Verirrungen  und  Spaltungen  auch  auf 
das  politische  Gebiet  zurückwirken,  eine  geistige  Erschlaffung 
und  ein  Gefühl  falscher  Sicherheit  unter  der  Geistlichkeit  und 


1)  Naturrecht  und  Politik.    S.  46. 

2)  s.  Walter  a.  a.  O.  S.  375. 


—    77  — 


vor  allem  eine  Reaktion  der  Staatsgewalt,  deren  Ziel  es  ist, 
an  Stelle  der  Beschützung  die  Bevormundung  treten  zu  lassen.1) 

Eine  solche  Auffassung  bedeutet  die  völlige  Loslösung 
von  dem  Staatsbegriffe  de  Maistres;  und  nicht  nur  das,  auch 
von  dessen  Lehre  über  die  Kirche.  Die  Selbständigkeit  des 
Staates  ist  letzterem  nicht  nur  in  dem  von  Walter  anerkannten 
Umfange,  sondern  auch  dem  Wesen  nach  unbekannt,  der  Staat 
ist  nichts  weiter  als  ein  Werkzeug  des  Stellvertreters  Gottes 
auf  Erden,  des  Papstes. 

Damit  ist  auch  die  verschiedenartige  Begriffsbestimmung 
des  Staates  gegeben:  Der  Staat  ist  eine  von  der  Natur  ge- 
schaffene und  daher  von  ihr  absolut  gewollte  Ordnung.2) 
Sein  Zweck  ist  die  Erfüllung  der  in  ihn  von  der  Natur  ge- 
legten Bestimmung.3)  Ist  er  auch  nicht  Selbstzweck,  so  sind 
doch  seine  unmittelbaren  Zwecke  als  von  den  kirchlichen  un- 
abhängig anzusehen.  De  Maistre  und  die  meisten  französischen 
Theokraten  dagegen  sehen  im  Staate  nichts  als  eine  kirch- 
liche Anstalt,  deren  Bestimmung  durch  kirchliche  Vorschriften 
umschrieben  ist.  An  Tiefe  und  Gedankenreichtum  kommt 
diese  Anschauung  der  von  Walter  vertretenen  in  keiner 
Weise  nahe. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  französischen  Theo- 
kraten mit  einer  strengen  Konsequenz  das  aus  den  Zeiten  des 
Naturrechts  überkommene  Individualprinzip  bekämpften.  Die 
deutsche  religiöse  Richtung  hat  dasselbe  in  einer  mit  ihren 
Grundsätzen  übereinstimmenden  Auffassung  wieder  aufgenom- 
men: »Alles  im  Staate  geht  von  den  Menschen  als  Individuen 
aus  und  auf  sie  zurück.  Das  Erste,  was  im  Staate  in  Betracht 
kommt,  ist  die  Individualität,  die  Persönlichkeit.  Von  der 
Anerkennung  derselben  muss  der  Staat  ausgehen,  weil  er  nur 
durch  und  für  den  Menschen  da  ist.  Der  Begriff  der  Persönlich- 
keit hat  durch  das  Christentum  eine  ganz  neue  folgenreiche 
Begründung  und  Weihe  erhalten.  Sie  ist  das  wahrhafte  eine 
Urrecht,  in  welchem  alle  andern  Urrechte  enthalten  sind.«4) 

Das  lautet  anders  als  die  Ausführungen  der  Franzosen : 
Keine  Geringschätzung  des  Individuums  wie  bei  de  Maistre,5) 

*)  A.  a.  O.  S.  376. 

2)  A.  a.  O.  S.  43. 

3)  A.  a.  O.  S.  44. 

4)  s.  Walter  a.  a.  O.  S.  59,  60. 

5)  s.  oben  S.  32,  33. 
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nicht  die  Verneinung  des  individuellen  Selbstzwecks  wie  bei 
de  Bonald1),  auch  nicht  die  unklare  und  ziellose  Verneinung 
des  Individualitätsbegriffs  überhaupt,  wie  sie  Ballanche  in  den 
Worten  ausdrückt:  L'individualite  n'est  point  pourlui  (Thomme) 
dans  ce  monde.2) 

Ja,  Walter  geht  noch  weiter,  er  sieht  in  der  Persönlich- 
keit nicht  ein  vom  Staate  verliehenes  Recht,  sondern  eine 
durch  die  sittliche  Natur  des  Menschen  bedingte  Eigenschaft, 
die  im  Staate  nur  anerkannt  und  geschützt  ist.3)  Diese 
aprioristische  Anschauung  erinnert  an  die  Naturrechtslehre,  ins- 
besondere die  Theorie  Kants,  und  lässt  klar  zutage  treten, 
was  wir  schon  früher  erwähnten:  dass  die  Nachwirkungen 
der  naturrechtlichen  Schule  in  dieser  Beziehung  in  Deutsch- 
land nachhaltiger  waren  als  in  Frankreich. 

§  30. 

Verhältnis  zu  Haller. 

Die  Lehren  der  deutschen  religiösen  Staatsanschauung 
stehen  in  vielfacher  Beziehung  in  schroffem  Gegensatz  zu  den 
von  Haller  entwickelten  Ideen.  Ist  auch  Haller  ein  Schrift- 
steller der  Kontrerevolution  und  damit  ein  Gegner  einer  jeden 
die  Errungenschaften  der  Revolution  begünstigenden  Politik 
oder  Staatswissenschaft,  so  ist  er  doch  in  seiner  empirischen 
Betrachtungsweise  nicht  in  die  Extreme  supernaturalistischer 
Anschauung  geraten,  wie  wir  sie  bei  den  französischen  Theo- 
kraten  finden,  noch  kann  er  als  ein  Ausgangspunkt  der 
deutschen  religiösen  Staatsanschauung  angesehen  werden. 

Schon  der  Satz  Hallers,  dass  die  Staatsgewalt  bloss  auf 
dem  Naturgesetz  des  Stärkeren  beruhe,  konnte  den  Anhängern 
des  das  sittliche  Moment  so  sehr  betonenden  christlichen 
Staates  nicht  als  richtig  erscheinen.  Des  weiteren  aber  er- 
schien die  Aufstellung  Hallers,  dass  die  Staatsgewalt  ein 
blosses  Privatrecht  sei,  als  eine  »Entheiligung  der  Staatsgewalt 
und  der  fürstlichen  Stellung«,  da  sich  die  Heiligkeit  der  Obrig- 
keit auf  ihren  höheren  ethischen  Beruf  gründe  und  darum 
aufhören  müsse,  so  wie  die  Obrigkeit  die  Gewalt  nicht  für 

')  s.  oben  S.  34. 

2)  s.  oben  S.  36. 

3)  s.  Walter  a.  a.  O.  61. 
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diesen  Beruf,  sondern  nur  zu  ihrer  eignen  Befriedigung  und 
Nutzen  habe.1) 

Man  erkennt  den  tiefen  historischen  Blick  Stahls,  wenn 
er  zur  Kritik  der  Hallerschen  Lehre  auf  die  mittelalterlichen 
Verhältnisse  zurückgeht,  die  grosse  Ähnlichkeit  damit  aufdeckt 
und  mit  den  scharfen  Worten  schliesst :  Gerade  die  Schatten- 
seite des  Mittelalters  (die  privatrechtliche  Auffassung  vom 
Staate),  die  er  selbst  als  solche  erkannte,  bildet  Haller  zur 
ausschliesslichen  Theorie  aus.  Seine  Ansicht  ist  darum  im 
Ganzen  nichts  anderes  als  die  Karikatur  des  Mittelalters.2) 

Auch  Walter  bekämpft  die  Hallersche  Lehre  von  der 
privatrechtlichen  Eigenschaft  der  fürstlichen  Gewalt:  Wenn 
Haller  jeden  Staat  nur  als  etwas  historisch  Gegebenes,  als  ein 
Aggregat  von  positiven  Rechten  des  Fürsten,  der  Gemeinden 
und  des  Einzelnen,  die  alle  gleichmässig  zu  achten  wären  und 
sich  dadurch  beschränken,  aufgefasst  wissen  will,  so  liege  doch 
offenbar  hinter  jenen  Einzelrechten  der  Gedanke  einer  höheren 
Ordnung,  der  alles  Privatrechtliche  untergeordnet  werden 
müsse;  Haller  habe  dies  auch  selbst  gefühlt,  indem  er  neben 
jedes  Recht  die  Pflicht  gestellt  habe,  dass  davon  ein  gerechter 
und  wohltätiger  Gebrauch  gemacht  werden  soll.  Das  führe 
auf  eine  sittliche  Weltordnung  zurück,  wovon  aber  der  Staat 
ein  Ausdruck  sei.3) 

Die  deutsche  religiöse  Staatsanschauung  unterscheidet 
sich  von  der  französischen  durch  eine  vorteilhafte  Neigung 
zur  empirischen  Betrachtungsweise.  In  dem  Kampf  gegen  die 
abstrakte  Auffassung  bot  ihr  die  Lehre  Hallers  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Hilfe:  Die  ausführliche  und  klare  Erörterung 
der  natürlichen  Ursachen  und  Wirkungen  und  Bedingungen 
sowohl  für  die  oberste  Staatsgewalt  als  für  die  innere  soziale 
Struktur  des  Gemeinwesens,  des  empirischen  Charakters  von 
Recht  und  Staat,  und  des  hieraus  zu  folgernden  Gedankens, 
dass  es  in  erster  Linie  die  natürlichen  Verhältnisse  sind,  auf 
die  sich  die  politischen  aufbauen,  und  dass  hiedurch  die  Auf- 
fassung vom  Staat  als  sittliches  Gemeinschaftsverhältnis  nicht 
berührt  wird.4) 

')  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S  565. 

2)  Ebenda  S.  566,  567. 

3)  s.  Walter  a.  a.  O.  S.  45. 

4)  s.  hierüber  auch  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  568. 
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§  31. 

Zur  Kritik  der  religiösen  Staatsanschauung. 

Man  hat  die  religiöse  Staatsanschauung  in  Frankreich 
und  Deutschland  vielfach  als  politischen  Mystizismus  bezeich- 
net. Allein  diese  Bezeichnung  beruht  doch  auf  einer  Verken- 
nung ihrer  hauptsächlichen  Vertreter.  Wohl  neigen  sich 
Schriftsteller,  wie  Saint-Martin,  de  Bonald,  Görres  zu  einer 
der  logischen  Betrachtung  nicht  standhaltenden  Betonung  des 
Übersinnlichen  im  Staatsleben  hin.  Aber  aus  dem  Umstände 
allein,  dass  die  religiöse  Staatsanschauung  Recht  und  Staat 
nicht  aus  spekulativem  Wissen  und  Vernunft,  sondern  aus 
einem  dem  Menschengeschlecht  geoffenbarten  Willen  der 
Gottheit,  aus  den  Grundzügen  der  Religion  und  des  christ- 
lichen Glaubens  herleitet,  kann  nicht  gefolgert  werden,  dass 
sie  eine  rationalistische  Erkenntnis  des  Staates  als  Er- 
scheinungsform der  Aussen  weit  verneint  und  eine 
supernaturalistische  Betrachtungsweise  der  staatlichen  Ein- 
richtungen verlangt.  Dem  steht  ja  auch  die  fast  ausschliess- 
lich politische  Gestaltung  der  religiösen  Staatsliteratur 
entgegen. 

Wohl  aber  vermochte  die  religiöse  Staatsliteratur  den 
Nachweis  nicht  zu  erbringen,  dass  der  Zweck  irgend  einer 
Religion,  statt  ein  bloss  sittlicher,  innerlicher,  überirdischer 
zu  sein,  auch  ein  politischer  sein  müsse.  Darum  ist  auch 
das  Postulat  des  christlichen  Staates  ein  willkürliches  gewesen, 
insofern  wir  darunter  nicht  das  Spiegelbild  des  historisch 
überkommenen  Staates,  und  in  seiner  Postulierung  ledig- 
lich einen  Akt  politischer  Reaktion  verstehen;  denn  keine 
moderne  Religion  enthält  in  sich  ein  Rechts-  und  Staatssystem, 
am  wenigsten  aber  das  Christentum,  dessen  asketischer 
Grundcharakter  die  Abkehrung  von  der  irdischen  Welt  und 
die  sittliche  und  geistige  Erhebung  des  Menschen  bildet. 
Wohl  lässt  sich  aus  dem  Geiste  des  Christentums  heraus  eine 
Reihe  ethischer  und  sozialpolitischer  Grundsätze  aufstellen, 
aber  es  ist  nicht  möglich,  aus  dem  christlichen  Prinzip  die 
absolute  Berechtigung  einer  einzigen,  allgemeinen  und  für  alle 
Zeiten  unwandelbaren  Staatsform  zu  deduzieren.  Daher  ist 
die  Lehre  de  Maistres  ebenso  eine  einseitige  Weiterbildung- 
christlicher  Ideen  wie  die  Stahls.  Die  christliche  Religion  hat 
sich     bisher    jedem    Rechtssystem    und    jeder  Staatsform 


angeschmiegt  und  andererseits  hat  man  aus  der  christlichen 
Anschauung  heraus  die  Begründung  der  zusammengesetztesten 
Staats-  und  Gesellschaftseinrichtungen  versucht:  So  hat  Buchez 
den  Kommunismus  aus  dem  christlichen  Prinzip  abgeleitet, 
während  Stahl  gerade  auf  dieser  Grundlage  das  Privateigen- 
tum verteidigte.  So  hat  man  auf  der  Basis  des  Christentums 
sowohl  die  Monarchie  als  die  Republik  als  die  allein  sittliche 
Staatsform  hinzustellen  versucht. 

In  dem  Bestreben,  jene  Verinnerlichung  der  Staats- 
anschauung zu  geben,  deren  man  nach  den  Ergebnissen  der 
historischen  Schule  bedürftig  zu  sein  glaubte,  sind  die 
deutschen  Theokraten  mit  Stahl  an  der  Spitze  weit  über  das 
entsprechende  Ziel  hinausgegangen.  Anstatt  die  erforderliche 
rechtsphilosophische  Ergänzung  des  staatlichen  Entwickelungs- 
gedankens  zu  bieten,  enthielt  ihr  System  den  Charakter  eines 
solchen,  bei  dem  die  wissenschaftliche  Vertiefung  hinter  dem  im 
voraus  konstruierten  Zweck  zurücktritt,  mit  andern  Worten, 
das  Christentum,  das  die  innere  Rechtfertigung,  den  meta- 
physischen Grund  der  Entwickelung  enthalten  sollte,  wurde 
in  der  Gestalt  des  christlichen  Staates  Ziel  und  Endzweck 
einer  jeglichen  Evolution;  und  nicht  der  rechtsphilosophische 
Gehalt  des  Christentums,  sondern  die  politische  Eigenart,  die 
positiven  Einrichtungen  des  christlichen  Staates  wurden  an  der 
Hand  bestehender  Institutionen  und  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Politik  eingehend  erörtert. 

Das  war  eine  einseitige  Auffassung  der  durch  die  histo- 
rische Schule  gewonnenen  Anschauung. 

Dennoch  war  sie  nicht  unfruchtbar.  Sie  wies  auf  den 
engen  Zusammenhang  hin,  der  zwischen  der  Sittlichkeit  der 
Individuen  und  den  sozialen  und  politischen  Einrichtungen 
besteht,  und  indem  der  christliche  Staat  auf  der  einen  Seite 
die  Idee  der  Persönlichkeit  als  integrierender  Bestandteil  des 
Staates  beibehielt,  andererseits  aber  in  Verfolgung  des  christ- 
lich-altruistischen Prinzips  in  die  individuelle  Rechtssphäre 
eingriff,  wirkte  er  mit  zur  Beantwortung  der  das  19.  Jahr- 
hundert erfüllenden  Frage :  Individual-  oder  Sozialprinzip  ? 
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Kapitel  V. 

Die  organische  Staatsanschauung. 

§  32. 

Verschiedene  individualistische  Richtungen. 
Der  Saint-Simonismus. 

In  der  Betonung  des  Sozialprinzips  durch  die  franzö- 
sischen Theokraten  lag  ein  Schritt  zur  Gewinnung  der  orga- 
nischen Staatsauffassung.  Gerade  dasjenige  System,  das  einer 
rationell-organischen  Anschauung  stets  äusserst  feindlich 
gegenüberstand:  der  Anthropozentralismus  des  Naturrechts 
war  hierdurch  in  seinem  Ansehen  erschüttert.  Ja,  die  Theo- 
kraten sind  noch  ein  gutes  Stück  weiter  gegangen  und  haben 
das  Organische  des  Staatsbegriffs  zu  ihrem  Dogma  erhoben. 
So  wies  de  Maistre  nach,  dass  das  Individuum  nicht  imstande 
sei,  die  Gesellschaft,  ihre  Formen  und  Veränderungen  hervor- 
zubringen ;  de  Bonald  bezeichnete  die  Gesellschaft  als  ein 
Wesen,  das  sein  eignes  Leben  lebe,  das  seine  eignen  Ziele 
habe  und  die  Fähigkeit,  das  Individuum  seinen  Zwecken  an- 
zupassen. Wir  haben  oben  dieses  ganze  organische  System 
behandelt.1)  Auch  Ballanche  wies  die  Machtlosigkeit  des 
Einzelnen  und  dessen  innige  Verknüpfung  mit  dem  Leben  der 
Massen  und  der  Natur  überhaupt  nach.  Des  weiteren  war  der 
mächtige  Einfiuss  Hallerscher,  insbesondere  aber  Hegelscher 
Lehren  einer  organischen  Staatsauffassung  förderlich. 

Auf  der  andern  Seite  waren  die  Theokraten  jedoch  nicht 
imstande,  ihr  System  gegenüber  der  entstehenden  konstitu- 
tionellen Schule  in  Ansehen  zu  erhalten.  Insbesondere 
war  ihnen  der  Mangel  historischer  Bildung  und  die  Verken- 
nung der  durch  die  Revolution  entstandenen  politischen  Ver- 
hältnisse verhängnisvoll.  Das  Prinzip  der  Volkssouveränetät 
war  in  Frankreich  viel  zu  fest  eingewurzelt,  als  dass  es  durch 
die  politischen  Lehren  einer  einseitigen  Staatsanschauung 
hätte  verdrängt  werden  können.  Das  fühlten  auch  die  Schrift- 
steller der  »ecole  doctrinaire«  Royer-Collard,  der  Herzog  von 
Broglie  und  Guizot.  Und  ihr  Bestreben,  an  die  Stelle  des 
Prinzips  der  Volkssouveränetät  das  Prinzip  der  Souveränetät 


')  s.  S.  33,  34. 
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der  Vernunft  zu  setzen,  war  weniger  von  wissenschaftlichen 
als  von  politischen  Gesichtspunkten  getragen ;  sie  sahen  mit 
Haller  in  der  Volkssouveränetät  die  Quelle  der  Pöbelherrschaft, 
vor  ihren  Augen  war  das  System  des  ancien  regime  zusam- 
mengebrochen und  brach  dasjenige  des  Legitimismus  zu- 
sammen, was  war  da  natürlicher,  als  den  viel-  und  nichts- 
sagenden Begriff  der  Vernunftssouveränetät  zur  Wahrheit  zu 
erheben?  Zudem  war  ihr  politisches  Ziel  die  Monarchie,  von 
der  sie  sich  allein  die  Erhaltung  und  Beschützung  der  Frei- 
heit versprachen. 

Die  zweite  aus  der  konstitutionellen  Schule  hervor- 
gegangene Richtung,  der  Liberalismus,  neigte  sich  der  Demo- 
kratie zu.  Für  ihn  war  Königtum  und  Adel  nichts  weiter  als 
pouvoirs  moderateurs,  deren  Anteil  am  Staatsleben  mit  der 
aufwärtssteigenden  Entwicklung  verschwindet,  während  nach 
der  Ansicht  der  Doktrinaires  beide  notwendige  Elemente  eines 
jeden  Gemeinschaftslebens  waren.1) 

Der  Liberalismus  bedeutete  aber  mehr  als  eine  einseitige 
Staatsanschauung,  er  war  auch  ein  ökonomisches  Prinzip  und 
hat  als  solches  einer  ökonomischen  Staatsanschauung  den 
Weg  geebnet ;  die  ecole  des  economistes  ist  eine  der  eigen- 
artigsten Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  französischen 
Staatsphilosophie.  Sie  hat  das  System  des  extremsten  Indivi- 
dualismus ausgebildet  und  gezeigt,  wie  weit  auch  auf  der 
durch  die  Revolution  geschaffenen  Grundlage  eine  Verpflanzung 
ökonomischer  Begriffe,  insbesondere  des  Smithschen  Atomis- 
mus gedeihen  kann.  Und  hievon  ausgehend  hat  sie  als  erste 
der  nach  der  Revolution  entstandenen  Schulen  den  gewaltigen 
Kampf  des  Individuums  gegen  das  Joch  des  Staats,  dieser 
vaste  unite  abstraite,  impersonelle  et  irresponsable,2)  dadurch 
zu  begründen  versucht,  dass  sie  dem  Staat  die  Fähigkeit  ver- 
sagt, für  das  Wohlleben  der  Bevölkerung  sorgen  zu  können. 

Die  ecole  des  economistes  war  lediglich  die  Fortbildung 
liberaler  Grundanschauungen  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Volkswirtschaft;  einen  ganz  andern  Anblick  bietet  die  demo- 
kratische Schule. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  dass  es  in  Frankreich  nicht 
gelang,  die  Idee  der  Volkssouveränetät  zu  beseitigen.  Die 

1)  s.  Janet:  Histoire  de  la  science  politique  t.  II  p.  730. 

2)  Janet  ibid.  p.  730. 
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demokratische  Schule  erhebt  sie  aufs  neue  zum  politischen 
Postulat  und  setzt  sich  hierdurch  in  Widerspruch  mit  Liberalis- 
mus und  Doktrinaires.1)  Wenn  je  in  Frankreich  eine  Ver- 
flachung staatswissenschaftlichen  Denkens  bestand,  so  war  es 
zu  der  Zeit  und  innerhalb  der  Vertreter  der  demokratischen 
Schule.  Mit  Recht  sagt  Janet,2)  dass  sie  weniger  eine  Schule 
als  eine  politische  Partei  war,  dass  nicht  die  Wissenschaft, 
sondern  der  politische  Kampf  ihre  vornehmste  Aufgabe  bildete, 
Armand  Carrel  ist  alles  weniger  als  ein  wissenschaftlich  ge- 
bildeter Kopf,  und  was  Lamennais  nach  seiner  Bekehrung  zur 
demokratischen  Anschauung  in  seinen  Paroles  d'un  croyant 
und  seinem  Livre  du.peuple  an  staatswissenschaftlichen  Aus- 
führungen bietet,  stammt  zum  grössten  Teil  aus  dem  Lager 
der  sich  gleichzeitig  entwickelnden  sozialistischen  Schule.3) 

Was  diese  betrifft,  so  ist  sie  enge  mit  dem  Namen  Saint- 
Simons  verbunden.  Es  ist  von  Interesse  zu  beobachten,  dass 
dieser  in  seinen  Anfängen  mit  der  ecole  des  economistes 
übereinstimmt,  sich  als  Schüler  Smiths  und  J.  B.  Says  bezeich- 
net und  im  Industrialismus,  ja  sogar  in  der  Plutokratie  das 
Ideal  seiner  politischen  Wünsche  erblickt.4)  Derjenige  Um- 
stand, der  dem  Sozialismus  erst  seine  politische  Bedeutung 
und  auch  seine  wissenschaftlichen  Argumente  gab,  das  An- 
wachsen des  Proletariats,  war  nicht  ein  wesentlicher  Bestand- 
teil Saint-Simonistischer  Anschauung.  Darum  kennt  er  auch 
keinen  Kampf  gegen  das  Privateigentum  als  staatliche  Insti- 
tution, sondern  nur  einen  solchen  wider  die  unproduktiven 
Elemente  der  Bevölkerung;  aber  damit  wird  sein  Sozialismus 
zur  moralischen  Utopie  und  bietet  utopistischen  Systemen  wie 
dem  Fourierismus,  dem  Owenismus,  ja  dem  Icarismus  Stoff 
und  Grundlage. 

Allein  die  Bedeutung  Saint-Simons  wird  hiedurch  nicht 
beeinflusst,  sie  liegt  auch  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete. 
Es  ist  der  Hinweis  auf  die  Wichtigkeit  der  Naturwissenschaft 
als  Faktor  staatsevolutionärer  Erkenntnis  und  noch  mehr  als 
das,  die  Schaffung  einer  eigenen  soziologischen  Methode:  der 
politischen  Physik.5) 

y)  s.  Michel  p.  317  suiv. 

2)  A.  a.  O.  p.  731. 

3)  Janet  ibid.  p.  732. 

4)  Janet  ibid.  p.  733. 

5)  Über  Saint-Simons  System  s.  Michel  p.  172  suiv.  —  Hand- 
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In  dieser  Methode  spielt  der  Begriff  des  Organischen 
eine  vorwiegende  Rolle.  Aber  Saint-Simon  gibt  ihm  eine 
eigentümliche  Bedeutung:  er  unterscheidet  »kritische  Epochen«, 
in  denen  ein  einheitliches,  allgemein  giltiges  Prinzip  des  Zu- 
sammenlebens nicht  existiert  und  »organische  Epochen«, 
in  denen  alle  menschlichen  Handlungen  nach  einem  be- 
stimmten, allgemein  herrschenden  Gesetz  koordiniert  sind; 
organisch  ist  daher  bei  ihm  so  viel  wie  übereinstimmend, 
harmonisch. 

Diese  Epochen  sind  mit  dem  Auf-  und  Absteigen  der 
Menschheit  enge  verbunden;  die  Gesetze,  die  die  Bewegungen 
der  Menschheit,  die  sozialen  Erscheinungen  beherrschen,  sind 
physische  Gesete.  Aufgabe  der  politischen  Physik  ist  es, 
die  Wirkung  derselben  zu  beobachten,  was  in  erster  Linie 
durch  eine  intensive  geschichtliche  Erkenntnis  geschehen  kann, 
und  hieraus  Schlüsse  auf  die  Zukunft  zu  ziehen.  Auf  Grund 
der  Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Forschung  ist  es  dem 
Einzelnen  möglich,  die  Entwicklung  des  Kollektivwesens 
»Menschheit«  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  beeinflussen.1) 
Allein  die  individuelle  Kraft  ist  begrenzt.  Die  Idee  des 
Organischen  tritt  wiederum  klar  hervor:  Systeme  sozialer 
Organisationen  werden  nicht  geschaffen,  sagt  Saint-Simon. 
»Ein  soziales  System  ist  eine  Tatsache  oder  es  ist  nichts.«  2) 

Die  politische  Physik  ist  demnach  eine  rein  empirische 
Wissenschaft,  sie  ist  positive  Philosophie.  Als  solche  ist  sie 
der  Gipfelpunkt  einer  Entwicklung,  die  von  theologischer  und 
metaphysischer  Denkungsart  ausgeht  und  deren  Merkmal  in 
dem  Abstreifen  abstrakten  Raisonnements  besteht.3) 

Das  ist  in  kurzen  Zügen  die  Wissenschaftslehre  Saint- 
Simons.  Sie  war  hier  zu  behandeln,  weil  sie  eine  Vorläuferin 
bildet  zu  jener  ungleich  grösseren,  umfassenden  August  Comtes. 

Man  erkennt  nach  dem  soeben  Entwickelten,  wie  ver- 
schiedenartig die  Grundlage  war,  auf  der  Comte  seinen  poli- 
tischen Positivismus  aufgebaut  hat.    Hat  er  sich  doch  gleich- 

wörterbuch  der  Staatswissenschaften :  Art.  Sozialismus  und  Kommu- 
nismus ;  —  und  die  vorzügliche  Darstellung  in :  von  Kelles-Krauz :  Die 
Soziologie  im  19.  Jahrhundert.    Berlin  1902,  S.  16  ff. 
*)  Kelles-Krauz,  S.  22. 

2)  Ebenda  S.  23. 

3)  Ebenda  S.  24. 
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zeitig  einen  Schüler  de  Maistres  und  Condorcets  genannt.1) 
Damit  bekennt  er,  von  zwei  sich  einander  ausschliessenden 
politischen  Strömungen  beeinflusst  zu  sein :  der  kontrarevolutio- 
nären-realistischen  der  französischen  Theokraten  und  der  revo- 
lutionären der  Naturrechtslehrer.  Die  Vereinigung  des  Ideen- 
gehalts beider  Richtungen  machte  Comte  zum  fruchtbarsten 
politischen  Schriftsteller  Frankreichs  im  19.  Jahrhundert,  zum 
Vater  der  Soziologie.  Seine  Stellung  zur  organischen  Staats- 
auffassung werden  wir  im  folgenden  zu  behandeln  haben. 

§  33- 
Comte. 

Der  entwicklungsgeschichtliche  Gedanke  ist  es,  der  dem 
System  Comtes  sein  eigentümliches  Gepräge  und  seine  Unter- 
scheidungsmerkmale gegenüber  der  organischen  Auffassung 
der  theokratischen  Schule  gibt.  Was  ihn  des  weiteren  von 
dieser  unterscheidet,  ist  die  Betonung  eines  gewissen  subjek- 
tiven Moments,  eines  individualistischen  Zugs:  der  Wert- 
schätzung des  menschlichen  Erkenntnisvermögens.  Hatte 
Ballanche  das  Wort  ausgesprochen:  La  claire  vue  n'est  pas 
de  ce  monde,2)  so  trat  Comte  mit  der  gegensätzlichen  Be- 
hauptung auf:  Es  gibt  eine  klare  Anschauung,  eine  Wissen- 
schaft vom  Staate.  Allein  darunter  ist  nicht  die  spekulative 
Doktrin  des  Naturrechts,  noch  die  supernaturalistische  der 
Theokraten  zu  verstehen.  Gerade  diese  Erkenntnisweisen, 
die  theologische,  welche  die  Natur  aus  übernatürlichen  Ur- 
sachen erkläre,  und  die  metaphysische,  die  sie  von  Abstrak- 
tionen herleite,  mussten  überwunden  werden,  damit  sich  der 
menschliche  Geist  zur  höchsten  Erkenntnisweise,  zur  positiven 
Philosophie  erheben  konnte.  Diese  ist  aber  nichts  anderes 
als  die  Erforschung  der  Wirklichkeit  und  der  sie  regeln- 
den Gesetze.  Es  gibt  daher  nur  empirische  Wissen- 
schaft, und  auch  die  Wissenschaft  vom  Staate  muss  jeden 
theologischen  und  metaphysischen  Erklärungsversuch  aus- 
schliessen,  ganz  auf  empirischer  Erkenntnis  beruhen,  sie  muss 
science  d'observation  sein.3) 

1)  s.  Kelles-Krauz  a.  a.  O.  S.  15. 

2)  s  oben  S.  36. 

3)  Comte:  Opuscules  de  philosophie  sociale  (Leroux)  1883.  p.  99. 
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Was  ist  aber  Gegenstand  dieser  Beobachtung?  Die  Ent- 
wicklung der  Gesellschaft.  Und  was  ist  ihr  politisches  Ziel? 
Auf  diese  in  fortschrittlichem  Sinne  einzuwirken.1)  Nicht  revo- 
lutionäre Umwälzungen,  sondern  evolutionäre  Weiterbildung 
ist  daher  Comtes  politische  Überzeugung,  und  zwar  Weiter- 
bildung mit  Hilfe  der  empirischen  Wissenschaft  vom  Staate, 
die  allein  das  organische  Prinzip  des  Staates  zu  enthüllen 
und  auch  zu  entwickeln  im  Stande  ist.2) 

Es  zeigt  von  einer  eigentümlichen  Hoch-  und  Uber- 
schätzung der  Intelligenz  als  Faktor  der  gesellschaftlichen 
Entwicklung,  wenn  er  als  erstes  und  hauptsächlichstes  Gebiet 
der  positiven  Staatswissenschaft  die  observations  historiques 
sur  la  marche  de  l'Esprit  humain  bezeichnet.3)  Aber  der  Kern 
dieser  Anschauung  ist  gerechtfertigt:  Die  Rückwirkung  von 
Intelligenz  und  Anschauungsweise  auf  den  Stand  der  Zivili- 
sation ist  unzweifelhaft  eine  unberechenbare.  Insofern  man 
aber  unter  Zivilisation  die  Gesamtheit  der  Kulturerscheinungen 
eines  Volkes  versteht,  hängt  auch  die  soziale  und  ökonomische 
Organisation  von  dem  Zustand  der  Zivilisation  ab;  auf  der 
andern  Seite  gestattet  die  Einsicht  in  die  Entwicklung  der 
menschlichen  Intelligenz  einen  Einblick  in  die  Geschichte  der 
Zivilisation  und  in  die  Gesetzmäßigkeit  ihrer  Entwick- 
lung. Damit  scheidet  jedes  spekulative  und  metaphysische 
Moment  aus  der  Politik  aus,  sie  ist  eine  positive  Wissen- 
schaft, die  beobachtet  und  nicht  der  Einbildungskraft  freien 
Lauf  lässt.4) 

Der  Prozess  des  Fortschritts  ist  gleichbedeutend  mit 
dem  entwickelungsgeschichtlichen  Prozesse,  er  ist 
der  Ausfluss  einer  loi  naturelle,5)  und  dieses  Gesetz  steht  über 
dem  Individuum,  es  entwickelt  Kräfte  qui  depuis  longtemps 
se  developpaient  en  silence,  apparaissaient  ä  sa  voix  sur  la 
scene  politique  avec  toute  la  vigueur  de  la  jeunesse.6)  Denn 
scheinbar  handelt  das  Individuum,  in  Wirklichkeit  aber  sind 
es  soziale  Kräfte,  die  notwendigerweise  von  überwiegenden 

j)  Opuscules  p.  102-103. 

2)  ibid.  p.  66. 

3)  ibid.  p.  105  suiv. 

4)  ibid.  p.  in. 

5)  ibid.  p.  118. 
°)  ibid.  p.  122. 


—    88  — 


zu  ausschlaggebenden  geworden  sind.1)  Ist  das  nicht  eine 
Anlehnung  an  de  Maistre  und  de  Bonald?  An  Stelle  der 
Providence  de  Maistres  tritt  bei  Comte  der  fatalistische  Fort- 
schritts- und  Menschheitsbegriff  und  in  diesem  Sinne  sagt  er: 
L'homme  s'agite  et  THumanite  le  mene.2) 

Aber  es  ist  Comtes  streng  empirischer  Lehre  in  einer 
Beziehung  ein  ähnlicher  Vorwurf  zu  machen  wie  der  deutschen 
historischen  Schule.  Die  Anschauung  Comtes  ist  eine  mecha- 
nische, objektive:  Darnach  ist  die  Entwicklung  der  Mensch- 
heit lediglich  das  Produkt  natürlicher  Faktoren,  sie  ist  eine 
logische  Notwendigkeit,  als  solche  kann  sie  aber  keinen  Zweck, 
sie  kann  kein  Ziel  haben.  Das  hat  der  Positivismus  Comtes 
mit  dem  objektiven  Rationalismus  Spinozas  und  mit  jeder 
empirischen  Betrachtungsweise  gemein.  Im  Grunde  fehlt  es 
auch  dem  Positivismus  wie  der  historischen  Anschauung  an 
der  Fähigkeit,  Zweck  und  Ziel  dieser  Entwicklung  aus  sich 
heraus  zu  erklären.  Wenn  Comte  eine  Bewertung  der  drei 
von  ihm  aufgestellten  gesellschaftlichen  Zustände  —  des  theo- 
logischen, metaphysischen  und  positiven  —  unternimmt,  wie 
verträgt  sich  dies  mit  dem  notwendigen  Objektivismus  seiner 
positiven,  empirischen  Anschauung?  Mischt  er  da  nicht  einen 
metaphysischen,  einen  Zweckbegriff  hinein?  Verfällt  er  nicht 
in  einen  Subjektivismus,  der  den  empirischen  Charakter  seiner 
Lehre  durchbricht  und  uns  zeigt,  dass  selbst  auf  dieser 
Grundlage  die  Politik  als  Wissenschaft  spekulativer,  meta- 
physischer Elemente  nicht  entbehren  kann?3) 

Auf  der  Verkennung  des  spekulativen  Moments  beruht 
auch  seine  strenge  Scheidung  der  Wissenschaften,  seine  Klas- 
sifizierung der  Erscheinungen  unter  abgesonderten  Gesichts- 
punkten, sein  Protest  gegen  die  sterile  unite  scientifique.4)  Ja, 
er  geht  hierin  sogar  so  weit,  für  die  verschiedenen  Wissen- 
schaften Spezialgesetze  anzunehmen.  Daher  auch  seine  strenge 
Scheidung  zwischen  Physiologie  und  sozialer  Physik,5)  indem 
er  dem  menschlichen  Organismus  die  menschliche  Gesellschalt 
als  über  allen  biologischen  Organismen  stehend  gegenüber- 
stellt und  ihnen  lediglich  analoge  Beschaffenheit  und  daher 

1)  Opuscules  p.  114. 

2)  s.  Kelles-Krauz  a.  a.  O.  S.  27. 

3)  Ähnlich  Michel,  p.  435. 

4)  Cours  de  Philosophie  positive,  t.  VI  p.  729. 

5)  Opuscules  p.  169,  170. 
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nicht  übereinstimmende  Entwicklungsgesetze  zuweist:  Auf 
Grund  der  Analogie  zwischen  der  Entwicklung  des  Indivi- 
duums und  der  Menschheit  ist  eine  Annäherung  von  Physio- 
logie und  sozialer  Physik  möglich,  allein  eine  jede  hat  ihr 
eignes  Forschungsgebiet. 

Die  positive  Philosophie  kann  nur  eine  descriptive 
Wissenschaft  sein,  sie  kann  eine  soziale  Physik  enthalten,  die 
sich  mit  der  Erforschung  des  Wesens  und  der  Veränderungen 
des  sozialen  Körpers  beschäftigt,  auch  eine  sich  hieraus  ent- 
wickelnde soziale  Pathologie,  aber  sie  darf  hiebei  nicht  ausser 
acht  lassen,  dass  es  nach  ihrer  empirischen  Grundlage  logisch 
keine  pathologischen  Veränderungen  gibt,  dass  in  der  Minder- 
bewertung politischer  Konstellationen,  »die  mehr  oder  weniger 
der  Entwicklung  der  Zivilisation  entgegenwirkten«,1)  schon 
ein  mit  dem  Positivismus  unvereinbarer  Subjektivismus  und 
Anthropozentralismus  liegt,  ein  Finalismus,  wie  Michel2)  treffend 
sich  ausdrückt,  der  in  die  positivistische  Anschauung  ein 
spekulatives  Moment  einführt.  — 

Das  methodologische  System  Comtes  musste  hier  erörtert 
werden,  weil  in  ihm  zugleich  das  System  der  positiven  Philo- 
sophie und  damit  auch  der  sozialen  Physik  enthalten  ist,  be- 
deutet doch  der  Begriff  »positive  Philosophie«  nichts  weiter 
als  empirische  Betrachtungsweise. 

Das  System  der  sozialen  Physik  Comtes  ist  eine  Ge- 
lehrtenarbeit und  Comte  selbst  hat  dem  gelehrten  Stande  und 
der  Wissenschaft  in  diesem  System  eine  wichtige  Rolle  zu- 
geschrieben: Die  Bevormundung  der  Nichtgelehrten,  des 
Volkes.  Er  ist  ein  Gegner  der  freien  Forschung,  wie  jeder 
individualistischer  Bestrebungen,  die  sich  auf  die  gesellschaft- 
liche Entwicklung  beziehen.  Der  Idee  der  individuellen  Rechts- 
sphäre, den  naturrechtlichen  Anschauungen  von  Recht  steht 
er  feindlich  gegenüber.  Daher  seine  Ablehnung  der  Theorie 
von  der  Volkssouveränetät,  seine  Behauptung,  dass  das  Wort 
»Recht«  ebenso  aus  der  wahrhaftigen  politischen  Sprache  aus- 
gemerzt werden  müsse,  wie  das  Wort  »Grund«  aus  der  wahren 
Sprache  der  Philosophie.3)  Damit  fällt  der  Begriff  des  Indivi- 
duums im  politischen  System  Comtes:    Die  Menschheit  wird 

1)  Opuscules  p.  173. 

2)  a.  a.  O.  S.  435. 

3)  Discours  preliminaire  au  Systeme  de  Politique  positive,  t.  I 

P-  361. 

T 
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zur  Gottheit,  zum  Grand-Etre,  das  Individuum  ist  kein  etre 
separe,  es  ist  ein  Organ  derselben.1)  Die  empirische  Staat s- 
wissenschaft  kennt  kein  Individuum,  denn  der  Begriff  des  In- 
dividuums ist  nur  durch  eine  Abstraktion  zu  gewinnen.2) 

Daraus  folgt,  dass  Comte  eine  Mitwirkung  des  Indivi- 
duums an  der  Regierung  des  Staates  nicht  kennt,  dass  er  ein 
Gegner  der  parlamentarischen  Verfassung  ist;  er  wendet  sich 
gegen  die  Einführung  englischer  Verfassungsprinzipien  in 
Frankreich,  gegen  das  parlamentarische  Regime,  qui  reduit  le 
pouvoir  ä  de  simples  fonctions  repressives,  sans  aucune  attri- 
bution  directrice.3)  Dagegen  fordert  er  l'energique  preponde- 
rance  d'un  pouvoir  central.4)  Er  ist  ein  Gegner  des  rechts- 
staatlichen Begriffs,  denn  die  weltliche  Regierung  hat  nach 
ihm  ihren  Wirkungskreis  über  alle  Angelegenheiten  des  Ge- 
sellschaftslebens, die  nicht  Gegenstand  der  Beeinflussung 
durch  das  pouvoir  spirituel  sind. 

Das  pouvoir  spirituel  ist  nun  bei  Comte  der  treibende 
Faktor  der  sozialen  Evolution,  Comte  weicht  in  dieser  Hin- 
sicht von  seinem  Lehrer  Saint-Simon  ab,  der  in  den  funda- 
mentalen Wirtschafts-  und  Organisationsfaktoren  den  Schwer- 
punkt der  sozialen  Entwicklung  erblickt.  Dargestellt  wird  das 
pouvoir  spirituel  durch  die  Summe  der  savants,  der  superieurs 
intellectuels,5)  durch  die  intellektuelle  Überzeugung. 

Diese  Vernachlässigung  ökonomischer  Faktoren  gibt 
seiner  Politik  einen  utopischen  Charakter.  Insbesondere  seine 
sozialpolitischen  Vorschläge  sind  unklar,  seine  Beurteilung  des 
Sozialismus  und  Kommunismus  schief  und  nebelhaft.  Seine 
Begründung  des  Privateigentums  durch  die  Bezeichnung  als 
indispensable  fonction  sociale,  destinee  ä  former  et  ä  admi- 
nistrer  les  capitaux  par  lesquels  chaque  generation  prepare 
les  travaux  de  la  suivante6)  ist  nicht  neu,  auch  von  deutscher 
Seite  wurde  das  Eigentum  als  ein  Amt  betrachtet,7)  auch  nach 
der  Lehre  Stahls  ist  der  Eigentümer  fonctionnaire  comptable 

1)  Discours  preliminaire  au  Systeme  de  Politique  positive  t.I  p  363. 

2)  Cours  de  Philosophie  positive  t.  VI.  p.  590. 

3)  Ibid.  p.  324. 

4)  Discours  preliminaire  au  Systeme  de  Politique  positive  t.  Ip.l  26. 

5)  Cours  de  Philosophie  positive  t.  IV  p.  48. 

6)  Discours  preliminaire  au  Systeme  de  Politique  positive  1. 1  p.l  50. 

7)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  II,i  S.  352,  Fussnote. 
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envers  la  societe,  wenn  auch  lediglich  aus  metaphysischen, 
sittlichen  Gründen.1) 

Der  relativ  konservative  Zug  in  Comtes  Politik,  der  ihn 
zum  Verteidiger  von  Eigentum,  Erbrecht,  Familie  und  zum 
Freund  der  mittelalterlichen  sozialen  Ordnung  macht,  zeigt 
sich  auch  in  seinem  praktischen  Verhalten  gegenüber  dem 
Sozialismus,  dessen  Bedeutung  er  nicht  erkannte  und  dem- 
gegenüber er  die  Mängel  seines  Systems :  die  Überschätzung 
intellektueller  und  moralischer  Entwicklungsfaktoren  auf 
Kosten  der  ökonomischen  verkannte.  — 

Aber  eines  geschlossenen  politischen  Systems  bedurfte 
die  Lehre  Comtes  gar  nicht,  um  eine  gewaltige  Wirkung,  ja 
eine  Umwälzung  staatlichen  Denkens  hervorzubringen.  Denn 
nicht  nur  die  Begründung  der  soziologischen  Methode  über- 
haupt, sondern  auch  die  Erfassung  des  staatlichen  Organismus 
in  einer  bis  dahin  ungeahnten  Totalität  sicherten  Comte  einen 
tiefgehenden  Einfluss  auf  die  gesamte  Staatswissenschaft  des 
19.  Jahrhunderts. 

§  34- 

Die  Entwicklung  des  Begriffs  »Organismus«  in  der 
deutschen  Philosophie  und  Rechtswissenschaft. 

Das  dem  modernen  sozialphilosophischen  Denken  so 
geläufige  Wort  Organismus  ist  erst  durch  Kant  erläutert 
und  inhaltlich  bestimmt  worden.  Nach  ihm2)  sind  »organisierte 
Wesen  Naturprodukte,  in  welchen  die  Teile  ihrem  Dasein 
und  ihrer  Form  nach  durch  ihre  Beziehung  auf  das  Ganze 
möglich  sind  und  sich  zur  Einheit  eines  Ganzen  dadurch  ver- 
binden, dass  sie  voneinander  wechselseitig  Ursache  und 
Wirkung  ihrer  Form  sind.  Auf  solche  Weise  allein  ist  es 
möglich,  dass  die  Idee  des  Ganzen  wiederum  die  Form  und 
die  Verbindung  aller  Teile  bestimme.  In  einem  solchen  Natur- 
produkt wird  ein  jeder  Teil,  so  wie  er  nur  durch  alle  übrigen 
da  ist,  auch  als  um  der  andern  und  des  Ganzen  willen 
existierend,  d.  h.  als  Werkzeug  (Organ)  gedacht.  Dadurch 

*)  s.  Stahl  a.  a.  O.,  Bd.  II,i  S.  350  ff. 

2)  Kritik  der  Urteilskraft  §  64  ff.  §  73.  —  s.  auch  Loening :  Art. 
Staat  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  2.  Aufl.  Bd.  VI. 
S.  912. 

7* 
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aber  unterscheidet  sich  das  organisierte  Wesen,  der  Organis- 
mus, von  einer  Maschine,  dass  jeder  Teil  ein  die  andern  Teile 
hervorbringendes  Organ  ist  und  der  Organismus  demgemäss 
in  sich  bildende  Kraft  besitzt,  und  zwar  eine  solche,  die 
sie  den  Materien  mitteilt,  die  sie  nicht  haben  (sie  organisiert) : 
also  eine  sich  fortpflanzende  bildende  Kraft.  Dieser  Begriff 
des  organisierten  Wesens  ist  aber  kein  konstitutiver  Begriff 
des  Verstandes  oder  der  Vernunft,  sondern  nur  ein  regulativer 
Begriff  für  die  reflektierende  Urteilskraft.  Das  Prinzip  ist  zwar 
seiner  Veranlassung  nach  von  der  Erfahrung  abgeleitet,  aber 
es  beruht  nicht  auf  Erfahrungsgründen,  es  ist  nur  eine  Maxime 
der  Beurteilung  der  inneren  Zweckmäßigkeit  organisierter 
Wesen.  Der  Begriff  einer  solchen  ist  ein  empirisch  bedingter, 
d.  h.  nur  unter  gewissen  in  der  Erfahrung  gegebenen  Beding- 
ungen möglicher,  aber  doch  von  derselben  nicht  zu  abstra- 
hierender, sondern  nur  nach  einem  Vernunftprinzip  in  der 
Beurteilung  des  Gegenstands  möglicher  Begriff,  d.  h.  er  ist 
nur  für  die  reflektierende  Urteilskraft  regulativ.« 

Wir  haben  diese  Begriffsbestimmung  in  ihrer  Ausführlich- 
keit wiedergegeben,  weil  sie  nicht  nur  die  bis  heute  vor- 
herrschende, sondern  auch  diejenige  ist,  die  ein  genügendes 
Kriterium  und  einen  Ausgangspunkt  bei  der  Verfolgung  der 
Entwicklung  der  organischen  Staatsanschauung  in  Deutsch- 
land bietet. 

Es  ist  klar,  dass  Kant,  der  eifrige  Anhänger  des  Ver- 
nunftsrechts, dem  der  Staat  nichts  wreiter  als  eine  Abstraktion, 
also  kein  Naturprodukt  war,  die  Vorstellung  des  Staates  als 
Organismus  nicht  haben  konnte.  Dem  widersprach  schon  die 
empirische  Bedingtheit  des  Begriffs. 

Eine  Weiterbildung  des  organischen  Staatsbegriffs,  eine 
Entwicklung  von  der  auch  von  Kant  bejahten  Analogie1) 
zur  Identifizierung  von  Organismus  und  Staat  konnte  da- 
her auf  Grund  der  Kantschen  Definition  nicht  erfolgen. 

.  Erst  die  spekulative  Philosophie  Sendlings  mit  ihrem 
pantheistischen,  im  Keime  auch  evolutionären  Charakter  tritt 
an  die  Beurteilung  des  Staates  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Organischen  heran.2)  Der  allgemeine,  objektive  Wille  wird 
zu  Totalitäten,   d.  i.   zu  sittlichen  Organismen,   zu  Familie, 

!)  a.  a.  O.,  §  64  Note. 

2)  siehe  hierüber  Stahl  a.  a.  O.,  ßd.  I  S.  404. 
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Staat,  Kirche.  Demnach  ist  der  Organismus  als  solcher  ein 
in  sich  beschlossenes  und  in  jeder  Rücksicht  bestimmtes 
Individuum,  in  dem  die  Weltseele  als  die  absolute  Identität 
sich  offenbare,  eine  Totalität.  Der  Staat  aber  ist  der  Aus- 
druck der  Harmonie  der  Notwendigkeit  und  Freiheit,  er 
ist  der  Organismus,  d.  h.  die  Totalität  der  Freiheit.  Er  ist  die 
Form,  in  der  der  absolute  Organismus  erscheint.  Er 
besteht  nicht  um  eines  bestimmten  Zweckes  willen,  sondern 
als  das  unmittelbare  und  sichtbare  Bild  des  absoluten  Lebens. 
Er  ist  eine  Stufe  der  Offenbarung  des  Absoluten,  der  Welt- 
seele. Der  Staat  bestehe  deshalb  nur  um  seiner  selbst  willen 
und  seine  Wirkung  gehe  nur  auf  Erhaltung  seiner  Substanz 
als  der  Form  seiner  Existenz.1) 

Durch  eine  solche  Auffassung  ist  die  philosophische  Be- 
trachtung des  Staates  in  rein  pantheistische  Bahnen  gelenkt. 
Der  anthropozentrische  Standpunkt,  ein  Hauptargument  der 
naturrechtlichen  Auffassung  gegen  die  organische  Staats- 
auffassung, ist  damit  verlassen.  »Der  Mensch  hört  auf,  der 
Mittelpunkt  der  Schöpfung  zu  sein,  er  verschwindet  in  dem 
Spiel  der  Weltkräfte.« 2)  Der  Staat  kann  keinen  Zweck  ausser 
sich  haben,  er  ist  sich  selbst  der  höchste  Zweck. 

Der  Staat  wird  zum  dialektischen  Begriff  und  damit 
auch  der  Organismus,  als  welcher  er  sich  darstellt.  Was  Kant 
als  regulativen  Begriff  bezeichnete,  wird  in  der  Schellingschen 
Philosophie  ein  konstitutiver  und  metaphysischer,  der  Orga- 
nismus verliert  die  empirische  Bedingtheit  seines  Begriffs.3) 

Nicht  anders  bei  Hegel.  Nach  ihm4)  ist  der  Staat  der 
zu  einer  organischen  Wirklichkeit  entwickelte  sittliche  Geist, 
die  Wirklichkeit  und  sittliche  Idee  als  der  offenbare,  sich 
selbst  deutliche,  substantielle  Wille.  Er  ist  ein  Organismus, 
d.  h.  er  ist  ein  Prozess  in  sich  selbst,  gliedert  sich  in  sich, 
setzt  Unterschiede  in  sich,  durch  die  er  seinen  Kreislauf  macht. 

Damit  ist  der  schärfste  Gegensatz  zu  Kant  gegeben. 
Der  Organismus  ist  bei  Hegel  ein  Prozess,  d.  h.  ein  Inbegriff 

*)  vgl.  insbesondere  »Darstellung  meines  Systems«.  Sämtliche 
Werke  Abt.  r,  Bd.  IV  S.  203  ff.  —  Vorlesungen  über  die  Methode  des 
akademischen  Studiums.  Bd.  V  S.  313  ff. 

2)  s.  Walter  a.  a.  O.  S.  450. 

nj  s.  Loening  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Bd.  VI 
S.  912). 

4)  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts  §  257  ff,  267,  269. 


—    94  — 


einzelner  Entwicklungsphasen,  ein  ideelles,  dialektisches  Ganze, 
bei  Kant  ein  Naturprodukt,  eine  res,  eine  greifbare,  körper- 
liche Sache,  deren  Teile  sich  gegenseitig  hervorbringende 
Organe  sind  und  die  eine  sich  fortpflanzende,  bildende  Kraft 
besitzt. 

Auch  die  historische  Schule  kam  nicht  zu  einer  andern 
Auffassung  des  Begriffs  des  Organismus.  Wohl  bezeichnen 
ihre  Vertreter1)  den  Staat  als  ein  organisches  Wesen, 
das  nicht  durch  den  Willen  der  Einzelnen  gebildet  werde, 
sondern  durch  den  Volksgeist  und  in  seinem  ersten  Ursprung 
von  Gott  gegeben  sei,  allein  gerade  bei  ihr  wirkte  die  Be- 
tonung des  Volksgeists  als  schaffenden  Faktors  in  der  staat- 
lichen Entwicklung  zur  Übertreibung  dieses  metaphysischen 
Begriffs  und  zur  Identifizierung  mit  dem  absoluten  Geist 
Hegels  hin2),  so  dass  der  Staat  auch  in  den  Augen  der  An- 
hänger der  historischen  Schule  als  eine  logische  Abstraktion 
erschien.  Savigny  erkennt  die  Bedeutung  des  Volks  als  eines 
organischen  Wesens  an;  allein  Volk  und  Staat  bedeutet  nicht 
dasselbe,  und  selbst  unter  der  Annahme,  dass  Savigny  unter 
organischem  Wesen  dasjenige  Naturprodukt  verstanden  hätte, 
wie  es  Kant  in  seiner  Definition  beschreibt,  so  ist  doch  zu 
erwägen,  dass,  das  Volk  als  Organismus  zu  bezeichnen, 
lediglich  der  nämlichen  Überzeugung  entsprang,  aus  der 
heraus  Kant  die  Analogie  zwischen  Staat  und  Organismus 
konstatierte,  also  aus  der  Auffassung  des  Organismus  als 
körperliche  Erscheinung  der  Aussenwelt,  und  dass  es 
Savigny  nicht  unternommen  hat,  den  Staat  als  solchen  als 
einen  Organismus  zu  bezeichnen. 

Eine  Weiterentwicklung  auf  spekulativem  Boden  war 
der  organischen  Staatsauffassung  nicht  möglich,  aber  auch  die 
supernaturalistische  Lehre  der  deutschen  religiösen  Staats- 
anschauung konnte  ihr  nicht  förderlich  sein.  Wohl  bezeichnet 
Stahl  des  öfteren  den  Staat  als  eine  »Anstalt«.3)  Aber  dem 
Begriff  Anstalt  fehlt  das  für  den  Begriff  Organismus  not- 
wendige Merkmal  der  Spaltung  in  einander  bedingende  und 
hervorbringende  Organe  sowie  der  Unabhängigkeit  von  äusserer 
Einwirkung.  Zudem  wirkte  die  Hervorhebung  der  sittlichen 
Bestimmung  durch  Stahl  mit  zu  einer  Idealisierung  des  Staats- 

')  so  Puchta:  Einleitung  in  die  Rechtswissenschaft  §  Ii. 

2)  s.  Walter  a.  a.  O.  S."  455. 

3)  insbes.  a.  a.  O.,  Bd.  11,2  S.  133,  Fussnote. 
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begriffs  und  daher  zu  einer  Vernachlässigung  der  Beschäf- 
tigung mit  dessen  Substrat,  dem  Volk,  dessen  Studium  allein 
eine  Brücke  zur  organischen  Staatsauffassung,  wie  sie  der 
Kantischen  Begriffsbestimmung  entsprach,  hätte  bilden  können. 

Man  findet  diese  Unklarheit  fast  in  der  ganzen  zeit- 
genössischen Literatur,  die  den  Staat  durchweg  als  einen 
Organismus  bezeichnet,  ohne  indes  eine  Definition  desselben 
zu  geben.  So  bei  Schmitthenner,1)  der  den  Staat  als  einen 
ethischen  Organismus  bezeichnet,  bestimmt  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  des  äussern  Lebens,  des  Rechts,  der  Wohl- 
fahrt, der  Bildung  zu  vertreten.  So  Ahrens,2)  der  dem  Be- 
gründer des  Panentheismus,  Krause,  folgend,  eine  organische 
Staatslehre  zu  schreiben  versuchte,  ohne  jedoch  über  ein 
rechtsstaatliches  System  und  eine  verhängnisvolle  Nachahmung 
Hegels  bezüglich  der  Trennung  von  Staat  und  bürgerlicher 
Gesellschaft  hinauszugelangen. 

Hatte  in  Frankreich  der  Positivismus  die  organische 
Staatsanschauung  begründet,  so  hat  in  Deutschland  der 
wachsende  Empirismus  und  Materialismus  derselben  eine  neue 
und  von  der  bisherigen  Erscheinungsart  sehr  abweichende 
Richtung  gegeben.  Nichtsdestoweniger  finden  sich  in  dieser 
zahlreiche  spekulative  Momente.  Es  ist  keine  reine  »positive 
Philosophie«,  aus  der  heraus  sie  entstanden  ist.  Die  Macht 
der  Hegeischen  Dialektik  war  noch  nicht  überwunden.  Mit 
den  vorzüglichsten  Vertretern  der  neuen  Richtung,  mit  Rohmer 
und  insbesondere  Bluntschli,  wollen  wir  uns  im  folgenden  be- 
schäftigen, indem  wir  zugleich  nach  einer  kurzen  Gegenüber- 
stellung der  schon  erörterten  französischen  Entwicklung  auf 
Comte  und  der  deutschen  bis  auf  die  obgenannten  Schrift- 
steller eine  vergleichende  Würdigung  der  Comteschen  sozialen 
Physik  und  der  Lehren  Rohmers  und  Bluntschlis  unternehmen 
wollen. 

§  35- 
Bluntschli. 

Die  französischen  Theokraten  haben  in  ihrer  extremen 
Verneinung  des  Individualprinzips  und  der  realistischen  Auf- 

')  Zwölf  Bücher  vom  Staate.    Bd.  I.  Giessen  1839.  §  1 — 3. 

2)  Die  organische  Staatslehre.    Bd.  I.  (unvollendet)    1850.  - 
siehe  auch  Held :  Staat  und  Gesellschaft  vom  Standpunkte  der  Ge- 
schichte der  Menschheit  und  des  Staates.  3  Teile.  Leipzig  1861  — 1865. 
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fassung  der  sozialen  Gemeinschaft  den  Begriff  des  Organischen 
im  Staate  erkannt;  was  ihnen  aber  nicht  klar  wurde,  das  war 
die  Wichtigkeit  des  Individuums  als  Organ,  d.  h.  als  bedingen- 
der und  mit  fortbildender  Kraft  ausgestatteter  Teil  des  staat- 
lichen Ganzen.  Demgegenüber  hat  Stahl  trotz  Anerkennung 
des  letzteren  Verhältnisses  den  Staat  nicht  als  ein  empirisches 
Ganze  betrachtet,  das  seinen  Teilen  und  lediglich  diesen 
Existenz  und  Fortpflanzung  verdankt.  Die  Theokraten  sind 
dem  Kantischen  Begriff  ziemlich  nahegekommen,  so  insbeson- 
dere de  Bonald;  der  soziale  Determinismus,  der  den  Grundton 
ihrer  Systeme  bildet,  entspricht  einer  empirischen  Auffassung. 

Den  Begriff  des  Organismus,  wie  ihn  Hegel  und  vor  ihm 
Schelling  definiert  haben,  haben  die  Franzosen  nicht  über- 
nommen. Es  fehlte  nach  dem  Verfall  des  Naturrechts  an 
einem  Vertreter  der  spekulativen  Rechtsphilosophie.  So  gross 
auch  der  Einfluss  Hegels  in  Frankreich  gewesen  ist,  so  kann 
man  doch  nirgends  eine  Aufnahme  seines  konstitutiv-metaphy- 
sischen  Begriffs  erkennen. 

Dass  weder  die  Doktrinärs,  noch  der  Liberalismus  und  ins- 
besondere die  ecole  des  economistes  zu  einer  klaren  Auffassung 
des  Begriffs  Organismus  gelangten,  ergibt  sich  schon  aus  dem 
wesentlichsten  Postulat  ihrer  Lehren,  dem  Individualprinzip. 

Die  deutsche  Praxis  mit  der  beharrlichen  Anlehnung  an 
das  Naturrecht  war  ebenfalls  einer  organischen  Auffassung 
nicht  günstig  gesinnt. 

Der  Anstoss  zur  Ausbildung  einer  deutschen  organischen 
Staatsauffassung  kam  aus  dem  Gebiet  einer  andern  Disziplin, 
aus  dem  Reich  der  Naturwissenschaften. 

Der  Begriff  Organismus  wird  ein  naturwissenschaftlicher. 
»Organismus  ist  die  Gesamtheit  einheitlich  verbundener,  be- 
stimmten Funktionen  dienender  Teile  eines  pflanzlichen  oder 
tierischen  Körpers.«  Damit  ist  zu  der  Anschauung  Kants  zu- 
rückgekehrt. Der  Begriff  wird  wieder  ein  regulativer.  Als 
solcher  beherrscht  er  die  Lehre  Bluntschlis.  Und  damit  wird 
die  Bezeichnung  des  Staates  als  Organismus  wiederum  zur 
blossen  Analogie. 

Dies  entspricht  auch  dem  Ausgangspunkt.  Friedrich 
Rohmer  ist  der  unbewusste  Gründer  der  neuen  organischen 
Richtung.1)  Was  dabei  eigentümlich  ist,  ist  die  Betonuno  des 

J)  Friedrich  Rohmers  Lehre  von  den  politischen  Parteien. 
Durch  Theodor  Rohmer.    Erster  Teil.   Zürich  1844. 
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anthropozentralistischen  Standpunkts,  aus  der  die  Lehre  von 
den  politischen  Parteien  entsprang:  »Das  wahrhaft  Grosse, 
das  Entscheidende  in  der  Welt  ist  immer  noch  durch  das  In- 
dividuum gekommen,  der  Mensch  ist  das  höchste  Produkt  der 
Schöpfung,  alle  Wissenschaft  ist  ihrem  Wesen  nach  mensch- 
lich ;  daher  muss  die  Wissenschaft  von  der  Erkenntnis  des 
Menschen  ausgehen.  Diese  Erkenntnis  kann  aber  der  Mensch 
nur  erlangen,  wenn  sein  geistiger  und  gemütlicher  Organismus, 
wenn  das  Gesetz  der  Entwicklung  ihm  bewusst  wird.  Ist  der 
Mensch  in  solchem  Sinne  erkannt,  so  ist  auch  die  Geschichte 
der  Menschheit  in  ihren  Hauptzügen  klar  geworden  in  Ver- 
gangenheit und  Zukunft,  denn  die  Menschheit  kann  keinen 
andern  Organismus  haben  und  unter  keinem  andern  Entwick- 
lungsgesetz stehen  als  der  Mensch.« 

Das  ist  mit  den  Worten  Bluntschlis1)  der  Gedankeninhalt 
der  Rohmerschen  Lehre.  Sie  ist  eine  sonderbare  Verschmelzung 
empirischer  Gedanken  mit  Hegelschem  dialektischem  Idealis- 
mus. Ihr  Grundcharakter  ist  evolutionistisch.  Der  entwicklungs- 
geschichtliche Prozess  ist  in  ihr  noch  eine  Evolution  in  Hegel- 
schem Sinne.  Aber  in  dem  Menschen  als  Organ,  als  Emanation 
und  Kulminationspunkt  dieser  Entwicklung  ist  mehr  zu  er- 
blicken als  eine  dialektische  Objektivierung.  Der  Mensch  ist 
bei  Rohmer  ein  empirischer  Organismus. 

Dies  ist  die  Basis  der  Lehre  Bluntschlis.  »War  die  Lehre 
Rohmers  die  organische  Erkenntnis  des  Menschen,  so  musste 
aus  ihr  und  es  konnte  nur  aus  ihr  das  höchste  Produkt  des 
menschlichen  Geistes,  der  Staat  in  seinem  Organismus,  zu 
erkennen  sein ;  beruht  die  Lehre  von  den  politischen  Parteien 
wesentlich  auf  den  verschiedenen  Altersstufen,  somit  auf  der 
Entwicklung  des  Menschen,  so  ruhen  dagegen  meine  Studien 
wesentlich  auf  dem  Organismus  des  Menschen«,  sagt  Bluntschli.2) 
»Es  trieb  mich,  diese  Anwendung  der  Psychologie  auf  den 
Staat  zu  unternehmen.« 

Er  hat  in  diesem  Sinne  die  »psychologischen  Studien 
über  Staat  und  Kirche«  geschrieben. 

Das  ist  für  den  ersten  Anblick  ein  wunderliches  Werk. 
Der  oben  gezeichnete  Standpunkt  Bluntschlis  wird  von  ihm  in 
einer  mehr  als  zulässigen  Breite  vertreten : 

1)  s.  Bluntschli :  Psychologische  Studien  über  Staat  und  Kirche. 
Zürich  und  Frauenfeld  1844.  Vorwort  S.  VII- VIII. 

2)  Bluntschli  a.  a.  O.,  Vorwort  S.  X. 
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L'etat  c'est  Phomme,  der  Staat  ist  das  Bild  des  Menschen. 
Der  Organismus  des  Staates  ist  das  Abbild  des  menschlichen 
Organismus.1)  Das  sind  die  leitenden  Sätze  des  Werkes.  Aus 
ihnen  heraus  entwickelt  er  nun  die  nachstehenden  Ideen : 

Die  Gliederung  des  Staatskörpers  ist  der  Gliederung  des 
menschlichen  Körpers  nachgebildet.2)  Instinktmäßig  haben  die 
Völker  diese  Nachbildung  versucht  und  gefördert.  Der  end- 
lich durch  die  Selbsterkenntnis  eines  Mannes  (Rohmer!)  frei 
gewordenen  Wissenschaft  bleibt  es  vorbehalten,  dieser  Nach- 
bildung ganz  bewusst  zu  werden  und  dadurch  den  wahren 
Staat  vorzubereiten.3) 

Die  Gliederung  des  Körpers  ist  nicht  bloss  eine  äusser- 
liche,  leibliche.  Jedem  einzelnen  Gliede  ist  von  Anfang  an 
eine  Seele  eingepflanzt,  die  ihm  entsprechende  Seele;  jedem 
Organ  des  menschlichen  Körpers  wohnt  eine  geistige  oder 
gemütliche  Kraft  inne.4) 

Auf  diese  seelischen  Kräfte  nun  kommt  es  vornämlich 
an,  wenn  wir  die  Gliederung  des  Staatskörpers  erkennen 
wollen  durch  die  Betrachtung  des  menschlichen  Körpers,  denn 
der  Staat  ist  seinem  Wesen  nach  ein  geistiges  Reich,  die 
Organe  desselben  müssen  daher  so  beschaffen  sein,  dass  sie 
fähig  sind,  den  individuellen  Staatsgeist  in  sich  aufzunehmen 
und  demselben  als  Körper  zu  dienen.5) 

Das  ist  mit  kurzen  Worten  das  Wesen  der  organischen, 
oder  wie  sich  Bluntschli  ausdrückt,6)  der  menschlich-psycho- 
logischen Staatsanschauung.  Auf  die  näheren  Einzelheiten 
hier  einzugehen,  besteht  keine  Veranlassung;  die  beigegebene 
Tafel,  die  aus  Bluntschlis  Buch  entnommen  ist,  möge  zur  ge- 

J)  a.  a.  O.  S.  22. 

2)  Dieser  Gedanke  findet  sich  auch  schon  in  der  Staatsauffas- 
sung des  ancien  regime ;  oftmals  wird  der  Staat  mit  dem  menschlichen 
Körper,  der  König  mit  dem  Haupt  desselben  verglichen.  Vgl.  Flam- 
mermont:  Remontrances  du  Parlement  de  Paris  I.  1888  p.  132.  s.  Wahl : 
Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreich  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert 1903  S.  13.  Allerdings  ist  der  Vergleich  lediglich  ein  rein 
formaler,  äusserlicher  und  wird  nicht  auf  die  seelische  Seite  des 
Menschen,  wie  bei  Bluntschli,  ausgedehnt.  Vergl.  auch  noch  Flaramer- 
mont  a.  a.  O.  II,  1895,  p.  563.    Wahl  a.  a.  O.  S.  27,  28. 

3)  a.  a.  O.  (Die  16  Grundorgane  des  Staatskörpers)  §  1  S.  181. 
*)  Bluntschli  a.  a.  O.  (§  3)  S.  182. 

5)  Bluntschli  a.  a.  O.  (§  4)  S.  182. 

6)  s.  Bluntschli:  Allgemeines  Staatsrecht  1857  Bcl  1  S.  56,  57. 
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Bluntschli : 

Die  XVI  Grundorgane  des  Staatskörpers. 
Psychologische  Studien  über  Staat  und  Kirche.  VI. 

Schlussübersicht.    S.  226,  227. 
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naueren  Informierung  dienen.  Was  ist  nun,  wenn  wir  von 
der  Kleinarbeit  Bluntschlis  absehen,  der  Kern  der  Anschauung 
Bluntschlis  ? 

Der  Staat  ist  ein  organisches  Ganze,  welches  als  Einheit 
die  Mannigfaltigkeit  seiner  Glieder  zusammenhält  und  zu 
innerer  Harmonie  vereinigt.  Das  Ganze  und  seine  Teile  haben 
daher  auch  als  organische  Bildungen  eine  Entwicklungs- 
geschichte. Der  Staat  ist  ein  Organismus  höherer  Art,  er  ist 
ein  sittlich-geistiger  Organismus,  der  fähig  ist,  die  Gefühle 
und  Gedanken  der  Völker  in  sich  aufzunehmen  und  als  Gesetz 
auszusprechen,  als  Tat  zu  verwirklichen.  Der  Staat  besitzt 
moralische  Eigenschaften.  Allein  dieser  StaatsbegrifT,  wie  ihn 
schon  die  historische  Betrachtung  der  Staaten  aufzuweisen 
vermag,  genügt  nach  Bluntschli  nicht  der  philosophischen 
Erkenntnis.1)  Denn  die  historische  Schule  ist  nach  ihm  zu 
diesem  StaatsbegrifT  gelangt,  indem  sie  den  Staat  als  den 
Körper  der  Volksgemeinde  betrachtet  und  auf  eine  Nation 
beschränkt  habe.  Das  beruhe  aber  auf  falscher  Beobachtung, 
denn  nicht  die  nationale  Eigentümlichkeit  mache  den  Menschen 
zum  Staate  fähig  und  des  Staates  bedürftig,  sondern  die  ge- 
meinsame menschliche  Natur.  Daher  ist  die  letztere  der 
Staatsgrund.2) 

Aus  diesen  Gründen  können  die  national  beschränkten 
Staaten  nur  eine  relative  Wahrheit  und  Geltung  haben.  Denn 
sie  bedeuten  nicht  die  Erfüllung  der  höchsten  Staatsidee. 
Denn  da  der  Staat  ein  menschlicher  Organismus,  eine  mensch- 
liche Person  ist,  so  muss  der  menschliche  Geist,  der  in  ihm 
lebt,  auch  einen  menschlichen  Körper  haben :  Der  Staatskörper 
muss  daher  dem  menschlichen  Körper  nachgebildet  sein.  Der 
vollkommene  Staat  ist  also  der  körperlich  sichtbaren  Mensch- 
heit gleich.  Der  Weltstaat  ist  das  Ideal  der  fortschreitenden 
Menschheit,  erst  in  dem  Weltstaate  wird  der  wahre  Staat 
offenbar,  er  ist  die  organisierte  Menschheit.3) 

Wir  schreiten  zum  Vergleich  zwischen  Comte  und 
Bluntschli. 

Comte  betrachtet  die  menschliche  Gesellschaft,  Bluntschli 
den  Staat;  damit  ist  der  grosse  Gegensatz  unter  ihnen  an- 
gedeutet: Indem  Comte  zum  Fundament  seiner  soziologischen 

A)  Allg.  Staatsrecht  Bd.  I  S.  34  ff.  S.  38. 

2)  Ebenda. 

3)  Ebenda  S.  39,  46. 
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Statik  den  sog.  consensus  d.  i.  die  Abhängigkeit  aller  Hand- 
lungen und  Teile  der  Gesellschaft  voneinander  nimmt,  kommt 
er  zur  analogen  Anschauung  dieser  »Voneinanderabhängigkeit« 
und  der  Beschaffenheit  eines  lebenden  Organismus.  Er  erkennt 
nun,  dass  diese  Voneinanderabhängigkeit  um  so  intensiver  ist 
und  dass  die  Verschiedenheit  der  Teile  in  ihrer  Art  und  ihrer 
Betätigung  um  so  bedeutender  ist,  je  höher  ein  Organismus 
zu  bewerten  ist.  Bei  Betrachtung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft kommt  er  zu  der  Anschauung,  dass  dieselbe  ein  Organis- 
mus ist,  der  höher  ist  als  die  höchsten  biologischen  Organis- 
men.1) Auch  Bluntschli  geht  von  einem  biologischen  Organis- 
mus aus,  dem  Menschen.  Und  dieser  Organismus  ist  voll- 
kommen.2) Der  Mensch  gelangt  zum  Staate,  indem  er  sich 
selbst  erkennt;  nur  indem  der  menschliche  Geist  den  Organis- 
mus des  Menschen  aufweist,  hat  er  die  Einsicht  in  den 
Organismus  des  Staates  eröffnet.3)  Der  Mensch  ist  keine 
Formel,  er  ist  kein  kahler  Begriff.  Nur  wenn  der  Staatsmann 
den  Menschen  studiert,  wird  ihm  das  Sein  und  Leben  des 
Staates  klar  werden.  Deshalb  ist  die  Wissenschaft  vom 
Menschen  die  notwendige  Ergänzung  und  Erleuchtung  der 
historischen  Wissenschaft.4) 

Aus  dem  Entwickelten  folgt  unmittelbar,  dass,  während 
Comte  die  menschliche  Gesellschaft  als  einen  realen  Organis- 
mus ansieht,  Bluntschli  im  Staate  eine  metaphysische  Erschei- 
nung erkennen  muss.  Denn  der  Staat  ist  bei  ihm  nicht  gleich- 
bedeutend mit  der  menschlichen  Gesellschaft,  er  ist  auch  bei 
ihm  nicht  bloss  der  Leib  des  Volkes.5)  Der  Staat  ist  ihm  viel- 
mehr ein  Bild  des  Menschen,  sein  Organismus  das  Abbild  des 
menschlichen  Organismus.  Während  die  menschliche  Gesell- 
schaft bei  Comte  ihre  eigenen,  durch  die  besondere  Wissen- 
schaft der  Soziologie  zu  erkennenden  Gesetze  hat,  können  die 
Eotwicklungsbedingungen  des  Staates  bei  Bluntschli  nur  durch 
die  analoge  Anwendung  der  die  Entwicklung  des  Menschen 
herbeiführenden  Gesetze  festgelegt  werden.  Bei  Comte  hat 
die  Gesellschaft  ihre  eigenen  Gesetze,  bei  Bluntschli  der  Staat 
solche,  die  der  Sphäre  des  Einzelmenschen  entliehen  sind. 

J)  s.  Kelles-Krauz  a.  a.  O.  S.  30. 

2)  s.  Bluntschli,  Psycholog.  Studien  S.  27. 

3)  Ebenda  S.  22. 

4)  s.  Bluntschli  a.  a.  O.  S.  27. 

5)  Ebenda  S.  23. 
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Comte  sieht  in  dem  Organismus  des  Menseben  einen  Organis- 
mus, über  den  sich  andere  emporheben,  den  sie  umfassen 
können.  Bluntschli  kennt  keinen  höheren  Organismus  als  den 
Menschen. 

Comte  kennt  keine  Grenze  der  Verfeinerung  des  sozialen 
Baues,  seiner  zunehmenden  Verästelung,  er  sieht  vielmehr  in 
der  Abhängigkeit  der  einzelnen  Organe,  in  dem  Grad  der 
Arbeitsteilung  und  der  Verschiedenheit  ihrer  Betätigung,  in 
der  wachsenden  Kompliziertheit  und  der  sich  verringernden 
Allgemeinheit  ein  Kriterium  für  die  historische  Entwicklung 
von  Gesellschaft  und  Gesellschaftswissenschaft.1)  Anders 
Bluntschli.  Er  kennt  eine  Schablone,  den  menschlichen  Körper. 
Da  dieser  vollkommen  ist,  so  kann  seine  Entwicklung  nur  die 
Erweckung  der  in  ihm  ruhenden  Eigenschaften  und  ihre  Aus- 
bildung bedeuten,  dagegen  kann  er  sich  nicht  über  seine  ihm 
verliehene  Eigenart  hinaus  entwickeln,  er  kann  sich  nicht  ins 
unendliche  differenzieren,  d.  h.  es  kann  sich  kein  Teil  von  ihm 
loslösen  und  einen  selbständigen  Organismus  bilden.  Auf  den 
Staat  übertragen :  Jedes  einzelne  Organ  des  Staates  muss 
nach  dem  Verhältnisse  der  Bestandteile  des  menschlichen 
Körpers  und  nach  dem  Vorbild  seiner  einzelnen  Organe  ge- 
ordnet und  nachgebildet  sein,  und  je  mehr  dies  der  Fall  ist, 
um  so  vollkommener  ist  der  Staatskörper  organisiert,  um  so 
näher  kommt  er  seinem  höchsten  Vorbilde,  dem  menschlichen 
Körper,  »wie  Gott  ihn  erschaffen  hat  nach  seinem  Bilde«.2) 
Damit  ist  auch  der  verschiedenartige  methodologische  Stand- 
punkt beider  erklärt.  Bluntschli  kennt  weder  logische  Ab- 
straktion, »die  nur  abstrakte  Formeln  gewährt«,  noch  kennt  er 
dre  Empirie,  »die  nur  tote  mechanische  Auffassungen  bietet  .  ) 
Das  entwickelt  sich  logisch  aus  seinen  Grundanschauungen, 
insofern  er  diese  beiden  Forschungsmethoden  getrennt  als 
unzureichend  bezeichnet.  Seine  Wissenschaft,  die  organische 
Wissenschaft  vom  Menschen,  angewendet  auf  den  Staat,  ist 
aber  nicht  mehr  als  eine  spekulative  Übertragung  empirisch 
gewonnener  Begriffe,  sie  ist  nur  ein  Gleichnis. 

Die  Stellung  des  Individuums  bei  Bluntschli  ist  eine 
durchaus  verschiedene  von  der  Stellung  bei  Comte.  Während 
legerer  in  dem  Menschen  einen  biologischen  Organismus  sieht, 

J)  s.  Kelles-Krauz  a.  a.  O.  S.  30. 

2)  s.  Bluntschli  a.  a.  O.  S.  178. 

3)  s.  Bluntschli  a.  a.  O.  S.  21 
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der  seinerseits  nichts  mehr  ist  als  ein  Organ  eines  noch  höher 
stehenden  Organismus,  verneint  Bluntschli  die  Möglichkeit 
jeder  den  Menschen  übersteigenden  biologischen  Bildung. 
Damit  wird  der  Mensch  Mittelpunkt  und  einziges  Objekt  staat- 
lichen Denkens,  er  erkennt  sich  selbst  und  zwar  als  Indivi- 
duum, als  geschlossene  Einheit. 

Anders  Comte.  Bei  ihm  ist  nicht  die  Wissenschaft  vom 
Individuum,  sondern  diejenige  vom  menschlichen  Verband,  der 
Gesellschaft  als  solcher  Gegenstand  der  Forschung;  dabei 
spielt  die  Wissenschaft  vom  Individuum  lediglich  als  Hilfs- 
wissenschaft eine  untergeordnete  Rolle. 

Die  Anschauung  Hegels,  dass  der  Organismus  des  Staates 
ein  Prozess  sei,  wird  durch  die  Aufstellung  Comtes  ersetzt, 
dass  es  eben  durch  einen  Prozess  ist,  wodurch  sich  die  Ge- 
sellschaft zu  einem  Organismus  entwickelt.  Hatte  Comte  die 
Wissenschaft  von  dieser  Entwicklung  die  soziale  Dynamik 
genannt  und  ihr  die  Wissenschaft  der  Ordnung,  des  Gleich- 
gewichts der  Kräfte  unter  dem  Namen  soziale  Statik  gegen- 
übergestellt, so  konnte  Bluntschli  nur  eine  descriptive  Be- 
schreibung des  Menschen  in  physiologischer  und  psycho- 
logischer Beziehung  anerkennen,  die  bei  Comte  auch  nicht 
unter  den  Begriff  der  Statik  fällt. 

Damit  sind  wir  zu  dem  grundlegenden  Unterschied 
zwischen  beiden  angelangt: 

Der  Gesellschaftsbegriff  Comtes  erfordert  eine  eigne 
soziale  Wissenschaft.  Wohl  ist  nach  Comte  die  Soziologie 
von  der  Biologie  beeinflusst,  aber  damit  ist  nur  gesagt,  dass 
aus  den  durch  die  letztere  erforschten  Gesetzen  der  Abhängig- 
keit des  Menschen  von  den  Einwirkungen  der  Aussenwelt  auf 
die  Gesetze  des  sozialen  Organismus  geschlossen  werden 
kann.1)  Denn  Comte  kennt  eine  Biologie  des  sozialen  Körpers. 

Bluntschli  dagegen,  dem  die  Idee  eines  sozialen  Körpers 
unbekannt  ist,  sucht  die  Gesetze  des  Staates  durch  Über- 
tragung zu  gewinnen.  Damit  bekundet  er,  dass  der  Staat 
nach  seiner  Vorstellung  nicht  aus  den  Erscheinungsformen 
des  staatlichen  Lebens  erkannt  werden  kann,  dass  es  hiezu 
eines  Mittlers,  des  menschlichen  Körpers,  bedarf.  Eine  solche 
Erkenntnis  ist  aber  keine  empirische,  sie  ist  rein  spekulativ. 
Und  damit  steht  Bluntschli  in  diametralem  Gegensatz  zu  Comte.2) 

*)  s.  Achelis:  Soziologie.    Leipzig  (Göschen)  1899.  S.  22. 

2)  Schäffle  in  seinem  Werke   (Bau  und  Leben  des  sozialen 
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§  36. 

Gierke  und  die  spekulative  Philosophie. 

Die  neue  Blüte,  zu  der  die  organische  Staatsauffassung 
durch  Gierke  gelangt  ist,  bedeutet  einen  Rückfall  in  die 
spekulative  Methode  Sendlings  und  Hegels.  Diese  Aufstellung 
klingt  paradox,  insbesondere  da  Gierke  selbst  seine  Theorie 
aus  dem  Entwicklungsgang  des  nationalen  deutschen  Rechts 
abzuleiten  versucht  hat.  Allein  wir  begründen  unsere  Behaup- 
tung folgendermassen : 

Gierke  verwirft  den  naturwissenschaftlichen  Begriff  des 
Organismus  und  ersetzt  denselben  durch  einen  rechtswissen- 
schaftlichen1): »Neben  den  physischen  Personen  gibt  es  noch 
Verbandspersonen,  die  zwar  an  sich  sinnlich  nicht  wahrnehm- 
bar sind,  trotzdem  aber  individuelle  und  soziale  Lebenszentren 
sind,  von  denen  wirkende  Kraft  ausgeht.  Sie  sind  nicht  Er- 
zeugnisse des  Rechts,  das  objektive  Recht  gibt  ihnen  bloss 
die  Rechtsfähigkeit.  Eine  solche  Verbandsperson  ist  eine  zu- 
sammengesetzte Person.  Ihre  Einheit  verwirklicht  sich  in 
einem  gesellschaftlichen  Organismus,  d.  h.  einem  wirklichen 
Lebewesen ,  dessen  eigentümliches  Leben  mit  dem  Leben 
keines  seiner  Teile  zusammenfällt,  dessen  Teile  selbst  wieder 
Personen  sind  (dadurch  unterscheidet  es  sich  von  den  Natur- 
produkten als  Organismen).  Ein  solches  Lebewesen  entsteht 
dadurch,  dass  durch  Konzentrierung  die  in  vielen  Menschen 
ein  gemeinsames  Sein  wirkende  Einheit  sich  verselbständigt. 
Indem  der  Mensch  von  Haus  aus  sein  Dasein  zugleich  als 

Körpers.  Encyklopädischer  Entwurf  einer  realen  Anatomie,  Physio- 
logie und  Psychologie  der  menschlichen  Gesellschaft  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Volkswirtschaft  als  sozialen  Stoffwechsel.  4  Teile 
Tübingen  1875— 1878)  hat  insofern  die  Bluntschlischen  Theorien 
weitergebildet,  als  er  wohl  die  Erscheinungen  des  Gemeinschafts- 
lebens durch  Analogie  mit  den  Funktionen  des  tierischen  Körpers  zu 
beleuchten  suchte,  aber  in  dem  letzteren  im  Gegensatz  zu  Bluntschli 
»einen  wirklichen  belebten  Organismus,  bestehend  aus  den  mensch- 
lichen Personen  und  Gütern  und  andererseits  aus  den  Einheiten  der 
Bevölkerung  und  des  Volksvermögens,  erkannte,  der  nicht  bloss 
morphologisch,  sondern  auch  funktionell  eine  lebendige  Individualität 
höherer  Ordnung  sei.«    s.  Achelis  a.  a.  O.  S.  25.  — 

l)  Ich  entnehme  die  folgende  Darstellung  wörtlich  der  vor- 
züglichen Abhandlung  »Staat«  von  Loening  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  2.  Aufl.  Bd.  VI  S,  913  ff. 
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Einzelleben  und  als  Gemeinleben  führt  und  empfindet,  vermag 
er  seinen  Willen  zu  spalten  und  dem  Bereich  des  Fürsichseins 
der  Einzelwillen  ein  Gebiet  ihrer  Verbundenheit  zum  Gemein- 
willen gegenüberzustellen.  So  produziert  er  durch  einen  kon- 
stitutiven Akt  gesellschaftliche  Körper,  die  ein  dem  Individual- 
willen  der  Glieder  gegenüber  selbständiger  Wille  des  Ganzen 
durchherrscht  und  zu  einheitlichem  Leben  befähigt.  Hiedurch 
wird  ein  von  dem  Individuum  gesonderter  Träger  mensch- 
licher Willensmacht  hervorgebracht.  Der  gesellschaftliche 
Körper  ist  willens-  und  handlungsfähig.  Er  ist  ein  lebendiges 
Wesen,  das  als  solches  will  und  handelt,  und  soweit  er  kraft 
Rechtssatzes  Person  ist,  Rechtsfähigkeit  besitzt.  Freilich 
vermag  er  sich  in  seiner  unsinnlichen  Einheit  nur  durch 
Organe  zu  betätigen,  die  aus  einzelnen  Menschen  gebildet 
sind.  Aber  dies  ist  nicht  etwa  Stellvertretung,  sondern  Dar- 
stellung des  Ganzen  durch  den  Teil.  In  den  Lebensaktionen 
ihrer  Organe  (z.  B.  Beschluss  einer  Versammlung,  Ausführungs- 
handlung eines  Vorstands)  kommt  die  Verbandsperson  unmittel- 
bar zur  Erscheinung,  wie  die  Einzelperson  in  der  Rede  des 
Mundes  oder  der  Bewegung  der  Hand. 

Ein  solches  lebendiges,  willens-  und  handlungsfähiges 
Wesen,  in  dem  sich  eine  das  Einzeldasein  überragende  Per- 
sönlichkeit verkörpert,  das  ebenso  wahr  und  wirklich  ist  wie 
der  Einzelmensch,  ist  der  Staat. 

Dieser  unterscheidet  sich  von  allen  anderen  Verbands- 
personen dadurch,  dass  er  der  Träger  der  höchsten  Willens- 
macht ist,  die  nach  oben  hin  durch  keine  ähnliche  Macht  be- 
schränkt und  nach  unten  hin  jeder  andern  Macht  überlegen  ist. 
Sie  unterscheidet  sich  von  jeder  andern  Macht  durch  das 
spezifische  Merkmal,  dass  ihre  Macht  die  Macht  schlechthin  ist. 
Der  Wille,  dem  eine  derartige  Macht  entspricht,  ist  von  jedem 
andern  Willen  als  ein  souveräner,  nur  durch  sich  selbst  be- 
stimmter Wille  verschieden.  Ist  die  Macht  demnach  begriff- 
liche Voraussetzung  des  Staates,  so  dass  ein  Staat  ohne  Macht 
kein  Staat  ist,  so  ist  das  Recht  für  ihn  zwar  keine  begriffliche 
Voraussetzung,  aber  ohne  Recht  vermag  der  Staat  sich  nicht 
zu  vollenden.«  — 

Was  ist  nun  der  rechtswissenschaftliche  Begriff  des 
Orga.nismus?  Oder  vielmehr,  was  ist  das  übersinnliche  Wesen, 
dem  Gierke  diese  Bezeichnung  verleiht?  Ein  spekulatives 
Elaborat.   Und  wie  ist  es  gewonnen?  Mit  Hilfe  der  Metaphysik. 
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Nach  Gierke  geht  die  Verbandsperson  aus  einer  Willens- 
spaltung hervor.  Das  Individuum  produziert  durch  einen 
konstitutiven  Akt  gesellschaftliche  Körper.  Sobald  die  Willens- 
spaltung vollzogen  ist,  sind  die  Willenssplitter,  die  von  dem 
Individuum  abgetrennt  und  behufs  Bildung  einer  höheren 
Gesamtpersönlichkeit  ausgesondert  werden  können,1)  zu  einer 
unlöslichen  Einheit  verbunden.  Es  entsteht  eine  sinnlich  nicht 
wahrnehmbare  Schöpfung  des  Willens,  d.  h.  der  Gesamtheit 
der  Einzelwillen.  Mit  dieser  Schöpfung  verwirklicht  sich  ein 
gesellschaftlicher  Körper,  dessen  Willen  gegenüber  dem  In- 
dividualwillen  selbständig  ist,  absoluter  Wille,  d.  h.  sich 
selbst  bestimmender  Wille  ist. 

Vor  diesem  Resultate  macht  Gierke  Halt.  Er  untersucht 
nicht  näher,  was  dieser  Individualwille  und  dieser  generelle 
Wille  unter  rechtsphilosophischem  Gesichtspunkte  zu  bedeuten 
haben.  Insbesondere  würdigt  er  nicht  die  Frage  nach  dem 
Willen  als  solchem,  als  geistiger,  schöpferischer  Tätigkeit; 
was  in  Beziehung  auf  das  von  ihm  geschaffene  Subjekt  der 
Wille  darstellt,  wird  von  Gierke  nicht  erörtert. 

Gierke  stellt  die  Existenz  des  Willens  ausser  Frage, 
aber  er  zeigt  nicht  die  Beschaffenheit  dieses  Willens,  sein 
Verhältnis  zum  Individuum  und  seinen  innern,  philoso- 
phischen Grund. 

Der  gesellschaftliche  Körper  ist  als  solcher  nach  Gierke 
handlungs-  und  willensfähig.  Er  stellt  eine  höhere  intel- 
lektuelle Potenz  dar.  Er  ist  ein  in  sich  beschlossenes  und  in 
jeder  Rücksicht  bestimmtes  Individuum. 

Was  ist  nun  der  Wille  des  gesellschaftlichen  Körpers? 
Er  ist  nicht  die  Summe  der  Einzelwillen,  auch  nicht  von 
diesen  abhängig. 

Was  folgt  aus  dem  Entwickelten?  Dass  Gierke  eine 
Erklärung  seines  WillensbegrifTes  nicht  geben  kann. 

Sendlings  absoluter  Wille  muss  hier  aushelfen.  Aus 
diesem  allgemeinen,  über  allen  einzelnen  stehenden,  rein  ob- 
jektiven Willen  lässt  sich  Gierkes  Theorie  begründen.  Denn 
bei  beiden  ist  der  Begriff  des  Organismus  ein  metaphysischer, 
konstitutiver.  Und  bei  beiden  ist  der  Staat  eine  Emanation 
des  Willens.  Indem  der  objektive,  absolute  Wille  sich  im 
Staate  objektiviert,  bildet  der  Staat  die  höchste  Darstelluni; 


*)  s.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  Bd.  II  S.  36. 
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der  Identität  des  Allgemeinen  und  Besonderen,  der  Verbindung 
der  Partikularwillen  unter  eine  sittliche,  fort- 
schreitende Ordnung.  Es  gibt  also  nach  Sendling  im 
Gebiete  des  staatlichen  Denkens  keinen  relevanten  Individual- 
willen,  das  entspricht  auch  vollständig  seiner  pantheistischen 
Grundanschauung. 

Auch  nach  Gierke  besteht  die  Relevanz  des  Individual- 
willens  darin,  dass  er  sich  behufs  Bildung  der  Verbandsperson 
opfert,  dass  er  also  in  Beziehung  auf  die  letztere  mit  ihrer 
Entstehung  aufhört,  Individualwille  zu  sein.  Allein  das  setzt 
eine  zeitliche  Anschauung  voraus,  das  Individuum  musste 
vor  der  Verbandsperson  willensfähig  gewesen  sein,  zum 
wenigsten  müsste  der  Individualwille  das  bedingende,  ver- 
ursachende Moment  bedeuten. 

Das  alles  klänge  bedenklich  an  naturrechtliche  Ideen  an, 
wenn  es  sich  nicht  einfacher  erklären  Hesse:  Im  Grunde  ge- 
nommen ist  nicht  der  Individualwillen  der  Ausgangspunkt  der 
Gierkeschen  Theorie,  sondern  der  Wille  als  solcher,  als 
treibendes,  organisatorisches  Element.  Wenn  Gierke  von  der 
Einzelpersönlichkeit  seinen  Anfang  nimmt,  so  beruht  das 
lediglich  auf  dem  Mangel  einer  umfassenden,  philosophischen 
Methode  und  der  Betonung  juristischer  Anschauung.  Denn 
das  Individuum  ist  ein  juristisches  Axiom,  aber  nicht  einmal 
ein  unbestrittener  philosophischer  Begriff.  Was  Gierke  bietet, 
ist  die  juristische  Behandlung  eines  durchaus  philosophischen 
Problems.1)  Die  Beantwortung  dieses  Problems  musste  in  den 
engen  Bahnen  der  juristischen  Forschung  notwendig  zu  einem 
feststehenden  juristischen  Begriff,  demjenigen  des  Individuums, 

')  Dieser  Anschauung  gibt  Duguit  (L'Etat  II  p.  26)  klaren  Aus- 
druck, wenn  er  die  Theorie  Gierkes  »La  theorie  juridique  de 
l'organe«  nennt  und  sie  in  Gegensatz  zur  soziologischen  Gesellschafs- 
lehre stellt.  Mit  treffenden  Worten  erklärt  er  die  Gierkesche  Verbands- 
person als  eine  construetion  de  logique  juridique  und  die  ganze 
Theorie  als  eine  theorie  curieuse,  merveilleusement  construite.  Die 
Vermischung  empirischer  und  spekulativer  Momente  bei  Gierke  kenn- 
zeichnet er  gut  mit  den  Worten :  Sans  doute,  eile  (die  neue  organische 
Lehre  pretend  s'appuyer  sur  les  faits;  mais  eile  en  donne  la  traduetion 
dans  une  formule  exclusivement  juridique.  Vgl.  auch  die  vorzügliche 
Kritik  der  organischen  Lehre  auf  p.  50  suiv.,  die  in  der  schwer- 
wiegenden Behauptung  gipfelt,  dass  die  organische  Lehre  nicht  im- 
stande sei,  »das  Problem  des  Staatsrechts,  nämlich  die  Erforschung 
des  organe  vraiment  createur«  zu  erfassen. 
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zurückgreifen.  Aber  nicht  das  Individuum  als  solches,  auch 
nicht  der  Einzelwille  ist  bei  Gierke  das  schöpferische  Element 
bei  Bildung  der  Verbandsperson,  sondern  jenes  organisatorische 
Walten  metaphysischer  Kräfte,  das  über  der  Tätigkeit  des 
Individuums  steht.  Und  ob  wir  den  Inbegriff  dieser  Kräfte  als 
eine  Emanation  des  Schellingschen  absoluten  und  allgemeinen 
Willens  oder  gar  als  eine  Erscheinungsform  des  Hegeischen 
objektiven  Willens  ansehen,  wir  müssen  immer  darauf  hin- 
weisen ,  dass  sich  eine  philosophische  Rechtfertigung  der 
Gierkeschen  Theorie  nur  durch  eine  spekulative  Philosophie 
geben  lässt. 

Es  bleibt  uns  nur  noch  übrig,  über  den  Organismus- 
begriff Gierkes  im  Rahmen  der  spekulativen  Philosophie  Be- 
trachtungen anzustellen. 

Die  »Totalität«,  als  welche  der  Staat  bei  Schelling  er- 
scheint, ist  notwendigerweise  nur  ein  Begriff  und  der  Staat 
als  solche  sittliche  Totalität  (=  Organismus)  ein  freies,  geistiges 
Leben,  das  sich  im  Realen  äussert. 

Somit  ist  nach  Schelling  der  Staat  als  sittliche  Totalität 
eine  begriffliche  Einheit,  die  nur  im  Realen,  Körperlichen  er- 
kannt werden  kann.  Der  Staat  als  Organismus  ist  daher 
eine  metaphysische  Erscheinung. 

Nicht  minder  bei  Hegel.  Denn  hier  ist  der  Begriff  des 
Organismus  ein  ideell-dynamischer:  Organismus  ist  ein  evo- 
lutionärer Prozess  und  das  Reale,  Erkennbare  ist  nur  eine 
Wirkung  dieses  Prozesses. 

Auch  nach  Gierke  ist  der  Staat  als  Verbandsperson  eine 
begriffliche  Einheit,  ein  ideelles  Wesen,  das  nur  durch  körper- 
liche Vermittler  erkannt  werden  kann.  Der  Begriff  Organis- 
mus, wie  ihn  Gierke  bietet,  kommt  Sendlings  Totalitäten,  d.  h. 
Gestaltungen  des  objektiven  Willens,  sehr  nahe.  Und  er  teilt 
auch  deren  metaphysischen  Charakter.  Denn  wenn  Gierke 
sich  bemüht,  die  Verbandsperson  als  eine  reale,  lebendige 
Erscheinung  darzustellen ,  so  beruht  dies  auf  einer  Uber- 
schätzung unseres  Erkenntnisvermögens  überhaupt  oder  auf 
einer  irrtümlichen  Auffassung  des  Begriffs  der  Realität.  Real 
ist  nur,  was  empirisch  erfasst  werden  kann,  und  zwar  nicht 
bloss  durch  Beobachtung  der  entfernten  Wirkungen  seiner 
Existenz,  sondern  durch  Beobachtung  seiner  selbst.  Gierke 
behauptet  selbst  nicht  die  empirische  Erkennbarkeit  der 
Verbandsperson  als  solcher. 
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Desgleichen  teilt  der  Gierkesche  Organismusbegriff  den 
evolutionistischen  Charakter  des  Hegeischen  Begriffs.  Denn 
die  Verbandsperson,  die  ja  nichts  weiter  sein  kann  als  die 
Emanation  eines  Willenkomplexes,  ist  als  solche  den  qualita- 
tiven Veränderungen  dieses  Willens  unterworfen,  und  da  sie 
keine  Realität  darstellt,  so  ist  sie  ihrem  innersten  Grunde 
nach  identisch  mit  dem  Prozess,  den  die  Entwicklung  des 
Willenkomplexes  durchläuft.1) 

*)  Ich  muss  es  mir  an  dieser  Stelle  versagen,  in  eine  tiefere 
Behandlung  dieser  so  viel  des  Interessanten  bietenden  Materie  einzu- 
dringen. Erwähnen  möchte  ich,  dass  ich  mich  im  wesentlichen  den 
Ausführungen  Jellineks  (Allg.  Staatslehre  EL  Aufl.  S.  146  ff.)  anschliesse, 
jedoch  bedauern  muss,  dass  Jellinek  den  Organismusbegriff  der 
spekulativen  Philosophie  so  wenig  berücksichtigt.  Persönlich  stimme 
ich  mit  Jellinek  vollständig  überein.  wenn  er  den  Begriff  des  Organis- 
mus als  das  »Resultat  einer  bestimmten  Anschauungsweise c  bezeich- 
net und  die  Behauptung  aufstellt,  dass  daraus,  dass  »eine  bestimmte 
Gattuno;  äusserer,  räumlich  und  zeitlich  kontinuierlicher  Erscheinungen 
und  Vorgänge  in  unserm  Bewusstsein  durch  teleologische  Betrachtung 
zu  einer  Einheit  zusammengefasst  werden,  sich  noch  nicht  folgern 
lasse,  dass  dieser  Synthese  in  unserm  Innern  eine  analoge  objektive 
Einheit  ausser  uns  entspräche.«  Eine  solche  objektive  Einheit  ist, 
wie  Jellinek  richtig  sagt,  ein  Produkt  der  Metaphysik  und  die  An- 
nahme einer  realen  Substanz,  die  als  Staat  oder  Gesellschaft  zu  be- 
zeichnen ist,  gehört,  um  mit  Jellinek  zu  reden,  in  das  Reich  meta- 
physischen Glaubens.  Statt  zu  erklären,  gibt  die  organische  Lehre 
nur  Bilder  und  Analogien.  Es  ist  Jellinek  beizupflichten,  wenn  er 
den  Kampf  gegen  die  Gierkesche  Lehre  auf  das  Gebiet  der  Erkenntnis- 
kritik verlegt.  Wenn  wir  Gierkes  inhaltsvolle  Rektoratsrede  >Über 
das  Wesen  der  menschlichen  Verbände«  (Berlin  1902;  als  das  End- 
ergebnis seiner  Forschungen  betrachten,  so  liegt  klar  zutage,  dass  es 
Gierke  bis  jetzt  nicht  möglich  ist,  seinen  Organismusbegriff  anders 
als  mit  Analogien  zu  erklären.  Eine  adäquate  Erkenntnis  einer  über- 
sinnlichen Realität  gibt  es  nicht.  Was  Gierke  von  der  sinnlichen 
Wahrnehmung  der  menschlichen  Verbände  sagt  (a.  a.  O.  S.  17  ,  ist 
ohne  jegliche  Beweiskraft.  Daraus,  dass  Soldaten  marschieren,  Wahl- 
zettel in  die  Urne  geworfen  werden  und  Schutzleute  unsanft  tätig 
werden,  auf  das  Vorhandensein  einer  über  all  diesen  Erscheinungen 
stehenden,  sie  bedingenden  Verbandsperson  zu  schliessen,  ist  nichts 
anderes,  als  für  sinnlich  wahrnehmbare  Erscheinungen  einen  letzten 
Grund  in  einer  durchaus  metaphysischen,  ja  occulten  Anschauung 
zu  suchen. 

Das  gibt  auch  Gierke  zu,  denn  er  sagt  (a.  a.  O.  S.  18) :  »Wo 
immer  wir  die  Vorstellung  einer  im  lebendigen  Wesen  wirkenden, 
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§  37- 

Die  neuere  französische  Rechtswissenschaft  und 
die  organische  Staatsanschauung. 

Die  Lehren  der  neueren  französischen  Schriftsteller  stehen 
fast  alle  unter  dem  Einfluss  des  Comteschen  Positivismus. 
Damit  ist  ein  schroffer  Gegensatz  zu  Gierke  gegeben.1)  Aber 
die  Anlehnung  an  Comte  besteht   doch  vorwiegend  nur  in 

von  der  Summe  der  Teile  verschiedenen  Einheit  handhaben,  bewegen 
wir  uns  in  einer  unsichtbaren  Welt.«  S.  19:  »Das  eigentliche 
Wesen  dieser  Einheit  in  der  Vielheit  ist  uns  verborgen.« 

Es  ist  kein  aussichtsreiches  Ignorabimus,  wenn  Gierke  auf  S.  24 
sagt:  ;>Das  Geheimnis  des  eigentlichen  Wesens  dieser  Lebenseinheiten 
bleibt  unentschleiert.« 

Mit  Recht  hat  Jellinek  die  Frage  aufgeworfen  (a.  a.  O.  S.  146), 
ob  denn  Gierke  die  Möglichkeit  der  objektiven  Existenz  eines 
sozialen  Organismus  bewiesen  habe.  So  wenig  sich  ein  Beweis  für 
die  Existenz  Gottes  durch  die  sinnlich  wahrnehmbaren  Vorgänge  in 
und  ausser  uns  führen  lässt,  da  dieser  Beweis  lediglich  in  der 
Glaubensfrage  endigt,  ebensowenig  lässt  sich  ein  Beweis  für  eine 
übersinnliche  Einheit  auf  dem  von  Gierke  eingeschlagenen  Wege 
führen.  Man  muss  daher  Jellinek  zustimmen,  wenn  er  (a.  a.  O.  S.  146) 
die  Ausführungen  Gierkes  ein  Glaubensbekenntnis  nennt  und  betont, 
dass  Gierke  der  gerade  für  diese  Lehren  so  unendlich  wichtigen 
erkenntnistheoretischen  Frage  aus  dem  Wege  geht.  Denn 
Gierke  gelangt  über  eine  demonstratio  per  analogiam  nicht  hinaus, 
die  ja,  wie  er  selbst  sagt  (a.  a.  O.  S.  13),  ein  blosses  Hilfsmittel  der 
Erkenntnis  ist.  Auch  mit  psychologischen  Affekten,  mit  Volksseele, 
Volksgeist,  Standesgeist,  Familiengeist  lässt  sich  die  Existenz  einer 
übersinnlichen  Verbandsperson  nicht  erklären.  Was  soll  auch  der 
Begriff  »Familiengeist«  bedeuten?  Will  Gierke  damit  sagen,  dass 
auch  die  Familie  eine  übersinnliche  Einheit  ist  ? 

Schelling  und  Hegel  konnten  und  wollten  den  von  ihnen  auf- 
gestellten Organismusbegriff  nicht  mit  empirischen  Argumenten  er- 
klären. Gierkes  Theorien,  die  so  viel  Verwandtes  mit  den  Ideen 
Schellings  und  Hegels  zeigen,  sind  spekulative  Elaborate  xon  .io/Zr. 
Daher  ist  es  ein  verhängnisvoller  Missgriff  Gierkes,  -  die  Existenz 
seiner  sozialen  Organismen  mit  empirischen  Mitteln  beweisen  und 
ihnen  so  den  Charakter  des  wirklich  B  e  s  t  e  h  e  nd  e  11  und  nicht  bloss 
Vorgestellten,  lediglich  durch  Abstraktion  Gewonnenen  geben 
zu  wollen. 

l)  An  Gierke  schliesst  sich,  soweit  ich  ersehen  konnte,  nur 
Mestre  (Les  Personnes  morales  et  le  probleme  de  leur  responsabilite 
penale  1899)  an. 
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Befolgung  der  empirischen  Methode.  Die  Lehre  von  der 
Volkssouveränetät  und  das  aus  ihr  entspringende  Individual- 
prinzip  haben  gerade  in  Frankreich  der  Ausbreitung  der 
organischen  Staatslehre  entgegengearbeitet.  Daher  ist  letztere 
von  der  juristischen  Staatswissenschaft  aufgegeben  worden 
und  wird  im  wesentlichen  nur  noch  von  der  Soziologie  auf- 
recht erhalten.  Mit  dem  politischen  Prinzip  des  Individualis- 
mus,1) wie  es  auch  heute  noch  in  Frankreich  gilt,  ist  eine 
Staatsanschauung  unvereinbar,  die  in  dem  Individuum  nur  den 
rechtlosen  Bestandteil  eines  Organismus  erschaut.  Die  Idee 
der  individuellen  Rechtssphäre,  hervorgehend  aus  einem  ab- 
strakten Rechte,  ist  aus  dem  Naturrecht  in  das  moderne 
französische  Rechtsbewusstsein  übergegangen.  Der  Staat  wird 
nicht  mehr  aufgefasst  als  ein  reelles  Wesen,2)  wie  von  Comte 
und  seiner  soziologischen  Schule,  sondern  als  ein  Begriff,  als 
eine  Beziehung  von  Mensch  zu  Mensch.  Nach  Esmein3)  ist  der 
Staat  lediglich  »la  personnification  juridique«  der  Nation.  Und 
die  Nation  ist  Subjekt  und  Träger  der  souveränen  Gewalt. 
Daher  ist  der  Staat  nur  eine  Abstraktion,  ein  »titulaire 
ideal  et  permanent«  der  souveränen  Gewalt.  Reelle  Wesen  sind 
nur  die  Menschen.  Darum  kann  der  Staat  nicht  Selbstzweck 
sein.  Das  Individuum  und  die  Ausbildung  seiner  natürlichen 
Fähigkeiten  bildet  den  Gegenstand  der  staatlichen  Tätigkeit. 

Aber  selbst  da,  wo  das  Prinzip  der  individuellen  Rechts- 
sphäre abgelehnt  wird,  wird  die  organische  Anschauung  nicht 
geteilt.  L'Etat,  sagt  Duguit,4)  n'est  donc  point  cette  personne 
collective,  representant  contre  l'individu  les  droits  de  la  col- 
lectivite,  er  ist  vielmehr  eine  reine  Tatsache,  eile  est  et  reste 
un  simple  fait.5)  L'Etat,  c'est  la  force  materielle,  quelle  que 
soit  son  origine.5)  L'Etat  pour  nous,  c'est  l'homme,  le  groupe 
d'hommes,  qui  en  fait,  dans  une  societe,  sont  materiellement 
plus  forts  que  les  autres.  L'Etat  n'est  que  cela,  il  a  ete  et  est 
toujours  cela,  quelle  que  soit  la  forme  dont  il  se  revete,  que 
la  puissance  materielle  appartienne  ä  un  seul,  ä  quelques-uns  ou 
ä  la  majorite.  L'idee  d'une  puissance  materielle,  legitime  parce 

x)  s.  Rehm,  Allg.  Staatslehre  S.  264. 

2)  Esmein,  Elements  du  droit  constitutionnel  francais  et  compare 
2.  Aufl.  1899  p.  155,  162,  176,  348. 

3)  A.  a.  O.  p.  1. 

4)  L'Etat,  I  p.  10. 
*)  Ibid.  p.  15. 
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qu'elle  appartient  ä  l'unanimite,  est  une  fiction.1)  Und  ferner: 
Qu'on  appelle  Etat  un  groupement  humain,  fixe  sur  un  terri- 
toire  determine,  oü  les  plus  forts  imposent  leur  volonte  aux 
plus  faibles,  nous  le  voulons  bien.2) 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  in  eine  Kritik  dieser 
Anschauungen  einzutreten.  Sie  enthalten,  wie  Jellinek  sagt,3) 
eine  Rückkehr  zur  alten  Herrschertheorie,  allerdings  dadurch 
gemildert,  dass  das  Prinzip  der  sozialen  Solidarität  als  Kriterium 
für  die  Rechtmäßigkeit  der  aus  dieser  force  materielle  ent- 
springenden Handlungen  zu  gelten  hat.  Worauf  es  uns  an- 
kommt, das  ist  die  tiefe  Kluft  zu  zeigen,  die  Gierke  und 
Duguit  trennt.  Denn  auch  bei  Duguit  ist  es  nicht  das  organische 
Ganze,  das  als  Staat,  als  Realität  zu  gelten  hat,  sondern  das 
Individuum  in  der  Ein-  oder  Mehrzahl,  als  Inhaber  der  tatsäch- 
lichen Gewalt.  Wenn  auch  Duguit  die  Individualrechtssphäre 
des  Naturrechts  verneint,  so  bestreitet  er  doch  nicht,  dass  das 
Individuum  allein  als  das  physische  Substrat  des  Begriffs  Staat 
in  Betracht  kommt  und  dass  der  Staat  eben  nichts  mehr  ist  als 
der  Inbegriff  der  Beziehungen  der  machthabenden  Individuen 
oder  Klassen  von  solchen  zu  den  von  ihnen  Beherrschten. 
Denn  nach  Duguit  bedeutet  der  Staat  als  reine  Tatsache  die 
Anwendung  dieser  Gewalt  unter  Beobachtung  der  Gebote  des 
objektiven  Rechts.4)  Wir  wollen  in  der  Kritik  Duguits  nicht 
so  weit  gehen  wie  Jellinek,  der  der  Herrschertheorie  den 
nicht  unberechtigten  Vorwurf  macht,  dass  sie  auf  einem 
extrem  empirischen  Boden  stehe  und  die  modernen  logischen, 
psychologischen  und  erkenntnistheoretischen  Forschungen 
nicht  berücksichtige5);  was  uns  hier  auffällt,  ist  der  diametrale 
Gegensatz  dieser  empirischen  Anschauungen  Duguits  zu  den 
Grundlehren  der  Gierkeschen  Theorie.  Indes  ist  die  Lehre 
Duguits  in  Frankreich  keineswegs  verbreitet,  vielmehr  wiegt 
in  Theorie  und  Praxis  die  individualistische,  aus  dem  natur- 
rechtlichen Prinzip  der  Individualrechtssphäre  hervorgegangene 
Gesellschaftsanschauung  vor.  Und  indem  die  französische 
Staatsrechtsphilosophie  den  Individualismus  als  Fundamental- 
satz  der  Soziallehre   anerkennt,    wenn   sie   die  individuelle 

J)  A.  a.  O.  p.  19,  20. 

2)  A.  a.  O.  p.  9. 

3)  A.  a.  O.  S.  140. 

4)  A.  a.  O.  p.  15. 

5)  Allg.  Staatslehre  S.  141. 
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Freiheit  als  den  Zweck  jeder  staatlichen  Tätigkeit  bezeich- 
net,1) so  liegt  darin  implicite  die  strikte  Ablehnung  einer 
jeden  organischen  Auffassung.  Am  schärfsten  spricht  Michel 
die  individualistische  These  aus2):  Enfin,  l'individualisme, 
tel  que  nous  le  concevons,  est  seul  capable  de  fournir  une 
base  rationelle  ä  la  philosophie  du  droit  ainsi  qu'  ä  la  liberte 
politique,  et  ä  la  souverainete  du  peuple.  Or,  malgre  les 
critiques  dirigees  contre  l'idee  abstraite  du  droit,  contre  la 
souverainete  du  peuple,  contre  la  liberte  politique,  les  deux 
premieres  demeurent  les  bases  memes,  la  troisieme,  la  fin 
superieure  d'une  societe  progressive. 

*)  Esmein  a.  a.  O.  p.  348. 
2)  A.  a.  O.  p.  630. 


